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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vorsitzender Dr. Skotton: Hoher Bundes- Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
rat! Ich e r  Ö f f n e  die 323. Sitzung des Bun- für die Dauer der zeitweiligen Verhinderung 
desrates. des Bundesministers für Auswärtige Angele­

genheiten Dr. Rudolf Kirchschläger in der Zeit 
Das amtliche P r o  t 0 k 0 11 der 322. Sitzung 

vom 2. bis 8. Juli 1973 den Bundeskanzler 
des Bundesrates vom 7. Juni 1973 ist aufge-

Dr. Bruno Kreisky mit dessen Vertretung be­legen, unbeanstandet geblieben und gilt daher 
traut. 

als genehmigt. 
Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 

E n t s c h u 1 d i 9 t haben sich die Bundes- um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
räte Bürkle, Kouba, Knoll und Krempl. machen. 

Ich begrüße den im Hause erschienenen 
Herrn Staatssekretär Lausecker. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Häuser" 

Vorsitzender: Ich danke der Frau Schrift­
führerin für die Verlesung dieses Schreibens. 
Es dient zur Kenntnis. 

Einlauf und Behandlung der Tagesordnung 
Eingelangt sind weiters drei Schreiben des 

Vorsitzender: Eingelangt ist ein Schreiben Bundeskanzleramtes betreffend Gesetzes­
des Vizekanzlers betreffend eine Ministerver- beschlüsse des Nationalrates im Sinne des Ar-
tretung. tikels 42 Abs. 5 Bundes-Verfassungsgesetz. 

Ich ersuche die Frau Schriftführer um Ver- Ich ersuche die Frau Schriftführerin um Ver-

lesung dieses Schreibens. lesung dieser Schreiben. 

Schriftführerin Leopoldine Pohl: Schriftführerin Leopoldine Pohl: 

"An den Vorsitzenden des Bundesrates. "An den Herrn Vorsitzenden des Bundes­
rates. 

Das Präsidium des Nationalrates hat dem 
Der Herr Bundespräsident hat mit Entschlie- Bundeskanzler mit Schreiben vom 18. Juni 

ßung vom 26. Juni 1973, Zl. 5234173, über mei- 1973, Zl. 159 d. B.-NR/1973, den beiliegenden 
nen Vorschlag gemäß Artikel 73 des Bundes- Gesetzesbeschluß vom 18. Juni 1973: Bundes-
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Sdulftmhrerin 

gesetz betreffend entgeltliche Veräußerungen 
von unbeweglichem Bundesvermögen, über­
mittelt. 

Das Bundeskanzleramt beehrt sich, diesen 
Gesetzesbeschluß bekanntzugeben und mitzu­
teilen, daß es beabsichtigt, entsprechend dem 
letzten Satz des Artikels 42 Abs. 5 des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1 929 
vorzugehen. 

Für den Bundeskanzler: 

Weiss" 

.,An den Vorsitzenden des Bundesrates. 

Das Präsidium des Nationalrates hat dem 
Bundeskanzler mit Schreiben vom 1 8. Juni 
1 973, Zl. 760 d. B.-NR/1973,  den beiliegenden 
Gesetzesbeschluß vom 18. Juni 1973: Bundes­
gesetz betreffend entgeltlidle Veräußerungen 
von unbeweglidlem Bundesvermögen, über­
mittelt. 

Das Bundeskanzleramt beehrt sidl, diesen 
Gesetzesbeschluß bekanntzugeben und mitzu­
teilen, daß es beabsichtigt, entsprechend dem 
letzten Satz des Artikels 42 Abs. 5 des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
vorzugehen. 

Für den Bundeskanzler: 

Weiss" 

"An den Vorsitzenden des Bundesrates. 

Das Präsidium des Nationalrates hat dem 
Bundeskanzler mit Schreiben vom 1 9. Juni 
1973. Zl. 781 d. B.-NR/1973, den beiliegenden 
Gesetzesbesdtluß vom 19. Juni 1973 : Bundes­
gesetz, mit dem Uberschreitungen von Ansät­
zen des Bundesfinanzgesetzes 1 973 aus Anlaß 
der Maul- und Klauenseuche genehmigt wer­
den (1 . Budgetüberschreitungsgesetz 1973), 
übermittelt. 

schlüsse des Nationalrates einer Vorberatung 
unterzogen. Die diesbezüglichen schriftlichen 
Berichte liegen vor. 

Gemäß § 28 Abs. C der Geschäftsordnung 
habe ich diese Vorlagen sowie die Wahl der 
beiden Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Bundesrates sowie der zwei Schriftführer und 
der zwei Ordner für das 2. Halbjahr 1913 auf 
die Tagesordnung der heutigen Sitzung ge­
stellt. 

Erhebt sich dagegen ein Einwand? - Dies 
ist nicht der Fall . 

Eingelangt ist ferner ein Bericht des Bundes­
ministers für Auswärtige Angelegenheiten 
über die XVI. Ordentliche Generalkonrerenz 
der IAEO vom 26. September bis 4. Oktober 
1912 in Mexico City. 

Ich habe diesen Bericht dem Ausschuß für 
auswärtige Angelegenheiten und wirtschaft­
liche Integration zur weiteren geschäftsord­
nungsmäßigen Behandlung zugewiesen. 

Es ist mir der Vorschlag zugekommen, die 
Debatte über die Punkte 6 bis 10 ,  1 1  bis 1 6  
sowie 1 7  bis 1 9  der Tagesordnung unter einem 
abzuführen. 

Die Punkte 6 bis 10 sind Novellen zum 

Gehaltsgesetz 1956, 

Vertragsbedienstetengesetz 1948, 

Gehaltsüberleitungsgesetz, 

zur Bundesforste-Dienstordnung und 

zum Pensionsgesetz 1965. 

Die Punkte 1 1  bis 16 sind Novellen zum 

Heeresversorgungsgesetz, 

Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, 

Bundesgesetz über die Gewährung von 
Hilfeleistungen an Opfer von Verbrechen, 

Das Bundeskanzleramt beehrt sich, diesen Kleinrentnergesetz, 

Gesetzesbeschluß bekanntzugeben und mitzu- Invalideneinstellungsgesetz 1969 und 

teilen, daß es beabsichtigt, entsprechend dem Bundesgesetz über die Beschäftigung 
letzten Satz des Artikels 42 Abs. 5 des Bun- von Kindern und Jugendlichen. 
des-Verfassungs gesetzes in der Fassung von 
1929 vorzugehen. 

Für den Bundeskanzler: 

Weiss" 

Vorsitzender: Idt danke der Frau Schrift­
führerin für die Verlesung dieser Schreiben. 
Sie dienen zur Kenntnis. 

Eingelangt sind weiters jene Besdllüsse des 
Nationalrates. die Gegenstand der heutigen 
Tagesordnung sind. 

Ich habe diese Vorlagen gemäß § 29 Abs. C 
der Geschäftsordnung den Obmännern der zu­
ständigen Ausschüsse zur Vorberatung zuge­
wiesen. Die Ausschüsse haben diese Be-

Die Punkte 1 7  bis 19 sind ein 

EGKS-Abkommen-Durc.bführungsgesetz, ein 

Abkommen zwischen der Republik Oster-
reich und der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft zur Anwendung der Bestimmun­
gen über das gemeinschaftliche Versandver­
fahren und ein 

Versandverfahren-Durchführungsgesetz. 

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 
werden zuerst die Berichterstatter ihre Be­
richte geben. Sodann wird die Debatte über 
die zusammengezogenen Punkte unter einem 
abgeführt. Die Abstimmung erfolgt wie immer 
in solchen Fällen getrennt. 
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Vorsitzender 
Wird gegen diesen Vorschlag ein Einwand Wünscht zu diesem Tagesordnungspunkt 

erhoben? - Dies ist nicht der Fall. Der Vor- jemand das Wort? - Das ist nicht der Fall. 
schlag ist somit angenommen. 

Ich begrüße die inzwischen im Hause er­
schienene Frau Bundesminister Dr. Firnberg. 
(Allgemeiner Beifall.) 

1. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
20. Juni 1973 über ein Internationales Kakao­
Ubereinkommen 1972 samt Anlagen sowie 
Auszug der Note des Generalsekretärs der 
Vereinten Nationen samt Hinweis auf die 
durch Versdlweigung erfolgte Vertragsände-

rung (977 der Beilagen) 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e in e n Ein s p r u c h zu erheben. 

2. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 20. Juni 1973 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Usterreichisdle Hochschfllersdlaft 
(Hochschfllersdlaftsgesetz 1973) (959 und 

962 der Beilagen) 

Vorsitzender : Wir gelangen nun zum 
2. Punkt der Tagesordnung: Hochschüler­

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die schaftsgesetz 1973. 
Tagesordnung ein und gelangen zum 1.  Punkt: 
Internationales Kakao-Ubereirrkommen 1972. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Doktor 
Pitschmann. Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter DDr. Pitschmann: Hoher 
Bundesratl Das Internationale Kakao-Abkom­
men aus dem Jahre 1972 ist ein sehr umfang­
reimes Gesetzeswerk. Es ist ein Verdienst der 
UNO, daß über 70 Prozent der Kakaoerzeu­
gung durd!. dieses weltweite Gesetz erlaßt 
sind. 

Es setzt sich zum Ziel, übermäßige Schwan­
kungen des Kakaopreises zu verhindern, die 
die langfristigen Interessen sowohl der Erzeu­
ger als auch der Verbraucher nachteilig be­
einflussen könnten. 

Das Ubereinkommen soll auch zu einer Sta­
bilisierung und Erhöhung der Ausfuhrerlöse 
der produzierenden Entwicklungsländer bei­
tragen. Dadurch sollen diesen Ländern bessere 
Möglichkeiten für ein beschleunigtes Wirt­
schaftswachstum und eine raschere soziale 
Entwicklung geboten werden. 

Gleichzeitig sollen die Interessen der Ver­
braucher in den Einfuhrländern berücksichtigt 
werden. 

Ein weiteres Ziel des Ubereinkommens be­
steht in der Sicherstellung einer ausreichen­
den Versorgung zu Preisen, die für Erzeuger 
und Verbraucher angemessen sind. Ferner soll 
durch Ausweitung des Verbrauches und An­
passung der Erzeugung auf lange Sicht ein 
Gleichgewicht zwischen Angebot und Nach­
frage sichergestellt werden. 

Der Wirtschaftsausschuß befaßte sich vor­
gestern mit dieser Materie und beauftragte 
mich, zu b e a n t r a g  e n, diesen Beschluß 
nicht zu beeinspruchen. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Bericht­
erstatter für seinen Bericht. 

Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat RempI­
bauer. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Remplbauer: Sehr geehrter 
Herr Vorsitzender! Hoher Bundesrat! Der vor­
liegende Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
über ein neues Hochschülerschaftsgesetz beab­
sichtigt unter Beibehaltung der im europä­
ischen Raum vorbildlichen grundsätzlichen Re­
gelungen, wie etwa der Konzeption der Stu­
dentenvertretung als Körperschaft öffentlichen 
Rechtes, dem Begutachtungsrecht oder dem an 
die Nationalrats-Wahlordnung angeglichenen 
Wahlrecht, den in den letzten Jahren insbe­
sondere im Zusammenhang mit der Neuord­
nung des österreichischen Hochschulwesens 
zutage getretenen Erfordernissen zu entspre­
chen. 

Neben der Einführung des aktiven Wahl­
rechts für ordentliche Hörer fremder Staats­
angehörigkeit (Staatenlose) ist im Interesse 
einer Förderung des Kontaktes zwismen Stu­
denten und Studentenvertretern auch eine Er­
weiterung der Organe der Osterreichischen 
Hochschülerschaft vorgesehen. So sollen neben 
den bereits bisher bestehenden Or­
ganen künftig auch StudJienrichtungsvertre­
tungen, Instituts(Klassen}vertretungen sowie 
Studienabschnittsvertretungen eingerichtet 
werden. Aum die Wirtschaftsorganisation der 
Hochschülerschaft wird neu geregelt. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor­
lage in seiner Sitzung vom 26. Juni 1973 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassungs- und Rechtsangelegen­
heiten somit durch· mich den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 20. Juni 1973 betiieffend ein Bundes-
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Remplbauer 

gesetz über die OsterreiChische HoChsChüler­
schaft (HochschülersChaftsgesetz 1973) wird 
kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn BeriCht­
erstatter für seinen Bericht. 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Professor Dr. SChambeck. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Bundesrat Dr. Sdlambeck (OVP): Herr Vor­
sitzenderl Frau Bundesministerl Hoher Bun­
desrat! Meine Damen und Herren! Es ist ei�e 
unleugbare Tatsache, daß sich mit der Ent­
widdung der Gesellschaft auch das politische 
Bewußtsein des einzelnen weiterentwickelt 
und sich damit vor allem in einem Staat mit 
einem demokratischen politischen Ordnungs­
system ständig die Notwendigkeit ergibt, alle 
MögliChkeiten demokratischer Vertretung 
stets neu auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen. 

Das gilt allgemein für die Einrichtungen auf 
Grund des demokratischen Baugesetzes der 
Verfassung und der Rechtsordnung auf ein­
fachgesetzlicher Ebene - wir haben uns ja 
erst, ich glaube, in der letzten Sitzung auch mit 
Einrichtungen der direkten Demokratie und 
ihrem Verhältnis zur parlamentarischen Demo­
kratie beschäftigt -, das gilt allerdings in 
bestimmter Weise bei allen quantitativen und 
qualitativen Unterschieden, die ich nicht über­
sehen will, auch für die Gebiete der Gesell­
schaft, für den wirtschaftlichen, den sozialen 
und auch den kulturellen Bereich. 

Meine Fraktion stand daher dem Anliegen' 
einer Neuregelung der Studentenvertretung 
stets aufgeschlossen gegenüber, und ich darf 
auch auf die Initiativen, die unter den Bundes­
ministern für Unterricht Dr. Drimmel, Doktor 
Piffl und Dr. Mock gesetzt wurden, verweisen. 

Diese Politik der alle Fraktionen des Par­
laments umfassenden Reform und Verbesse­
rung des Hochschulwesens auf lernender und 
lehrender Seite soll auch u.ns heute weiter 
aufgegeben sein. Die heutige Tagesordnung 
liefert dafür eine Anzahl von Hinweisen. 

Auf dem Gebiet der Hochschule ist hier vor 
allem zweierlei notwendig: 

menarbeit zwischen lehrender und lernender 
Seite, eine Zusammenarbeit auf dem Gebiete 
der Forschung, der Lehre und - lassen Sie 
mich das gerade am Ende eines Studienjahres 
besonders betonen - auch auf dem Gebiete 
des Prüfungswesens. Jeder soll wissen, was er 
zu lernen hat und, wenn er durchgefallen 
sein sollte, warum er durchgefallen ist und 
was er zu lernen hat, damit er das nächste Mal 
durchkommt. Niemand soll weggehen, ohne 
zu wissen, warum er durchgefallen ist. Zwi­
schen Durchkommen und Durchfallen gibt es 
auch noch eine ganze Palette von Möglichkei­
ten, um das Leben, sagen wir, zu erleichtern. 

Hier, glaube ich, sind sehr wertvolle wich­
tige Schritte zu setzen. Wir haben es außer­
ordentlich bedauert - ich habe das drei- oder 
viermal an dieser Stelle betonen können -, 
daß wir erst zu einem verhältnismäßig späten 
Zeitpunkt Gelegenheit haben, dieses neue 
HOchschülerschaftsgesetz zu verabschieden. 

Ich darf darauf verweisen, daß bereits in 
der Regierungserklärung Kreisky auf die Not­
wendigkeit der Homschulreform hingewiesen 
wird. Frau Dr. Hawlicek wird das sicherlich 
erwähnen. Ich habe mein Bedauern darüber 
ausgedrückt, daß kein Mitglied der Bundes­
regierung beim Kärntner Studententag anwe­
send gewesen ist. Wfr sind nach der Anfrage­
beantwortung von Frau Bundesminister Dok­
tor Firnberg vom Herbst 1971,  daß das OH­
Gesetz im Ministerium bereits fertig sei und 
demnächst, spätestens im Jahre 1972, einge­
bracht werde, im Jahre 1972 erstaunt gewe­
sen, daß das nicht der Fall war, obgleich in der 
Begründung des Antrages der Herren Doctores 
Fischer und Gruber zur Verlängerung der 
Funktionsperiode der Hochschülerschaft ange­
geben wurde, daß mit einer Regierungsvorlage 
bis November 1972 zu rechnen sei. 

Ich darf darauf verweisen - ich wäre sonst 
ein schlechter Sprecher der Opposition -, daß 
es die Abgeordneten Dr. GIuber und Genos­
sen, also Abgeordnete meiner Fraktion, waren, 
die am 10. Mai 1972 den Entwurf eines Hoch­
schülerschaftsgesetzes eingebracht haben. 

Es ist im Nationalrat bemerkt worden, wir 
hätten von jemandem abgeschrieben, aber ich 
darf dazu nur sagen: Man kann nur von etwas 
abschreiben, was vorliegt. Davon, was erst 
nachher eingebracht wird, kann man nicht ab­
schreiben. Es ist vielmehr ein Gedankenaus-

,Erstens eine Verbesserung der Interessen­
vertretung und damit auch eine Verbesserung 
des Interessenausgleichs zwischen lehrender 
und lernender Seite und tausch begonnen worden, zu dem wir, wie ich 

zweitens das Suchen nach neuen Wegen 
fachlicher Zusammenarbeit neben einem politi­
schen Meinungsaustausch und einer Vertre­
tung der studierenden Jugend auf gesamt­
staatlicher Ebene, eine neue fachliche Zusam-

glaube, einen ersten Beitrag g,eleiJstet haben, 
nämlich bereits am 10. Mai 1972. 

Die Regierungsvorlage ist im Feber 1973 
eingebracht worden. Ich möchte meiner Freude 
Ausdruck geben, daß trotz verschiedenster 
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Diskussionen - wo gibt es die nicht? - eine 
einstimmige VerabsChiedung dieses so widl­
tigen Gesetzes im Nationalrat mögIidl gewor­
den ist. 

Es ist begrüßenswert - darf ich das gleiCh 
betonen; gerade im Bundesr,at als der Länder­
kammer des österreidlischen Parlaments sei 
das besonders betont -, daß nun an jeder 
österreichischen Hochsdlule die Osterreichi­
sche Hodlsdlülerschaft als eine eigene Körper­
schaft des öffentlichen Rechtes erridltet wird 
und nicht wie bisher Hauptaussdlüsse und 
Fachausschüsse nur Organe der einen Körper­
smaft öffentlimen Rechtes sind. Gerade wir 
Sollten das, was dankenswerterweise audl in 
den Erläuternden Bemerkungen steht, als be­
sonders begrüßenswert hervorheben. 

recht zusteht und in welchem räumlichen Ver­
hältnis sich der zu Vertretende zu seinem poli­
tischen Raum befindet. Wir wissen heute alle, 
ob es sich um eine Hochschule in der Bundes­
hauptstadt handelt oder in einem anderen 
Ort - um nicht den Ausdruck "Provinz" zu 
gebrauchen, weil das eine negative Wertung 
hat -, in einem anderen Ort in einem öster­
reichischen Bundesland, daß sich nicht alle 
österreichischen Studenten ständig an ihrem 
Hodlschulort aufhalten. Ich weiß das. In mei­
ner Fakultät in Linz ist das weitestgehend der 
Fall, aber ich kenne auch andere Fakultäten, 
die ich erlebt habe oder erlebe, wo das nicht 
der Fall ist. Da wäre eine Briefwahl demo­
kratisdler und würde auch die Wahlbeteili­
gung mehr erhöhen. Ich bedaure es daher sehr, 
daß entgegen dem Vorschlag der Regierungs-

Ich freue mich auch darüber - audl als vorlage die Briefwahl im Gesetz selbst nicht 
akademischer Lehrer -, daß die neuen Be- enthalten ist. 
reiche der Konfrontation und der Zusammen­
arbeit von lehrender und lernender Seite auf 
Bundesebene, auf Hochschulebene, auf Fakul­
tätsebene, auf Studienrichtungsebene, im Be­
reiche der Institute und Studienabschnitte 
nidlt allein durch die Einrichtung der Haupt­
ausschüsse, sondern auCh der Fakultätsvertre­
tungen, der Studienrichtungsvertretungen, der 
Institutsvertretungen, der Studienabschnitts­
vertretungen neue Möglidlkeiten der Zusam­
menarbeit eröffnen. Da wir uns schon öfters 
hier audl über Möglichkeiten der Verleben­
digung und Verpersönlichung des Wahlredltes 
auseinandergesetzt haben, möchte ich es als 
einen ganz wesentlichen Schritt zur V,erbes­
serung des österreichischen Wahlrechts in wei­
testem Sinn bezeichnen - meines Wissens er­
folgt das erste Mal diese Differenzierung -, 
daß wir hier im Institutsbereidl und bei den 
Studienridltungen das Persönlidlkeitswahl­
recht verankert sehen, in den übrigen Berei­
chen das Listenwahlrecht. 

Bedauerlich finde ich nur, daß es nimt mög­
lim gewesen ist, daß sich die SPO-Fraktion 
unserer Verteidigung der Regierungsvorlage 
in bezug auf das Briefwahlrecht anschloß. 

Im wäre ein schlechter Oppositionsvertreter, 
wenn ich nimt auf folgenden Umstand hin­
weisen würde - abgesehen davon, daß es 
aum meine Uberzeugung ist -: Die Regie­
rungsvorlage hat die Möglimkeit der Brief­
wahl vorgesehen, es ist im gegenwärtigen 
Entwurf aber nicht enthalten. 

Meine Damen und Herren! Uber die Brief­
wahl kann man versmiedener Ansimt sein. 
Aber genauso, wie es darauf ankommt, ob die 
Einzelpersönlichkeit oder die Liste nach dem 
jeweiligen Fachbereim herauszustellen ist, 
kommt es audl darauf an, wem das Stimm-

Ein Problemkreis für sidl, der einmal in 
Ruhe bedacht werden sollte, audl im Zusam­
menhang mit dem Vertretungsredlt zu ande­
ren gesetzlidlen Interessenvertretungen, Kör­
persmaften des öffentlichen Rechtes, ist die 
Frage des Ausländerstimmrechtes. Im mödlte 
sagen, daß der Kompromiß, der hier gesdllos­
sen wurde, daß die Ausländer wohl ein akti­
ves Wahlredlt haben, das heißt, sie dürfen 
wählen, aber nimt einen von ihnen Aufg�­
stellten, also kein passives VV'ahlredlt haben, 
meiner besmeidenen Ansicht nach mit dem 
demokratischen Grundsatz der Identität von 
Herrscher und Beherrschten nicht vereinbar 
ist. Ich weiß, daß das demokratisme Baugesetz 
versdliedene Modifikationen eröffnet, aller­
dings halte ich die Differenzierung, daß 
jemand ein aktives, aber kein passives Wahl­
recht haben soll, für nicht sehr glücklich ge­
löst. Der von meiner Fraktion im Nationalrat 
gemadlte Vorschlag einer eigenen Kurie 
schiene mir hier besser zu sein als eine eigene 
Prägung der Vertretung der Ausländer im In­
land, wobei wir von der OVP gemeint haben, 
daß diesen ein besonderes Beratungsrecht zu­
käme. 

Ich weiß, Hoher Bundesrat, daß im Zusam­
menhang mit dem Ausländerwahlrecht oft der 
Gedanke der Radikalisierung auftritt. Im 
glaube, man darf diesen Vorwurf nicht allge­
mein, generell für alle österreidlischen Hoch­
schulen erheben. Es kommt hier auf den ein­
zelnen Hocb.schulort an, und es wird eine Ver­
antwortung für alle Fraktionen in der öster­
reidlisdlen Hochsdlulpolitik bestehen - ich 
betone: für alle Fraktionen -, daß es zu der­
artigen Tendenzen, die wir alle nicht wollen, 
nicht kommt und hier ein edltes Gespräch mit 
den ausländischen Studenten eröffnet wird. 
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Ich hoffe auch, daß diese ausländisdlen Stu­

denten, die nur ein aktives, aber kein passives 
Wahlrecht haben, nicht zu bloßem Stimmvieh 
degradiert werden. Das ist auch keine Form 
kultureller EntwiCklungshilfe. Diese Form leh­
nen wir genauso ab wie jene Form der Ent­
wiCklungshilfe, die etwa die Entwicklungslän­
der nur als zukünftige gute, mehr oder weni­
ger ausgenützte Geschäftspartner ansieht. 

Ich glaube, daß wir mit dem Ausländer­
stimmrecht sicherlich einen Beitrag zu einer 
Erziehung zur Demokratie leisten können, 
über den Bereich Osterreichs hinaus, denn 
manche ausländische Studenten erhalten jetzt 
durch dieses Gesetz, Hoher Bundesrat, oft 
mehr demokratische Rechte, als sie zu Hause 
die Möglichkeit haben, auszunützen. 

Ich möchte allerdings in diesem Zusammen­
hang auch bemerken, daß durch das Gesetz 
über die Neuregelung der Osterreichischen 
Hochschülerschaft die studentische Interessen­
vertretung neu geregelt wurde und daß damit 
ein ganz wesentlicher Beitrag, eine Vor·ausset­
zung zur Hochschulreform geleistet wird. Ich 
habe auch in unserer längeren Debatte, die 
damals der Herr Vorsitzende und ich zum Be­
richt über die Parlamentarische Hochschul­
reformkommission führten, betont, daß die 
Neuregelung der Studentenvertretung eine 
unbedingte Notwendigkeit ist. Ich möchte auch 
als Ordinarius sagen, daß die Zeit der bloß 
monologischen Lehrveranstaltungen vorbei 
sein soll und es heute mit der Entwicklung der 
Gesellschaft von einer mehr hierarchischen zu 
einer mehr partnerschaftIichen Gesellschaft 
darauf ankommt, audl die Autorität in dieser 
Ordnung weiterzuentwkkeln, und daß es 
befragbare und antwortfähige Autoritäten sein 
mögen. 

Ich möchte allerdings audl sagen: Antwort 
kann man nur auf ein Wort geben, und man 
soll auch nur soviel an Verantwortung über­
nehmen, als man fähig ist, mit Wissen und 
Gewissen zu vertreten. Sonst wird nämlich die 
Politik gewissenlos. 

Dafür liefert dieses Gesetz wichtige Vor­
aussetzungen, ohne allerdings - lassen Sie 
mich das betonen, ,auch im Bundesr.at, im Na­
tionalrat ist es bereits geschehen - llU sagen, 
wir würden uns durch dieses OH-Gesetz in 
eine bestimmte Ridltung der Hochschulreform 
bereits präjudizieren. 

Meine Damen und Herren! Hier sind wesent­
liche Voraussetzungen geschaffen worden, 
allerdings wird über ein UOG, ein Universi­
täts-Organisationsgesetz noch zu befinden sein, 
wobei ich inständig bei dieser Gelegenheit der 
Hoffnung AusdruCk gebe, daß dieselbe Ein-

stimmigkeit, die heute bei der Verabsdliedung 
dieses Gesetzes möglidl ist, eines Tages - im 
würde mich freuen, Frau Bundesminister, 
wenn das im nädlsten Jahr der Fall sein 
kann - auch möglich ist bei einem UOG, 
wenn alle Wünsche, die von lernender und 
lehrender Seite geäußert wurden in bezug auf 
die Neuordnung der Universitäten, in dem 
neuen Entwurf, an dem im Bundesministerium 
für Wissenschaft und Forschung in dankens­
werter Weise gearbeitet wird, berüCksichtigt 
werden. 

Wir wollen allerdings audl, Hohes Haus, 
nicht übersehen, daß das beste Gesetz, vorbe­
reitet im Meinungsaustausdl mit den Inter­
essenvertretungen, vom Ministerium und 
durchdiskutiert im National- und Bundesrat, 
völlig vergeblich ist, wenn der Mensch dazu 
fehlt, der als Student und als akademischer 
Lehrer dazu die Ausführung zu bieten hat. 
Das beste Hochschülerschaftsgesetz, das beste 
Universitäts-Organisationsgesetz wird nidlt 
den Willen zum Lernen ersetzen können, nicht 
ersetzen können das Konzentrationsver­
mögen, das Verzidlten, tage-, wochen-, 
monate- und jahrelang allein einen Weg der 
Ausbildung zu gehen, und wer von der ler­
nenden zur lehrenden Seite überwechselt: mit 
all dem Risiko, ob man etwas zu sagen hat 
oder nicht, sich auch geistig in einem bestimm­
ten Bereich durchzusetzen, mitreden zu kön­
nen. (Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. 
Ec k e r t übernimmt die Verhandlungslei­
tung.) 

Und hier ist in den letzten Jahren und Jahr­
zehnten - weil so viel über die Hochschulen 
gesprochen wird, verpolitisierend und ver­
ideologisierend, sei es besonders betont -
Großartiges geleistet worden. Wenn wir uns 
in einer Universitätsreform befinden, so nicht 
deshalb, weil die Universitäten abgewirtschaf­
tet hätten, weil die Studenten nichts geleistet 
oder die Lehrer nichts erbracht hätten, sondern 
vielmehr in einem Weiterentwiddungsprozeß, 
in dem allerdings - und darauf kommt es an, 
daß sich alle Fraktionen darauf in ihrem Be­
reich vorbereiten - die Einzelentscheidungen 
der einzelnen, die Möglichkeiten, die geboten 
werden, auch in Eigenverantwortung zu nut­
zen, niemandem abgenommen werden kann. 

Hoher Bundesrat I In der Rede, die gestern 
der Herr Bundesminister für Unterricht und 
Kunst Dr. Sinowatz in dankenswerter und in 
lesenswerter Weise anläßlich der Ehrung 
unseres Klubobmannes gehaltJenhat, hat er 
sehr treffend darauf hingewiesen: "Es kommt 
darauf an, daß der Politiker zur Humailisie­
rung des öffentlichen Lebens beiträgt." 
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Durch das österreichische Hochschüler- samen Initiativantrag der OVP und der SPO 

schaftsgesetz ist es dem österreidlisdlen Par- auf Verschiebung der Hochschülersdlaftswah­
lament möglich, einen Beitrag zur Humanisie- len auf ein halbes Jahr beschlossen. 
rung des Hochschullebens zu leisten. Ich 
glaube, daß das sehr wichtig ist, damit in 
einer Zeit, in der ein Dialog, ein Gespräch 
über die Neuordnung der Universitäten drin­
gend notwendig ist, auch ein entsprechender 
Ton Platz greift. Zu diesem Ton und zu dieser 
Notwendigkeit der Humanisierung liefert das 
österreidlische Hochschülerschaftsgesetz einen 
wichtigen Beitrag. 

Nun sitzen wir wieder hier, und zwar einen 
Sitzungstermin zu spät, denn das Hochschüler­
schaftsgesetz hätte am 4. April im National­
rat beschlossen werden müssen, um die Hoch­
schülerschaftswahl noch dies_es Semester, und 
zwar konkret am 24. und am 25. Mai, zu er­
möglichen. Es ist aber erst vergangene Woche 
- am 20. Juni - im Nationalrat verabschiedet 
worden . 

. 
Wir b�grüßen dahe� dieses Gesetz, :verden Warum diese neuerliche Verzögerung? Kol­

Ihm zustImmen, und Ich hoffe, daß SIch das lege Schambeck hat wohlbedacht nicht dazu 
V �rtrauen, da� �uf lehre�de

.
r und lernender' Stellung genommen. Es blieb seinen Kollegen 

SeIte notwendIg 1st, um mItemander sprechen im Nationalrat Dr. Blenk und Dr. Gruber vor­
zu

. 
k�nnen, auch auf das Verhältnis der

. 
öster- behalten, falsche Dinge aufzuzeigen. Daher 

�eIchls
.
�en Ho�schulen zur Bundesreg�erung glaube ich auch, daß wir im Bundesrat darüber 

ubertragt und mnerhalb der BundesregIerung informiert sein müssen warum es neuerlich 
- das wünsche ich Ihnen, Frau Bundesmini- zu dieser Verzögerung �ekommen ist. 
ster Dr. Firnberg - auf das Verhältnis des 
zuständigen Ressortministers zu seinen ande- Was ist denn seit November 1972 gesche-
ren Regierungskollegen. hen? 

Diesbezüglich wünsche ich mir selbst, daß 
es der Frau Bundesminister Dr. Firnberg mög­
lich ist, die Interessen der lehrenden und der 
lernenden Seite so zu v-ertreten, daß dann, 
wenn wir uns nach dem Sommer zur Fortset­
zung unserer politischen Arbeit wiedersehen, 
keine Krisensituation gegeben ist, sondern ein 
gemeinwohlgerechter Interessenausgleich, in 
dem keine Gruppe gegen die andere ausge­
spielt wird, und in dem aUen, den Studenten 
und den Hochschullehrern, die gleichen Rechte 
zustehen wie allen in der mooern.en Industrie­
geseIlschaft, auch ihre Wünsdle, auch ihre 
sozialen und ihre finanziellen Wünsche, zum 
Ausdruck zu bringen, und daß diese Wünsche 
so erfüllt werden, daß das - und hier darf 
ich noch einmal Sinowatz zitieren - auch dem 
politischen Gegner - so sagte erj ich würde 
sagen: dem politisch Andersdenkenden -
zumutbar ist. 

Das österreidlische Hochschülerschafts-
gesetz ist für alle zumutbar. Ich hoffe, daß es 
das Universitäts-Organisationsgesetz auch sein 
wird. Dazu wünsche ich Ihnen, Frau Bundes­
minister, auf diesem Weg auch alles Gute. 
(Beifall bei der OVP.) 

Vom Dezember 1972, also gleich einen 
Monat nachher, bis Jänner 1973 wurde eine 
Regierungsvorlage für das Hochschülerschafts­
gesetz, das uns jetzt vorliegt, unter Berück­
sichtigung der Ergebnisse des Begutachtungs­
verfahrens zum Hochschülerschaftsgesetz 1 972 
ausgearbeitet. 

Am 6. Februar wurde es .im Ministerrat 
verabschiedet. 

Am 8. Februar wurde diese Regierungsvor­
lage an das Parlament übermittelt. 

Am 1. März 1973 wurde diese Vorlage erst­
mals im Wissenschaftsausschuß behandelt. 

Der Vorsitzende der Osterreichischen Hoch­
schülerschaft hatte bereits am 28. Februar alle 
Fraktionen darauf aufmerksam gemacht, daß 
die Hodlschülerschaft plant, die Wahlen am 
23. und am 24. Mai durchzuführen, und daß sie 
es daher für erforderlich hält - ich zitiere 
wörtlich -, daß die Regierungsvorlage mög­
lichst rasch einer parlamentarischen Erledi­
gung zugeführt wird. 

Alle Fraktionen waren sich darüber einig, 
ja die OVP hat sogar selbst gewünscht, einen 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Emert: Unterausschuß einzusetzen. Man war sich dar­

Zum Wort hat sich weiter gemeldet Frau Bun- über einig, daß man beschleunigt beraten 

desrat Dr. Hawlicek. Ich erteile ihr dieses. müsse, und man hat bereits Vereinbarungen 
über die Termine getroffen, insgesamt drei 

Bundesrat Dr. Hilde Hawlicek (SPO): Hohes 
Haus! Sehr geehrte Frau Minister! Herr Staats­
sekretär! Vor ungefähr einem halben Jahr sind 
Wiir hier gesessen - es war der 28. November 
1972 - und haben einstimmig den gemein-

. ganztägige Sitzungen, damit die Regierungs­
vorlage rechtzeitig am 30. März im Wissen­
schafts ausschuß behandelt und eben am 
4. April im Nationalrat beschlossen werden 
kann. 
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haben. Schuld dar an, daß dieser Initiativantrag 
nicht sofort in Gesetzesform gegossen und im 
Nationalrat beschlossen worden ist, sei 
selbstverständlich die Sozialistische Partei. 
(Ruf bei der OVP: Na also!) 

Diese simple und lückenhafte Darstellung 
wie vorgesehen noch vor diesem Sommer statt- bedarf einer kleinen Chronologie. 
finden. 

Da hat plötzlich Klubobmann Dr. Koren in 
einer Präsidialsitzung im März diese verein­
barten Termine ohne Angabe von Gründen 
über den Haufen gestoßen. Es kam nicht zu 
der geplanten Verabschiedung, und daher kön­
nen auch die Hochschülerschaftswahlen nicht 

Abgeordneter Blecha hat im Nationalrat 
zwei Möglichkeiten für eine solche Vorgangs­
weise des Klubobmanns Koren offengelassen: 
Entweder war es eine Panne oder war es 
Obstruktion. (Zwischenruf bei der OVP.) 

Wer nach Ansicht der Studenten daran 
schuld ist, geht auf alle Fälle eindeutig aus 
einem Telegramm des

· 
Vorsitzenden der 

Osterreichischen Hochschülerschaft an Frau 
Minister Firnberg hervor, wo es wörtlich 
heißt: 

"In einem Schreiben an die beiden Klub­
obmänner habe ich festgestellt, daß die Oppo­
sitionsparteien aus mir unverständlichen 
Gründen die Verabschiedung der Regierungs­
vorlage verschleppen und verzögern und sie 
für alle damit verbundenen Schwierigkeiten 
verantwortlich gemacht werden." 

Das sind die Tatsachen. Ubrigbleibt außer­
dem noch bei Klärung der Schuldfrage die 
theoretische Uberlegung: Wer hat eher Ver­
anlassung und die ernste Absicht, ein Ver­
sprechen einzulösen: eine Oppositionspartei, 
auch wenn sie die größte ist, oder eine Regie­
rungspartei, die die Verantwortung in diesem 
Staate trägt? 

Ähnlich überraschend argumentiert die 
Oppositionspartei bei der Entstehungs­
geschichte des OH-Gesetzes. Kollege Scham­
beck hat hier dezenter formuliert, als es im 
Nationalrat der Fall war. Dort hat man von 
"Henne und Ei" gesprochen. Kollege Scham­
heck hat es "Gedankenaustausch" genannt, zu 
dem die OVP den ersten Beitrag geleistet 
habe. (Zwisc henruf des Bundesrates Doktor 
S eh a m  b e c k.) 

Wie sieht es nun mit diesem "ersten Bei­
trag" oder mit dieser Initiative aus? 

Sowohl in Artikeln des Abgeordneten Kauf­
mann in der "Südost-Tagespost" vom 1 4. Juni 
als auch in den Reden im Nationalrat und 
jetzt in der des Kollegen Schambeck behaup­
ten di,e Abgeordneten der OVP, daß öhr Initia­
tivantrag vom Mad 1972 - dch betone 1972! -
die Henne für das Ei oder das Ei für die Henne 
gewesen sei, also verständlicher ausgedruckt, 
daß auf alle Fälle sie die ersten in diesem 
Lande waren, die die Notwendigkeit für ein 
neues HochschülersChaftsgesetz eingesehen 

Der Ursprung dazu ist wie bei so vielen 
Gesetzen der sozialistischen Bundesregierung 
ganz einfach in der Regierungserklärung zu 
finden. Die Volkspartei würde sich viele gei­
stige Vaterschafts-Prozesse ersparen, wenn sie 
unsere Regierungserklärung zur Hand nähme 
und dort nachläse. (Ruf bei der OVP: Viel ver­
sprochen . . .  1) Da 'es sich bei der Volkspartei 
noch immer nicht herumgesprochen hat, kann 
man es nicht oft genug wiederholen, daß wir 
eben dabei sind, diese Regierungserklärung 
Zug um Zug zu verwirkliChen (Ruf bei der 
OVP: Das dauert noch lang!), und daß wir 
daher eben jetzt dabei sind, die Gesetze, die 
wir dort versprochen haben, zu besChließen. 
(Weitere Zwischenrufe bei der OVP.) 

Dr. Kreisky erklärte - ich habe es hier im 
Hause zwar schon einmal zitiert; sogar Kol­
lege Schambeck; aber nachdem es noch immer 
nicht alle wissen, muß ich es noch einmal tun 
(Bundesrat Dr. S c  h a  m b e  c k: Das ist schon 
lange herl) - im April 1970: 

Die Bundesregierung "wird sich auch nicht 
scheuen, ihren Beitrag zu einer neuen Rege­
lung der studentischen Selbstverwaltung unter 
Einbau. von direkt gewählten Institutsvertre­
tern zu leisten. Die Initiative dazu muß aller­
dings von studentischer Seite ausgehen." 

Das war auch wirklich der Fall. Bereits im 
Juni 1970, zwei Monate später, fand der Stu­
dententag der OH in Klagenfurt statt und 
erarbeitete Vorschläge für ein neues OH­
Gesetz. Bereits im September 1970 wurde eine 
Novelle zum OH-Gesetz ausgearbeitet und 
das Begutachtungsverfahren eingeleitet. 

Der Inhalt war damals: Ausdehnung der 
Geltung des OH-Gesetzes auf Studierende an 
Theologischen Lehranstalten, Pädagogischen 
Akademien und Lehranstalten für gehobene 
Sozialberufe und bereits das aktive Wahlrecht 
für Ausländer. 

Im Dezember 1 970 wurde dieser Entwurf 
wegen ablehnender Haltung der Osterreichi -
sehen Hochschülerschaft und wegen verfas­
sungsredltlicher Bedenken zurückgestellt. 

Bereits im Jänner 1911 wurde damit begon­
nen, neue Materialien zu wesentlichen Pro­
blemkreisen eines neuen OH-Gesetzes auszu­
arbeiten, was im August 1911 abgeschlossen 
war. Es handelte sich dabei bereits um die 

813 
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Materien Wahlrecht für Ausländer, Instituts­
vertretung, Listen- und Persönlichkeitswahl­
recht - dCl!s hat KoUege Schambeck hirer ,so 
sehr begrüßt; das war ·im JahIle 1971, Kol­
lege Sdlambeck -, organisatorische Durch­
führung von Wahlen und Zusammenwirkung 
von Organen der Osterreichischen Hochschü­
lerschaft. 

Uber diese Materialien wurde in der Par­
lamentarischen Hochschulreformkommission 
diskutiert. Das heißt, diese Materialien waren 
allen Fraktionen bekannt. Das war also nicht 
irgendwo im Ministerium schubladiert, son­
dern das war allen bekannt, und darüber 
wurde diskutiert. 

Damit sind wir wieder dort, wo ich meine 
Rede heute begonnen habe, daß diese Geset­
zesvorlage, die dann erarbeitet wurde, eben 
bereits im Februar im Hohen Haus vorgelegen 
ist. 

Hier kam es dann zu der völlig unvorher­
gesehenen und unmotivierten Terminverschie­
bung der großen Oppositionspartei. Ich finde, 
daß diese Vorgangsweise beim österreichi­
schen Hochschülerschaftsgesetz typisch ist für 
die verfahrene und konzeptlose Oppositions­
politik der OVP. (Bundesrat Ing. M a d e  r: 
Wer hat denn jetzt Termine verschoben?) Es 
gibt keine echten Alternativen, Sie hängen 
sich an SPO-Vorschläge an, entweder mit 
geringfügigen, oft ganz lächerlichen Abände­
rungen oder mit Justamentv.eränderungen. 
Dann wird außerdem noch der Versuch der 

Im September 1971 wurden diese Materia­
lien ausgesandt, und zwar als Diskussions­
grundlage für ein neues OH-Gesetz. Die Stel­
lungnahmen dazu trafen bis Dezember 1911 Obstruktion zumindest in der Zeitfrage ge­

ein. macht. (Bundesrat Ing. M a d e  r: Denken Sie 

Vom Dezember 1971 bis April 1972, also 
bis zu einem Monat vor dem ominösen InitiJa­
tivantrag der OVP, wurden Vertreter der 
Fraktionen der Osterreichischen Hochschüler­
schaft eingeladen, detaillierte Vorschläge zu 
diesem Gesetz zu unterbreiten. Es fanden ins­
gesamt fünf halbtägige Sitzungen statt. 

Dann kam also der Mai 1972. Nachdem 
schon viele - wenn ich in der Diktion Ihrer 
Kollegen im Nationalrat bleibe - Hennen 
Eier gelegt hatten, diese Eier wieder ausgebrü­
tet und wieder neue Hennen da waren, da 
kommt also dann der Initiativantrag der OVP. 
(Bundesrat Dr. S c h a m  b e c k: Wonnemonatl) 

Dann sollen wir hier noch diskutieren, wer 
von wem abgeschrieben hat! Ich glaube, eine 
solche Diskussion ist wirklich überflüssig, 
wenn man sich diese Chronologie ansieht. 

Im Juni 1972 wurde dann ein neuer Dis­
kussionsentwurf erstellt, und dieser wird vom 
Studententag in Faak, den Sie immer wieder 
hier heraufbeschwören, abgelehnt. Daher wird 
vom Juli 1972 bis August 1 972 der Entwurf 
eines Hochschülerschaftsgesetzes unter Be­
rücksichtigung der Ergebnisse des Studenten­
tages und mit Abstimmung auf den Entwurf 
eines UOG erarbeitet. 

Im September 1972 wurde das Begutach­
tungsverfahren mit Frist Oktober 1972 einge­
leitet. Leider kamen wesentliche Stellungnah­
men nicht schon im Oktober, sondern eben 
erst im Dezember, so die Stellungnahme der 
Osterreichischen Hochschülerschaft. Daher 
mußten wir im November 1972 den Initiativ­
antrag beschließen, die Funktionsdauer der Or­
gane der OH auf ein weiteres halbes Jahr zu 
verlängern. (Der V o r  s i t z e n d e übernimmt 
wieder die Verhandlungsleitung.) 

einmal über Ihre Termine nach! Das ist doch 
lächerlich!) 

Und auch der Vorgang bei der Abstim­
mung: Es werden einige Punkte in der zweiten 
Lesung abg,elehnt, damit man -im Bedarfsfal1e 
erklären kann, man sei dagegen gewesen und 
man unterstütze nicht die Regierungspolitik. 
Dann, in dritter Lesung, wird wiederum zuge­
stimmt, um eben wieder im Bedarfsfall erklä­
ren zu können, daß man mitwirke an der Poli­
tik im Interesse der gesamten Bevölkerung 
und der Wähler und daß man also konstruk­
tiv sei. Wenn das die Profilierung ist, zu der 
die Volkspartei in den nun schon drei Jahren 
ihrer Oppositions rolle gekommen ist, dann 
kann man ihr als politischer Gegner nur dazu 
gratulieren. (Bundesrat Ing. M a d e  r: Zerbre­
chen Sie sich nicht unseren Kopf, Frau Doktor! 
Das ist nicht notwendig! Ihr werdet noc h 
viel Zores kriegen/) Ich hoffe, das besorgen 
Sie selbst. Aber wenn es so weitergeht wie 
bisher . . .  (Weitere Zwischen rute bei der 
OVP). 

Aber nun zum Gesetz für die Osterreichi­
sehe Hochschülerschaft selbst. 

Es ist bedauerlich, daß in der Debatte im 
Nationalrat so wenig über die Bedeutung und 
den Inhalt selbst gesagt wurde. Kollege 
Schambeck ist ja hier dankenswerterweise 
anders vorgegangen und hat auf die Bedeu­
tung der Neuregelung der Studentenvertre­
tung hingewiesen und den Beitrag zur Huma­
nisierung des HomsehuUebens betont. 

Bereits im OH-Gesetz 1 950 sind für den 
europäischen Raum vorbildliche grundsätzliche 
Regelungen enthalten, wie etwa die Konzep­
tion der Studentenvertretung als Körperschaft 
öffentlichen Rechtes, das Begutachtungsrecht 
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und. das an die NationaITats-Wahlordnun.g an- Der vierte Punkt ist die Finanzierung. Diese 
ge.gliChene Wahlrecht. Wie es in den Erläu- Frage wird im § 20 geregelt. Die Finanzierung 
temden Bemerkungen heißt, ist im Zusammen- der Osterreimismen Homsmülerschaft kommt 
hang mit der Entwicklung und Ausweitung vor allem aus Erträgnissen der Wirtschafts­
der Tätigkeit der OH, insbesondere im Zusam- betriebe und Veranstaltungen und in erster 
menhang mit der Neuordnung des österreichi- Linie aus der Einhebung des HoChschüler­
schen Hochschulwesens, eine Neuregelung der sChaftsbeitrages, der bisher 30 S pro Semester 
ReChtsverhältnisse der Osterreichischen HoCh- betragen hat. Auf Grund der neuen Bestim­
sChülersChaft erforderliCh geworden. mungen ist es nun möglich, von 55 S bis 165 S 

pro Semester einzuheben. Diese erhöhten Mit­
Ich möchte vor allem die Verbesserungen tel sind für die anwachsenden Aufgaben not­

hervorheben, die den veränderten Verhältnis- wendig geworden. 
sen an den Hochschulen und den vermehrten 
Aufgaben der Osterreichischen Hochschüler- Zum Schluß möchte ich zu zwei umstrittenen 

schaft entsprechen. Punkten, und zwar zum Ausländerwahlrecht 
und zu der Briefwahl, kommen. 

Das ist erstens die Schaffung eines engeren 
Kontaktes zwischen Studentenvertretern und Zum Ausländerwahlrecht. Das aktive Wahl-

Studierenden, denn zurzeit betreut ein Manda- recht für Ausländer haben wir - wie ich es 

tar das Fachschaftsausschusses bis zu schon in der Chronologie erwähnt habe -

1700 Hörer. Um die ständige Kommunikation bereits in die erste Ausarbeitung einer No­

und den Kontakt persönlich und direkt zu er- velle zum OH-Gesetz 1970 aufgenommen. Der 

möglichen, werden Institutsvertreter und Stu- ZentralaussChuß der OsterreiChisChen Hoch­

dienriChtungsvertreter nicht im Listenwahl- schülersChaft hat sich in seiner Sitzung am 

recht, sondern im Persönlichkeitswahlrecht ge- 24. Oktober 1970 mit den Stimmen der OSU, 

wählt. Außerdem wurde das Recht der Stu- der Aktion und des VSStO für das aktive 

dentenvertreter verbessert. und passive Wahlrecht für Ausländer aus-
gesprochen. In eingeholten Gutachten wurden 

Zweitens ersCheint mir sehr wichtig die Ein- keine verfassungsrechtlichen Bedenken ge­
berufung einer Hörerversammlung mindestens äußert, nur hinsichtlich des passiven Wahl­
einmal im Semester zur Information der Stu- rechtes gab es Bedenken, weil nach Artikel 3 
dierenden und zur Behandlung wichtiger Fra- des Staatsgrundgesetzes ausländische Staats­
gen. Diese Hörerversammlung kann zum Mo- bürger keine öffentlichen Ämter bekleiden 
den auch für andere Bereiche, zum Beispiel dürfen. 
den kommunalen - dch denke hier an Bürger- Wir haben daher das aktive Wahlrecht für 
versammlungen - werden. Sie gibt den ein- Ausländer in die Regierungsvorlage aufge­
zeinen Studierenden die Möglichkeit, an Be- nommen und in den Erläuternden Bemerkun­
schlüssen aktiv mitzuwirken, und stellt damit gen auf ähnliche Regelungen in anderen 
die Willensbildung auf eine breitere Basis. öffentlich-rechtlichen Körperschaften wie Han-

Drittens die übersiChtliche Organisation der delskammer und Arbeiterkammer verwiesen. 

Verwaltung und der Wirtschaftsbetriebe der Nun kommt die Opposition mit ihrem Vor­
OsterreiChischen Hochschülerschaft. Im § 18 schlag, eine Kurie, eine eigene Vertretungs­
werden die Aufgabengebiete und Kompeten- körperschaft mit aktivem und passivem Wahl­
zen der einzelnen Referate erstmals klarge- recht für die ausländischen Studenten zu eta­
stellt, und naCh § 19 sind die Osterreichische blieren. 
Hochschülerschaft und die HochsChülerschaften Dieser Vorschlag _ und das sagt wohl 
an den Hochschulen mit Genehmigung des genug über seine Güte aus - wurde sowohl 
Bundesministeriums für Wissenschaft und von den inländischen als auch von den aus­
Forschung berechtigt, Wirtschaftsbetriebe im ländischen Studenten abgelehnt. Sowohl die 
Interesse der Studierenden in Form von Kapi- Generalunion der ausländischen Studenten als 
talgeseIlschaften oder Genossenschaften zu auch die OSU betonten, daß eine solche Kam­
führen. mer nicht zur Integration der ausländischen 

Die schon bisher geführten Wirtschafts- Studenten, die wir alle wünschen, führe, son­

betriebe - wie Skriptenverlage, Mensen, dem dd.e Isolation V'erstärlre. Aber die Oppo­

Reisebüros, Krankenfürsorge - hatten Mil- sitionspartei hält naCh wie vor an ihrem Vor­

lionenumsätze aufzuweisen und bedürfen schlag fest. 

selbstverständlich einer sachkundigen Leitung. Kollege Schambeckl Die Gefahr des "Stimm­
Dem Bundesministerium wird die Aufgabe zu- viehs" ist meiner Meinung nach genauso bei 
kommen, für eine verstärkte Koordination den inländischen Studenten, die sich nicht so 
und Kooperation der derzeit gefÜhrten Be- engagieren, wie wir es wünschen, gegeben. 
triebe zu sorgen. _ Ich finde, auch das ist kein Argument. 
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Ich möchte mich bei dieser Frage den Wor­
ten des Abgeordneten Blecha anschließen, der 
ausführte, daß von allen studentischen Frak­
tionen mit Ausnahme des RFS als erster Schritt 
der Regelung des Ausländerwahlrechtes die 
Gewährung des aktiven Wahlrechts anerkannt 
wurde.. Diese Lösung ist verfassungskonform 
und wird zur Förderung der Integration der 
ausländischen Hörer, die das Kurienwahlrecht 
der OVP eindeutig ausgeschlossen hätte, bei­
tragen. 

Nun zum zweiten strittigen Punkt: die Brief­
wahl. Kollege Schambeck fühlt sich in der 
Rolle sichtlich wohl, hier einmal eine Regie­
rungsvorlage zu verteidigen. Sie sagen ganz 
richtig, daß man über die Briefwahl verschie­
dener Ansicht sein kann. Das ist also keine 
grundsätzliche Frage. 

Frau Minister Firnberg hat im Parlament 
ausgeführt, daß es das Recht des Nationalrates, 
sogar eine der Hauptaufgaben der Abgeord­
neten im Nationalrat sei, Regierungsvorlagen 
auch abzuändern. Die Frau Minister hat wei­
ters dargelegt, daß man audl überzeugt wer­
den kann, daß eine andere Lösung die bessere 
ist. Solche Lernprozesse sind anscheinend der 
tJVP unbekannt und unverständlidl, und 
daher entsteht diese Aufregung. (Widerspruc h 
bei der OVP.) 

Ich möchte hier, nachdem Sie, Kollege 
Sdlambedt, die Argumente, die Abgeordneter 
Bledla gegen die Briefwahl bereits im Natio­
nalrat gebracht hat, anscheinend nicht gehört 
haben, kurz wiederholen : 

Erstens widersprüchlich zur Nationalrats­
Wahlordnung; 

zweitens: widerspricht der Einführung der 
Persönlichkeitswahl für Institutsvertreter und 
Studienrichtungsvertreter im Sinne einer Ver­
lebendigung der Demokratie. Wenn man nicht 
einmal die Zeit findet, an zwei Wahltagen ein­
mal die Hochschule aufzusuchen, wie soll man 
dann diesen persönlichen Kontakt mit seinen 
Institutsvertretern herstellen können?;  und 

dnittens - meiner Ansicbt das wichUgste 
Argument -, daß die Briefwahl nicht admini­
strierbar und durchführbar ist, weil die Ku­
verts vier bis fünf Tage vorher zugeschickt 
werden müßten, wodurch die Kontrollmöglich­
keit, da es keine offiziellen Wahllisten gibt, 
nicht gegeben wäre. (Ruf bei der OVP: Lauter 
Ausreden!) 

Idl komme somit zum Ende meiner Rede: 
Wir Sozialisten geben diesem Gesetz mit 
Freude die Zustimmung, weil hier ein weiterer 
Punkt der Regierun.gserklärung erfüllt wird, 
weil damit einem Wunsch der Osterreichisdlen 
Hochschülerschaft und der gesamten österrei-

chischen Studentenschaft entsprochen wird und 
weil damit die Basis für eine moderne und 
demokratische Selbstverwaltung der Studen­
ten geschaffen wird. Danke schön. (Beifall bei 
der SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
nochmals Herr Bundesrat Professor Doktor 
Scbambeck. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Dr. Schambeck (OVP) : Herr Vor­
sitzenderl Frau Bundesminister! Hohes Haus! 
Ich habe midl als Oppositionspolitiker ein 
zweites Mal zum Wort gemeldet, nidlt um 
jetzt das Problem der Briefwahl einer näheren 
Diskussion zuzuführen, ob'wohl es mich ,sehr 
reizen würde, gerade mit Ihnen, Frau Doktor 
Hawlicek, darüber zu diskutieren, und auch 
nicht, um jetzt auf das Problem des Auslän­
derwahlrechtes und die Entwicklung des Wahl­
rechtes einzugehen, obwohl mich das fadllich 
sehr interessieren würde, weil es ein Spezial­
gebiet von mir ist, sondern deshalb - ich will 
hier, Kollege Wally, keine akademische Gast­
vorlesung halten -, um im Hohen Haus zu 
fragen, wer in einem solchen Fall besser ist: 
eine Opposition, ddJe das V'enspl"echen der Re­
gierung Kreisky vom Jahre 1910, ein Hoch­
schülersdlaftsgesetz vorzulegen, mit einem 
Initiativantrag vom Mai 1 912 erfüllt, oder die 
"bestvorbereitete Regierung" mit der Regie­
rungsvorlage vom Feber 19131 (Beifall bei der 
OVP.) Hier gibt es eindeutig Prioritäten, die 
gesetzt sind. 

Frau Professor Hawlicek hat darauf ver­
wiesen, daß in dem großen Bukett der vor­
parlamentarischen Willensbildung im Bereich 
des vormaligen Bundesministeriums für Unter­
richt und Kunst und des jetzigen BunJdesmini­
steriums für Wissenschaft und Forschung rei­
ches Material vorhanden gewesen sei. 

Aber, Frau Dr. Hawlicek, dieses Material ist 
ja nicht nur uns, der Opposition, um deren 
Profilierung Sie sich solche Sorgen machen, 
sondern ebenso der Re,gierung, die Jn dtes·em 
Bereich zwei Minister stellt, zur Verfügung 
gestanden. (Beifall bei der OVP.) 

Dieselbe Regierung hat es nicht einmal der 
Mühe wert gefunden, obwohl sie zwei Ressort­
chefs dafür hat, einen Vertreter zum Studen­
tentag nach Kärnten zu schicken. Außerdem 
war es noch nie der Fall und gehört auch nicht 
zur Usance der gesetzlichen Interessenvertre­
tungen in Osterreich, daß man die Funktions­
dauer der Organe der OH zweimal verlängert, 
das heißt, daß Funktionäre länger tätig sind, 
als sie vom Wähler dazu Auftrag erhClllten 
haben. 

Frau Kollegin Hawlicekl Auf alle diese Fra­
gen könnte man genauso politisch-polemisch 
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eingehen, wie Sie es einleitend getan haben; 
deswegen habe ich mich zum Wort gemeldet. 
Sie sind erst dann in die fachliche Ausein­
andersetzung eingeschwenkt. Ich glaube nicht, 
daß man mit dieser Art und Weise des Zu­
spielens des Schwarzen Peters in diesem Sta­
dium der österreichischen Hochschulreform der 
Frau Bundesminister Dr. Firnberg einen guten 
Dienst erweist. Deshalb habe ich in meiner 
Rede andere Töne angeschlagen, als Sie in 
Ihrem darauffolgenden Referat hier zum 
besten gegeben haben. (Bundesrat Dr. Hilde 
H a  w 1 i c e k: Ich habe auch betont, daß Sie 
andere Töne angeschlagen haben!) 

·Frau Dr. Hawlicekl Das V.erhältnis zwischen 
Regierung und Opposition und zwischen Re­
gierungs- und Oppositionspartei ist keine Ein­
bahIhStraß.e1 <Das sei .einmal festgestellt! (Bei­
fall bei ,der OVP.) 

Sie können das im Protokoll nachlesen. ICh 
könnte eine Reihe von Klubkollegen nennen, 
die in konstruktiver Weise über Regierungs­
vorlagen mit glaubwürdigen Mitgliedern der 
Bundesregierung ins Gespräch eingetreten 
sind und die von darauffolgenden Rednern mit 
einer Art der Polemik behandelt wurden, von 
der ich Ihnen zugebe - und insofern impo­
niert mir auch Ihre LeidenschaftliChkeit, denn 
wir sind Ja beide jung -, daß si<e für unsere 
politische Ideologie und Weltanschauung in 
Wahlkämpfen und so weiter vertretbar ist. 
Nur glaube ich, wer dem Hohen Haus ange­
hört, der hat audl die Verpflichtung, zwischen 
VITahlkampftaktik und parlamentarischer 
Staatswillensbildung eindeutig zu unterschei­
denl (Beifall bei der OVP.) 

Ich möchte auCh sagen, daß sich die Frau 
Bundesminister Firnberg immer bemüht hat, 
diesbezüglich auch mit der Opposition in einen 
entsprechenden Meinungsaustausch zu treten. 
So habe ich begonnen, und so habe ich meine 
Ausführungen auch beendet. Ich lasse mir auch 
von Ihnen, Frau Dr. Hawlicek, und etwa von 
Leuten, die Ihnen diese Tips zu solchen Reden 
geben, nicht den Optimismus nehmen, daß wir 
die Hochschulreform in diesem Geist weiter­
führen, der dabei nd.cht ein polemischer ist. 

Das wollte ich festgestellt haben. Denn es 
wäre nicht nett, wenn man sich nicht auch im 
parlamentarischen Bereich bemüht, soweit es 
überhaupt möglich ist - es gibt keinen parla­
mentarischen Elmayer -, einer Dame auf ein 
Wort die Antwort nicht schuldig zu bleiben. 
Ich danke. (Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
Frau Bundesminister Dr. Fimberg. Ich erteile 
ihr das Wort. 

Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung Dr. Hertha Firnberg : Herr Vorsitzen­
der/ Hoher Bundesrat! Ich ergreife mit Freude 
die Gelegenheit, vor dem Hohen Bundesrat 
zu diesem Gesetz einiges zu sagen, dies umso 
freudiger, als ich ja gerade in diesem Hohen 
Gremium immer wieder besonderes Verständ­
nis für Hochschul- und Forschungsfragen ge­
funden habe. Es sei nur darauf hingewiesen, 
daß die Einrichtung der Parlamentarischen 
Hochschulreformkommission von einer Initia­
tive des Bundesrates ausgegangen ist. 

Es berührt mich ein wenig merkwürdig, daß 
der ärgste Streitpunkt dieses meiner Meinung 
nach recht wiChtigen Gesetzes ein Termin­
kalender ist, für den iCh eine sehr ausführ­
liche Darstellung im Nationalrat gegeben habe 
und der auch jetzt wieder und wieder disku­
tiert wurde und den ich nicht zu wiederholen 
gedenke. Ich möchte nur noch ein Wort dazu 
sagen. 

Es ist ein langwieriger Weg, bis man den 
Konsens von studentismen und akademischen 
Stellen erhält. Ich habe gedaCht, daß mit der 
genauen chronologischen Abfolge der vielen 
ausgearbeiteten Entwürfe und Materialien bis 
zur schließliChen Gesetzwerdung doch darge­
stellt wurde, daß dieses Ressort und der Res­
sortchef keineswegs untätig, sondern in höch­
stem Maße tätig waren. Vergessen Sie nicht, 
daß nicht nur jeder Entwurf zurückgewiesen 
wurde - einmal von der Studentenschaft, 
dann von anderen Stellen -, sondern daß 
immer wieder neu begonnen werden mußte 
und daß eine gemeinsame Arbeit mit studen­
tisChen Vertretern in einem Arbeitsgremium 
des Ministeriums keine sehr einfaChe Arbeit 
ist. Dieser letzte Entwurf wurde gemeinsam 
mit den Studenten ausgearbeitet, und schon 
das Zustande bringen der Sitzungen war eine 
Schwierigkeit. 

Jeder Entwurf, der vorgelegt wurde und für 
den vorher in den Einzelfragen die Zustim­
mung vorhanden war, wurde dann zurückge­
wiesen. Wir mußten die Arbeit neu begin­
nen. 

Ich weiß nimt, ob Sie nicht die Meinung 
teilen, die iCh vertreten habe - ich würde 
es eigentliCh erwarten -: Mir sCheint es bei 
einem solchen Gesetz wichtiger zu sein, daß 
man die Zustimmung der unmittelbar Betrof­
fenen, der Studentenschaft hat, als ein Gesetz 
einige Monate vorher einzubringen ohne diese 
Zustimmung der Studentenschaft. Da hätte ich 
es sehr leimt gehabt. Das hätte im schon 1970 
maChen können, damals war der erste Entwurf 
fertig. 
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Was die Frage Initiativantrag oder Regie­

rungsvorlage betrifft. Ich wiederhole das, was 
ich im Nationalrat gesagt habe: Der OVP­
Initiativantrag wurde im Mai 1912 vorgelegt. 
Ich habe dem Studententag in Kärnten im Juni 
1 912 die vollständige Regierungsvorlage mit 
Erläuterungen vorgelegt, die abgelehnt wurde. 
Es ist ein fast wunderbares Zusammentreffen, 
daß die beiden Entwürfe, die einander sehr 
ähnlich sind und nur in einzelnen konkreten 
Punkten voneinander abweichen, so knapp 
nacheinander, fast gleichzeitig vorliegen. (Ruf: 
Das gibt es nichtl) Ja, das gibt eS, aber es 
grenzt schon an ein Wunder. (Ruf bei der 
OVP: Glauben Sie nicht an Wunder, Frau 
Minister?) Es grenzt schon an ein Wunder, das 
darf ich betonen. 

Im übrigen scheint mir die Frage des Ter­
minkalenders nicht so wichtig zu sein, wie 
in den Debatten hier immer wieder zum Aus­
druck gebramt wird. 

Ich betone noch einmal : Ich bekenne mich 
zu dem Standpunkt: Lieber ein Entwurf mehr, 
lieber die ganze Diskussion mit den Betrof­
fenen noch einmal abgeführt, ehe wir in die­
sem Fall einen Entwurf einbringen, der aus­
drücklich gegen die Wünsche der Studenten­
schaft gerichtet ist. 

Nun ein Grundsätzliches, das ich wirklim 
nom einmal wiederholen möchte. Zu den legi­
timen, unantastbaren und wimtigsten Rechten 
des Hohen Hauses gehört es, Regierungsvor­
lagen abzuändern. Gesetze zu beschließen 
liegt beim Hohen Haus. 

Ich kann daher überhaupt nimt verstehen, 
wie immer wieder kritisiert und als ein Merk­
mal fehlerhafter Gesetzesvorlagen festgestellt 
wird, wenn das Hohe Haus Änderungen an 
Gesetzentwürfen, an Gesetzesvorlagen vor­
nimmt. Das ist sein Recht. Würde es dies nicht 
tun, würden alle Gesetzesvorlagen ohne jede 
Änderung beschlossen - ich war schließlich 
wirklich lange Jahre eine sehr begeisterte und 
leidenschaftliche Parlamentarierin -, dann 
wäre meiner Meinung nach die Rolle des Par­
laments wesentlich geringer, als sie es heute 
ist, wo es beim Gesetzgeber steht, jeden Ent­
wurf, auch einen Regierungsentwurf, von der 
Regierungspartei selbst zur Abänderung zu 
bringen. 

Das Briefwahlrecht ist keine politische 
Frage. Es gab in bei den Fraktionen Damen 
und Herren, die dafür waren, es gab soirne, 
die dagegen waren. Die Entscheidung ist ge­
fallen: kein Briefwahlrecht. Nicht aus politi­
schen Gründen, sondern aus rein sachlichen 
Gründen, denen ich mich letzten Endes ange­
smlossen habe. 

Prinzipiell aber muß ich sagen, daß im es 
für wirklich ungerecht halte, wenn immer wie­
der gerade diesem Ressort in der letzten Zeit 
der Vorwurf gemamt wird, daß Gesetzesvor­
lagen deshalb nicht ordnungsgemäß seien, 
weil das Parlament Abänderungen vorgenom­
men hat. Ich möchte dagegen wirklich auch im 
Namen der Beamten, denen hier manche Vor­
würfe vom Hohen Haus zugekommen sind, 
Protest einlegen. 

Ausländerwahlrecht. Das Ausländerwahl­
recht war ja der Ansatzpunkt für die ganze 
Reform der Hochschülerschaftsgesetzgebung. 
Die Studenten aller Fraktionen, ausgenommen 
den RFS, auch die Studenten, die Ihrer Frak­
tion, meine Damen und Herren auf der remten 
Seite, nahestehen, haben eine direkte Teil­
nahme der ausländischen Studenten an den 
Wahlen in die Studentenschaft gewünscht, 
ohne "Kurier" . 

Wenn wir uns also diesen Wünschen fügen, 
nimt nur, weil es die Wünsme der Studenten 
sind, sondern auch weil es unserer Uberzeu­
gung . entspricht, so scheint das gleimfalls ein 
ganz legitimes und ordnungsgemäßes Vorge­
hen zu sein. 

Ich stimme mit dem Herrn Bundesrat Pro­
fessor Smambeck völlig überein: Es ist Er­
ziehung zur Demokratie, was da geschieht. 
Diese Form der Wahl der eigenen Vertre­
tungskörpersmaft, der Selbstverwaltung, ist 
eine ernte Erziehung zur Demokratie, und aus 
diesem Grund war es mir doppelt wichtig, 
dieses Gesetz nicht ohne eine ganz eingehende 
und sorgfältige Behandlung zu verabschieden. 

Auch ich würde wünsmen, Herr Professor 
Schambeck, daß das Universitäts-Organisa­
tionsgesetz mit den Stimmen aller Fraktionen 
im Hohen Haus beschlossen würde. Was ich 
aber sicher nicht versprechen kann, ist, daß 
alle Wünsme von Lehrenden und Lernenden 
erfüllt werden. Sie sind einander so entgegen­
gesetzt, daß das kaum denkbar ist. 

Ich glaube, daß es wichtig ist, daß dieses 
Gesetz in dieser Form. beschlossen wird, weil 
es eine neue Form demokratischer Organisa­
tion der Studentenschaft, der Selbstverwal­
tung bedeutet, mit einem engen Kontakt der 
Vertreter der Studentensmaft mit den Studen­
ten und mit ihren Problemen selbst, mit einer 
emten Nahbeziehung, und daß dieser bessere 
Kontakt stattfinden kann, dazu gibt es ja die 
Einführung des Persönlimkeitswahlremtes in 
diesem, wie im sagen muß, etwas komplizier­
ten Wahlsystem. 

Wenn Sie, Herr Professor Schambeck, an 
die Bundesregierung appellieren, für die Be­
dürfnisse der Hochschule und ihre Probleme 
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Verständnis zu haben, dann darf ich Ihnen BUIlldesg·es.etz·es über sozial- und wiIltsdlafts­
versichern, daß das Verständnis der Bundes- wissenschaftliche Studienrichtungen. 

Berimterstatter ist Herr Bundesrat Wind-
regierung für die Probleme und Bedürfnisse 
der Hochschulen immer vorhanden war; allein 
die Priorität, die den hochschulischen Bedürf- steig. Ich bitte um seinen Bericht. 

nissen, auch finanziellen Bedürfnissen, von 
dieser Bundesregierung gegeben wurde, ist 
ein Zeichen dieses Verständnisses der Bundes­
regierung. 

Aber ich hoffe auch, daß auch die Hoch­
schulen, Professoren, Assistenten wie Studen­
ten, Verständnis für die Bundesregierung 
haben, die schließlich die Gesellschaft reprä­
sentiert. Hier sollten keine eigensüchtigen 
Wünsche deponiert werden, sondern die 
sozial-verantwortliche Hochschule gesmaffen 
werden - das ist ja das Ziel -, die ihren 
Platz in der Gesellsmaft hat, aber aum weiß, 
was sie der Gesellsmaft smuldig ist. Das ist 
ein Vertrag mit gegenseitigen Pflimten und 
Remten, aber nimt nur die Forderung auf der 
einen Seite und die Erfüllung auf der ande-
ren. 

Ich hoffe sehr, meine Damen und Herren, 
daß von diesem emt demokratischen Gesetz, 
von dieser Möglidlkeit, in einer demokrati­
schen Art die Selbstverwaltung der Studen­
tenschaft zu bestellen, rimtig Gebrauch ge­
mamt wird insoweit, als mehr Studenten als 
bisher von ihrem Wahlrecht Gebraum machen 
und daß j ene studentismen Vertreter, denen 
die Mehrheit der Studenten ihr Vertrauen ge­
geben hat, dieses Vertrauen auch im Dienste 
der Studenten, im Dienste jener, die sie zu 
vertreten haben, erfüllen. (Beifall bei der 
SPO.) 

Berichterstatter Windsteig: Herr Vorsitzen­
der! Frau Bundesministerl Hohes Haus I Mit 
dem BundeS'gJesetz BGBl. Nr. 71/1911 wurden 
für die sozial- und wirtsmaftswissenschaft­
Umen Studien richtungen an der Hochschule 
für Sozial- und Wirtschaftswissenschaften in 
Linz ab dem Sommersemester 1 97 1 ,  befristet 
bis zum Sommersemester 1973, Studienkom­
missionen zur Erlassung von Studienplänen 
und zur Erstattung von Empfehlungen über 
die Gestaltung von Lehrveranstaltungen und 
Prüfungen sowie zur Untersuchung der Ur­
sachen von Studienverzögerungen und zur 
Ausarbeitung entsprechender Empfehlungen 
eingesetzt. Durch den vorliegenden Gesetzes­
beschluß des Nationalrates sollen solche Stu-
dienkommissionen an allen Hochschulen (Fa­
kultäten) mit sozial- und wirtschaftswissen­
schaftlichen Studienrichtungen auf Dauer ein­
gerichtet werden. 

Nach seiner Beratung stellt der Aussdl.uß 
für Verfassungs- und Remtsangelegenheiten 
durch mich den A n t  r a g, der Bundesrat wolle 
beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 20. Juni 1913 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Bundesgesetz über sozial­
und wirtsmaftswissenschaftlime Studienrim­
tungen geändert wird, wird kein Einspruch er­
hoben. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Berimt-
Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 

gemeldet. erstatter für seinen Bericht. 

Ich stelle die Frage, ob zu diesem Tages­
ordnungspunkt noch jemand das Wort 
wünscht. - Das ist nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Berichterstatter ein Schlußwort 
gewünscht? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschlieBt der 
Bundesrat, gegen den GesetzesbeschluB des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu er­
heben. 

3. Punkt: GesetzesbeschluB des Nationalrates 
vom 20. Juni 1973 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über sozial- und 
wirtschaftswissensdlafUidle Studienridltungen 

Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Wünscht zu diesem Tagesordnungspunkt 
noch j emand das Wort? - Das ist nimt der 
Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b  s t i m  m' u n g beschlieBt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r  u c h zu er­
heben. 

4. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 20. Juni 1973 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem die Tierärztlidle Staatsprüfungs- und 
Rigorosenordnung geändert wird (964 der Bei-

lagen) 

Vorsitzender : Wir gelangen nun zum 
. geändert wird (963 der Beilagen) 4. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz, mit 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum dem die Tierärztliche Staiitsprüfungs- und Ri-
3. Punkt der Tagesordnung: Änderung des gorosenordnung geändert wird. 
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Vorsitzender 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Rempl­
bauer. Ich bitte um den Bericht. 

BeriChterstatter Remplbauer: DurCh den vor­
liegenden Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
soll die Tierärztliche Staatsprüfungs- und Ri­
gorosenordnung so geändert werden, daß der 
Studierende unmittelbar im Anschluß an die 
Lehrveranstaltungen zu den entsprechenden 
Prüfungen antreten kann. Weiters sollen 
einige Bestimmungen über die Durchführung 
des Studiums durch die Ubernahme der ein­
schlägigen Bestimmungen aus dem Allgemei­
nen Hochschul-Studiengesetz geändert werden. 

Als Ergebnis der Ausschußberatungen stelle 
ich den A n  t r a g : 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 20. Juni 1 973 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem die Tierärztliche Staats­
prüfungs- und Rigorosenordnung geändert 
wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Bericht-
erstatter für seinen Bericht. 

Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Ich stelle die Frage, ob zu diesem Tages­
ordnungspunkt doch jemand das Wort 
wünscht. - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u e h  zu er­
heben. 

5. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 20. Juni 19'13 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Studienförderungsgesetz 

geändert wird (965 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
5. Punkt der Tagesordnung : Änderung des 
Studienförderungsgesetzes. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Rempl­
bauer. Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Remplbauer: Anläßlich der 
Beratungen über den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Schülerbeihilfengesetz geändert wird, 
hat der Bundesrat am 13 .  Juli 1 972 in einer 
Entschließung die Bundesregierung aufgefor­
dert, die Frage zu prüfen, wie die im Rahmen 
des Krankenpflegegesetzes geregelten Ausbil­
dungsarten in den GeltungsbereiCh des Schü­
lerbeihilfengesetzes einbezogen werden kön­
nen. Im Hinblick auf die den Schülern in den 
Krankenpflegeschulen zustehenden Geld- und 
Sachleistungen ist eine Einbeziehung der Kran­
kenpflegesdmlen in das Schülerbeihilfengesetz 

nicht mögliCh. Durch den vorliegenden Geset­
zesbeschluß des Nationalrates sollen aber die 
Schüler an den medizinisch-teChnisChen Schu­
len sowie auch alle jene Studierenden. die 
eine hinsichtlich Bildungshöhe und Bildungs­
umfang mit PädagogisChen Akademien, 
Berufspädagogischen Lehranstalten oder Lehr­
anstalten für gehobene Sozialberufe vergleiCh­
bare Privatschule mit eigenem Organisations­
statut und Offentlichkeitsrecht besuchen, in 
das Studienförderungsgesetz einbezogen wer­
den. 

Als Ergebnis der Aussmußberatungen stelle 
ich den A n  t r a g, der Bundesrat wolle be­
schließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 20. Juni 1 973 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Studienförderungsgesetz 
geändert wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender : Ich danke dem Herrn Bericht-
erstatter für seinen Bericht. 

Zum Wort gemeldet hat sich Frau Bundes­
rat Edda Egger. Ich erteile ihr das Wort. 

Bundesrat Edda Egger (OVP) : Hoher Bun­
desrat! Frau Ministerl Wir freuen uns. daß 
nun diese Novelle eingebracht wurde und Ge­
setz wird, weil damit - wie Sie ja gehört 
haben - auch alle jene höheren Ausbildungen 
einbezogen sind, die bisher f.ehlten, vor allem 
also die Ausbildungen an den medizinism­
technisChen Schulen und den religionspädago­
gisChen Akademien. 

Es ist für uns im Bundesrat besonders er­
freulich, daß diese Novelle auf einen Ent­
schließungs antrag des Bundesrates zurückgeht, 
das heißt, es waren eigentlich zwei EntsChlie­
ßungsanträge, denn der erste Antrag, der auf 
meine Initiative hin - und zwar einstimmig ­
gestellt wurde, ist nicht berücksichtigt worden, 
erst bei seiner zweiten Einbringung im glei­
chen Wortlaut wurde er dann von der Bun­
desregierung zum Anlaß einer Novellierung 
genommen. Man könnte sagen: Gut Ding 
braucht eben Weile. 

Nun ist es wirklich ein "gut Ding", daß 
diese Ausbildungen für diese Krankenpflege­
berufe, soweit sie eben eine Matura, eine 
Reifeprüfung voraussetzen und die medizi­
nisch-technischen Berufe betreffen, in die Stu­
dienförderung einbezogen sind, also Studien­
beihilfen und Begabtenstipendien gewährt 
werden können. Sie wissen: Ein besonderes 
Problem unserer Zeit ist die Volksgesundheit 
und das Zunehmen von Krankheiten. Diese 
Berufe sind ganz entsmeidend wichtig für die 
Volksgesundhei t und für die Heilung von 
Krankheiten. 
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Diese Novelle ist verhältnismäßig umfang­
reich. Artikel I beinhaltet zum Beispiel 
21 Punkte an Abänderungen. Das zeigt wie­
der. wie ungünstig es ist und welche Schwie­
rigkeiten es macht, daß die Ausbildung zu 
den Krankenpflegeberufen nidlt in das übrige 
Schulwesen einbezogen ist. Dadurch waren 
eine ganze Reihe von eigenen Bestimmungen 
notwendig. Dadurch ist aber audl ein drittes 
Ministerium. nämlich das Bundesministerium 
für Gesundheit und Umweltschutz, mit der 
Vollziehung betraut. Sie können sidl vorstel­
len, daß das administrative Schwierigkeiten 
bringen wird oder zumindest Mühsal. Ferner 
sind zum Beispiel in der zweiten Instanz die 
Landeshauptleute eingeschaltet. die an sich 
nach diesem Gesetz keine weiteren Aufgaben 
zu erfüllen haben. 

Wir sind also, wie gesagt, trotz allem sehr 
froh, daß diese Novelle nun diese Kreise von 
Studierenden einbezieht. Junge Menschen, die 
gerade bei den heute in der Novelle erfaßten 
Ausbildungen meistens nicht ,aus sehr wohl­
habenden Kreisen kommen, sondern sich sehr 
häufig sehr mühsam ihre Ausbildung selbst 
finanzieren müssen, sind nun hier einbezogen. 

Leider hat die Novelle aber weitere drin­
gende Notwendigkeiten nicht berücksidltigt, 
für die die OVP im Nationalrat Abänderungs­
anträge gestellt hat, die aber abgelehnt wur­
den. 

Es fehlt eine Valorisierung der Studienbei­
hilfen, und ebenso fehlt eine Erhöhung der 
Einkommens- und Wertgrenzen, bis zu wel­
chen diese Beihilfen gewährt werden. In einer 
Zeit, in der es eine Preis steigerung von min­
destens 8 Prozent im Jahr gibt und in der 
die Einkommen über den im Gesetz vorgese­
henen Hödlstbetrag hinaus gestiegen sind, be­
deutet eine Beibehaltung der bisherigen Bei­
hilfenhöhen und eine Beibehaltung der Ein­
kommensgrenzen, bis zu welchen eben die Bei­
hilfen gewährt werden können, eine absolute 
Versdllechterung der bisherigen Ubung. 
Selbstverständlidl werden mit dieser Beibe­
haltung nun eine Reihe von Studenten oder 
von in Ausbildung befindlichen jungen Men­
schen Beihilfen nidlt mehr erhalten können. 
einfadl weil im Zuge der notwendigen Lohn­
erhöhungen und Einkommens,eI1höhungen die 
Einkommen gewachsen sind und die Eltern 
oder auch die Auszubildenden selbst, wenn sie 
sich ihr Studium selbst finanzieren. nidlt mehr 
in den Genuß dieses Gesetzes kommen kön­
nen. Das ist wirklich eine soziale Verschlech­
terung. 

ursprünglkbJen Sinn des GesetZies niCht Rech­
nung getragen wird. 

Ein weiterer Punkt über diese finanziellen 
Auswirkungen hinaus ist der Umstand, daß 
bei d,en Begabtenstipendi1en 'ei'g:entHdl zu­
wenig auf die wirklich vorhandene Begabung 
Rücksicht genommen wird. Mit der starren 
Grenze von 10 Prozent haben wir eine sche­
matische Regelung. die der eigentlidlen Be­
gabung der Studierenden nicht Rechnung trägt. 

Auch das ist zu bedauern. Wir können 
sagen, daß das heutige Gesetz in dieser Hin­
sidlt eigentlich nach dem Gießkannenprinzip 
funktioniert. Beihilfen werden ausgestreut, 
ohne lebensnah zu sein und ohne Rücksicht 
auf die Wirklichkeit bei den Studierenden zu 
nehmen. In dieser Hinsidlt hätten, wie gesagt, 
gerade wir von der Volkspartei Wünsche, von 
denen wir glauben, daß sie die Regierung 
gerade aus Anlaß dieser Novelle miterfüllen 
hätte können. Wir bedauern, wie gesagt, daß 
das nicht geschehen ist. 

Selbstverständlich stimmen wir aber der 
heutigen Gesetzwerdung zu, weil wir an sich 
froh sind, daß überhaupt dieser eine Schritt 
gemacht wurde. (Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
nodl Herr Bundesrat Dr. Fruhstorfer. Ich er­
teile ihm das Wort. 

Bundesrat Dr. Fruhstorfer (SPO): Herr Vor­
sitzender! Frau Bundesminister I Sehr geehrte 
Damen und Herren l Wie jetzt schon ausge­
führt, bringt die Novelle zum Studienförde­
rungsgesetz dodl einige positive Veränderun­
gen. 

Es handelt sich in erster Linie um d1e Erwei­
terung des Personenkreises, der in den Vor­
teil dieses Gesetzes kommen soll. Dieses Stu­
dienförderungsgesetz wird auf die Besucher 
der medizinisch-tedlnischen Schulen und auf 
d1e Besucher deT r,eligionspädagogisch,en Ak:ta­
demien ausgedehnt. Beide Gruppen bringen 
die Voraussetzung mit, näIillich die Matura, 
und werden also in den Kreis derer, für die 
dieses Gesetz einen positiven Wert hat, ein­
geschlossen. 

Davon werden ungefähr bei den medizi­
nisch-technischen Schulen 300 Leute betroffen, 
was einen jährlichen Mehraufwand von unge­
fähr 4,8 Millionen Schilling ausmacht. Bei den 
religionspädagogdlSchen Akademien sind es 
ungefähr 50 Studierende, die in den Genuß 
dieses Gesetzes kommen, was dem Staat unge­
fähr 700.000 S kostet. 

Wir bedauern das außerordentlidl. Wir kön- An diesem Gesetz mödlte ich drei Merk-
nen feststellen, daß auf diese Weise dem male besonders herausstreichen: 

814 
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Erstens, wie schon ausgeführt wurde, geht 
diese Novelle zurück auf einen Entschlie­
ßungsantrag des Bundesrates. In der dama­
ligen Diskussion wurde ja die Abänderung 
zum Studienförderungsgesetz beziehungsweise 
Schülerbeihilfengesetz eingebracht. Dieser 
Vorschlag lag im Sinne der sozialistischen 
Fraktion, infolgedessen wurde das einstimmig 
beschlossen. 

Es heißt in diesem Antrag, die Bundesregie­
rung möge prüfen, ob nicht im Rahmen des 
Krankenpflegegesetzes die Besucherinnen die­
ser Ausbildungsart in ein Schülerbeihilfen­
gesetz einbezogen werden könnten. Auf Grund 
dieser Entschließung liegt nun der heutige 
Vorschlag vor. 

So hat also dieser Entschließungsantrag des 
Bundesrates ein positives Echo gefunden. 
Darin sehe ich eigentlich eine Aufwertung des 
Bundesrates. Von einer Aufwertung des Bun­
desrates wird ja immer viel gesprochen, die 
Vorsitzenden bemühen sich darum, und in 
ihren Einleitungsreden wird dieses Thema 
immer wieder behandelt. Bis jetzt ist aber in 
dieser Hinsicht keine Änderung eingetreten, 
und es scheint, daß eine solche Änderung auch 
nicht zu erwarten ist. 

Eine Aufwertung des Bundesrates wäre ja 
nur möglich, wenn der Bundesrat ein bestimm­
tes Aufgabengebiet im Rahmen des föderali­
stischen Aufbaus des Staates zugewiesen er­
hielte, ohne daß dadurch die Rechte des Natio­
nalrates geschmälert werden. 

Aber sagen wir es offen heraus : Keine Par­
tei will sich bei der Gesetzgebung zusätzliche 
Schwierigkeiten aufhalsen, und das, glaube 
ich, ist der Grund dafür, warum es zu keiner 
Veränderung kommt. Deshalb bleibt nichts 
anderes übrig, als daß wir eine Art von innere 
Aufwertung versuchen, indem sich der Bun­
desrat eine Art von momlLscher Autorität 
sichert. Er sichert Siie 'sich durch das Gewicht 
seiner Argumente und durch seine Initiativen. 

Auch noch aus einem zweiten Grund ist 
dieses Gesetz bemerkenswert. Aus eigenem 
hat die Bundesregierung auch die Besucher 
,der reHgioIlJspätdagogischen Akademi!en ,ein­
bezogen, denen bis jetzt die Vorteile des Stu­
dienförderungsgesetzes nicht zukamen; damit 
werden diese Privatschulen den staatlichen 
wiederum gleichgestellt. Dies bedeutet einen 
Schritt der Bundesregierung zugunsten des 
konfessionellen Privatschulwesens. 

Einst war die Schulpolitik beherrscht von 
der Auseinandersetzung um das Verhältnis 
der öffentlichen zur privaten Schule. Das war 
ein außerordentlich schwieriges und leiden­
schaftliches Problem. Durch das beiderseitige 

Verständnis und durch den Willen, diesen 
unfruchtbaren Stl'led.t zu lbe,endten, kam ISS dann 
zu einem Ausgleich, der zum Vorteil für die 
Schule war. Das Konkordat und die Schul­
gesetze haben dieses Kulturkampfproblem ge­
löst. Die Bundesregierung geht diesen Weg 
jetzt konsequent weiter, und die heutige Ge­
setzesnovelle ist ein Beweis dafür. 

Drittens, möchte ich sagen, stellt diese Ge­
setzesnovelle auch einen weiteren sozialen 
Baustein dar; er ist nicht sehr groß, aber fast 
jedes Jahr beschließen wir eines oder mehrere 
solcher Gesetze, wodurch der soziale Status 
der Schüler verbessert wiro, WiiJe zum Beispiel 
durch die Einführung der Studienbeihilfen bis 
zum Studienförderungsgesetz und Schülerbei­
hilfen.gesetz und durch die Abschaffung der 
Hochschultaxen;  dazu gehört auch das Gratis­
schulbuch und die Schülerfreifahrten. Es ist 
im Interesse der Eltern, Schüler und aller, die 
mit Talent und mit Fleiß an der Arbeit sind, 
ein gewaltiges soztales Aufbauwerk ge­
leistet worden. Das Werkstudententum ist ver­
schwunden, und wir können uns heute kaum 
noch die Hoch- und Mittelschulen ohne diese 
sozialen Schulgesetze vorstellen. 

Das ist nur eine Seite der Schulpolitik der 
Bundes.regierung. Dazu kommen dJ,e Neug'e­
st,altung und dJie V,erbesserung,en der Lehr- und 
Organisationspläne, die Gründung und Erwei­
terung der Hochschulen in Linz, Salzburg und 
Klagenfurt. Auf diesem Gebiet ist außerordent­
lich viel geleistet worden. Beim höheren Schul­
wesen ist es heute so, daß fast jede Bezirks­
stadt bereits eine höhere Schule hat. Das er­
fordert gewaltige finanzielle Mittel, denn die 
Schulbautätigkeit erreicht heute ein sehr 
großes Ausmaß. Auch die Länder und die Ge­
meinden unterstützen diese Schulpolitik unter 
Aufbietung all ihrer finanziellen Kräfte und 
ihres Leistungsvermögens und helfen mit beim 
Aufbau des Schulwesens. 

Osterreich ist in seiner Schulpolitik modern, 
fortschrittlich, sozial und steht hinter den an­
deren Ländern nicht zurück. Das drückt sich in 
einer jetzt verhältnismäßig ruhigen Entwick­
lung auf den Hochschulen aus. Das drückt sich 
auch ,in der Blildungsexplosion ,aus. D.as bedeu­
tet, daß die Erkenntnis obsiegt hat, daß Bil­
dung ein sehr wertvolles Gut ist, das sich 
jeder nach Möglichkeit aneignen sollte. 

Schließlich ist auch der Zustrom der auslän­
dischen Studenten ein Beweis für das Ansehen 
unserer hohen Schulen. 

Es sind also Höchstleistungen auf dem 
Schul- und Bildungssektor zustande gekom­
men. Im Parlament fanden diese Gesetze immer 
eine breite Basis der Zustimmung sowohl zur 
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Zeit der OVP-Regierung als auch jetzt wäh­
rend der SPO-Regierung. Dieser gemeinsame 
Konsens sollte nicht gestört werden, weil das 
weder im Interesse der Schule noch im Inter­
esse der Jugend liegen würde. Die augen­
blicklichen Schwierigkeiten, die es gibt, liegen 
nicht auf legistischem Gebiet, sondern liegen 
in den finanziellen Wünschen der Lehrerschaft. 
Uberall in Osterreich wird mehr verhandelt 
und weniger gestreikt. Warum sollte dieser 
Weg nicht auch bei den Lehrern und bei den 
Schulen möglich. sein, wenn die Regierung Ent­
gegenkommen zeigt, wie zum Beispiel bei der 
Änderung der Anfangsbezüge, und bereit ist, 
über ein neues Gehaltsschema zu verhandeln? 

Es wäre bestimmt möglich, auf diesem Ge­
biet mit der Lehrerschaft einen Ausgleich zu 
finden, und zwar in dem Moment, in dem man 
die Politik des doppelten Bodens aufgeben 
würde, das heißt, daß man einerseits wegen 
der notwendigen Stabilisierung Budgetein­
schränkungen verlangen müßte und anderer­
seits große Wünsche, die Mehraufwendungen 
zur Folge haben, durch Streik erfüllen wollte. 
Ist bei dieser Auseinandersetzung die Schule 
im Spiel, so sollte diese Auseinandersetzung 
weder auf Kosten der Schüler noch auf Kosten 
der Eltern betrieben werden. 

Da die Bundesregierung die Sdmlen in 
sozialer, organisatorischer und baulicher Hin­
siLb.t immer besser ausgestaltet, steigt auch 
das Image der Lehrerschaft. 

Lehrer außerhalb von Wien sind eigentlich 
eine Mangelware geworden. Durch Mehr­
dienstleistungen ist ihr Einkommen wesentlich 
gestiegen. Ich glaube, anläßlich der Beschluß­
fassung der heutigen Gesetzesnovelle sollten 
wir diese Erkenntnis wieder auffrischen und 
sollten vor allem den Willen festigen, daß die 
Schulpolitik ein gemeinsames Anliegen aller 
zwei Parteien sein soll, was in gemeinsamen 
Beschlüssen seinen Ausdruck finden sollte. 

Daher gibt meine Fraktion diesem Gesetz 
gerne die Zustimmung. (Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
Frau Bundesminister Dr. Firnberg. Ich erteile 
ihr das Wort. 

Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung Dr. Hertha Fimberg : Herr Vorsitzen­
der! Hoher Bundesrat! Es scheint mir kein 
zwingender Zusammenhang zu sein zwischen 
dieser sehr begrüßenswerten Novellierung 
des Studienförderungsgesetzes und jenen An­
trägen, die die Osterreichische Volkspartei im 
Ausschuß und im Parlament gebracht hat, näm­
lieh Änderungen finanzieller Art, Erhöhung 
der Studienbeihilfen und Ausweitung der Be­
messungsgrundlage. 

Eine derartige Änderung ist auf jeden Fall 
im Zusammenhang mit der Änderung des Ein­
kommensteuergesetzes notwendig, weil das 
Einkommensteuergesetz und das Studienför­
derungsgesetz seit der letzten Novellierung 
eng gekoppelt sind. Das ist in Vorbereitung 
und wird in gemeinsamer Arbeit mit dem 
Finanzministerium erarbeitet. Hier ist der 
sachliche Zusammenhalt gegeben, und in die­
sem Zusammenhang werden auch die finan­
ziellen Fragen behandelt werden. 

Ich möchte betonen, daß ich mich keines­
wegs negativ zu einer Verbesserung der Bei­
hilfen ausspreche. Aber Gespräche müssen ge­
führt werden. Das kann nicht durch einen 
Initiativantrag, der mit niemandem abgespro­
chen ist, für den keine Bedeckung vorgelegt 
ist, der nicht begutachtet war und der nicht 
einmal im Gespräch mit dem Finanzministe­
rium war, im Ausschuß gemacht werden. 

Hohes Haus! Ich darf aber doch betonen, 
daß von einer Verschlechterung keineswegs 
die Rede sein kann. Folgende Beträge wurden 
für die Studienförderung ausgegeben: 1969 
82 Millionen, 1970 1 19 Millionen, 1971 132 Mil­
lionen, 1972 - nach der Änderung im Zusam­
menhang mit dem veränderten Einkommens­
begriff - 202 Millionen. Wir werden 1973, 
ein Jahr für das 1 97 Millionen eingesetzt 
waren, zirka 250 Millionen Schilling benöti­
gen. 

Ich glaube, daß niemand zu Recht sagen 
kann, daß die Studentenschaft hier schlechter­
gestellt ist, als sie es war. Die Beträge sind 
erheblich, und sie wachsen an. 

Was die Frage Begabtenstipendium betrifft,. 
Frau Kollegin, so gebe ich Ihnen vollkommen 
recht. Ich war nie einverstanden mit dieser 
Lösung. Sie stammt auch nicht von uns, son­
dern sie stammt noch aus einem OVP-Regie­
rungsentwurf. (Bundesrat Edda E g g e r: Die 
Zeiten gehen weiter!) Es ist nichts geändert 
worden daran. (Heiterkeit bei der OVP.) Diese 
scharfe Kritik wendet sich also gegen einen 
OVP-Entwurf. 

Es handelt sich nicht um ein Begabtensti­
pendium, sondern es handelt sich um ein Sti­
pendium für eine sehr ungleich bemessene 
Leistung, denn es ist ein Untersdlied, ob 
einem Studenten der Fortgang der Disserta­
tion bestätigt wird oder ob er, wie die Medi­
ziner und Techniker, sehr strenge Prüfungen 
ablegen muß. 

Wir sind in sehr vielen Gesprächen mit 
Sachverständigen und auCh interfraktionell 
darum bemüht, hier etwas zu ändern, aber 
etwas, was schon eingefahren ist, zu verbes­
se�n, ist gar nicht so leicht. Wäre hier nichts 
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gewesen, hätten wir siCherlich von vornherein 
eine bessere Lösung gefunden. Man kann es 
jetzt schwer ändern, man kann das den Stu­
denten, die das jetzt bekommen, nicht wegneh­
men, aber anderen noCh etwas dazuzugeben 
und das System zu ändern, ist schwierig, auch 
wenn es zu aufwendig ist und den Sinn dann 
nicht erfüllt. Das ist das Problem dabei. 

Der Vorschlag, den die Osterreichische 
Volkspartei hier als Initiativantrag einge­
bracht hat, würde nach einer überschlägigen 
Rechnung etwa 100 Millionen kosten. Ich 
glaube nicht, daß irgend jemand auCh der stu­
dentenfreundlichsten Regierung zumuten 
kann, diesen Betrag ohne eine BedeCkung zu 
haben, ohne in die Begutachtung gegangen 
zu sein und ohne das mit den zuständigen 
Stellen besprochen zu haben, durch einen klei­
nen Beschluß zusätzlich den Studienbeihilfen 
zuzulegen. 

Hoher Bundesrat I Sie können versichert 
sein, daß diese Frage eingehend besprochen 
wird und daß für die Studentenschaft sicher-

9. Punkt: Gesetzesbescb.luß des Nationalrates 
vom 18. Juni 1973 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem die Bundesforste-Dienstordnung ge­
ändert wird (5. Novelle zur Bundesforste-

Dienstordnung) (969 der Beilagen) 

10. Punkt: Gesetzesbescb.luß des Nationalrates 
vom 18. Juni 1973 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Pensionsgesetz 1965 geändert 
wird (4. Pensionsgesetz-Novelle) (970 der Bei-

lagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zu den 
Punkten 6 bis 10 der Tagesordnung, über die 
eingangs beschlossen wurde, die Debatte unter 
einem abzuführen. 

Es sind dies: 

26. Gehaltsgesetz-Novelle, 

21 .  Vertragsbedienstetengesetz-Novelle, 

1 .  Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle, 

5. Novelle zur Bundesforste-Dienstordnung . 
und 

4. Pensionsgesetz-Novelle. lich das getan werden wird, was optimal getan 
werden kann. (Beifall bei der SPO.) 

Berichterstatter über diese fünf Punkte ist 
Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr Frau Bundesrat Hermine Kubanek. Ich bitte 

gemeldet. 
. 

um die BeriChterstattung. 

Ich frage, ob zu diesem Tagesordnungspunkt 
noch jemand das Wort wünscht. - Das ist 
niCht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Berichterstatter ein Schlußwort 
gewünscht? - Das ist ebenfalls nicht der 
Fall. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b  s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r  u c h zu er­
heben. 

6. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 18. Juni 1973 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Gehaltsgesetz 1956 geändert wird 
(26. Gehaltsgesetz-Novelle) (966 der Beilagen) 

7. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 18. Juni 1973 betreffend ein Bundesgesetz. 
mit dem das Vertragsbedienstetengesetz 1948 
geändert wird (21.  Vertragsbedienstetengesetz-

Novelle) (967 der Beilagen) 

8. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 18. Juni 1973 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Gehaltsüberleitungsgeselz geän­
dert wird (I. Gehaltsüberleitungsgeselz-No-

velle 1973) (968 der Beilagen) 

Berichterstatterin Hermine Kubanek: Hoher 
Bundesrat! Die vorliegende 26. Gehaltsgesetz­
Novelle enthält im wesentlichen Neuregelun­
gen auf den Gebieten der Anrechnung von 
Karenzurlaubszeiten, des F ahrtkostenzuschus­
ses, der Zulagen der Beamten im Sinne des 
Krankenpflegegesetzes und des Hebammenge­
setzes und der Dienstzulagen der Richter, Leh­
rer, Wachebeamten und der Berufsoffiziere. 
Weiters enthält er Anpassungen von Zitierun­
gen an geänderte Rechtsvorschriften. 

Als Ergebnis der Ausschußberatung stelle 
ich den A n t r a g, der Bundesrat wolle be­
sChließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 18. Juni 1 973 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Gehaltsgesetz 1956 geän­
dert wird (26. Gehaltsgesetz-Novelle) , wird 
kein Einspruch erhoben. 

Die vorliegende 21.  Vertragsbediensteten­
gesetz-Novelle enthält analog der 26. Gehalts­
gesetz-Novelle vor allem Neuregelungen der 
Zulagen der Vertragsbediensteten im Sinne 
des Krankenpflegegesetzes und des Hebam­
mengesetzes und der Anrechnung von Karenz­
urlaubszeiten. Außerdem werden Personen, die 
bei einer im Ausland gelegenen Dienststelle 
des Bundes verwendet werden und nicht öster­
reichische Staatsbürger sind, vom Anwen­
dungsbereich des Vertragsbedienstetengeset­
zes ausgenommen und einige Zuständigkeits-
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regelungen bei der Aufnahme von Vertrags­
bediensteten, die die österreidlische Staats­
bürgersdIaft nicht besitzen, vereinfacht. 

Als Ergebnis der Ausschußberatungen stelle 
ich auch hier den A n t r a g, gegen diesen 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates keinen 
Einspruch zu erheben. 

Ein weiter vorliegender Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates, die 1 .  Gehaltsüberleitungs­
gesetz-Novelle 1973, enthält als wichtigste 
Punkte eine Neuregelung der Anstellungser­
fordernisse und des Dienstprüfungswesens im 
Bereiche der Post- und Telegraphenverwal­
tung, eine erweiterte Verordnungsermächti­
gung zur Schaffung von staatlidlen Ausbil­
dungslehrgängen für Dienstprüfungen, die Be­
reinigung offener Probleme, die sich im Zu­
sammenhang mit dem in der Verfassung vor­
gesehenen Amtstitelverleihungsrecht des Bun­
despräsidenten ergaben, sowie eine Verein­
heitlidlUng von Amtstiteln in einigen Berei­
chen, wie zum Beispiel bei Dienstzweigen der 
Post- und Telegraphenverwaltung und des 
Bundesheeres. 

Im Auftrage des FinanzaussdIusses stelle 
ich den A n  t r a g, gegen diesen Gesetzesbe­
schluß keinen Einsprudl zu erheben. 

Die 5. Novelle zur Bundesforste-Dienstord­
nung berücksichtigt verschiedene Änderungen 
des Dienst-, Besoldungs- und Pensionsrechtes 
des Bundes; die in letzter Zeit beschlossen 
wurden. Vorgesehen sind insbesondere eine 
Neuregelung der Dienstzeit analog der Dienst­
zeitregelung im öffentlichen Dienst auf Grund 
der Dienstpragmatik-Novelle 1 972, die Einfüh­
rung einer Leistungszulage in Anlehnung an 
die für Bundesbeamte geschaffene Verwen­
dungszulage, eine Neuregelung der Neben­
gebühren entsprechend der 24. Gehaltsgesetz­
Novelle, eine Neufassung der die Abfertigung 
betreffenden Bestimmungen nach der 20. Ver­
tragsbedienstetengesetz-Novelle sowie die 
Schaffung einer Nebengebührenzulage entspre­
chend dem Nebengebührenzulagengesetz. 

Als Ergebnis der Ausschußberatungen stelle 
idl somit den A n  t r a g, der Bundesrat wolle 
beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 1 8. Juni 1973 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem die Bundesforste-Dienstord­
nung geändert wird (5. Novelle zur Bundes­
forste-Dienstordnung), wird kein Einspruch er­
hoben. 

Der letzte Bericht, der über die 4. Pensions­
gesetz-Novelle, lautet folgendermaßen: Im 
Gesetzesbeschluß über eine 26. Gehaltsgesetz­
Novelle ist unter anderem vorgesehen, die 
Dienstzulagen der Erzieher nunmehr als 

Dienstzulagen zu konstruieren, die Anspruch 
auf Ruhegenußzulage nach dem Pensionsge­
setz 1965 begründen. Der vorliegende Geset­
zesbeschluß enthält daher eine entsprechende 
Än derung der Bestimmungen des Pensions­
gesetzes und die Schaffung der in diesem Zu­
sammenhang erforderlichen Ubergangsbestim­
mungen. Vorgesehen ist auch eine Anrechen­
barkeit künftiger Zivildienstzeiten als Ruhe­
genußvordienstzeiten. 

Auch hier stelle ich den A n  t r a g, diesen 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates nicht zu 
beeinspruchen. 

Vorsitzender: Ich danke der Frau Berkbt­
erstatter für ihre Berichte. 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein, die 
über die zusammengezogenen Punkte unter 
einem abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Remplbauer. Idl erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Remplbauer (SPO) : Hoher Bun­
desratl Sehr geehrter Herr Staatssekretär! 
Meine Damen und Herren I Die zur Besdlluß­
fassung vorliegenden fünf Beamtengesetze 
bringen verschiedene Verbesseruny,en durch 
Einführung neuer Zulagen für einige Besol­
dtmgsgruppen. Sie stellen sicherlich einen Fort­
schritt im Besoldungs- und Dienstrecht des 
öffentlichen Dienstes dar. Es sind dies Ver­
besserungen bei der Anrechnung von Karenz­
urlaubszeiten, des Fahrtkostenzuschusses, der 
Zulagen der Beamten im Sinne des Kranken­
pflegegesetzes und des Hebammengesetzes 
und der Zulagen der Richter, Lehrer, Wache­
beamten und der Berufsoffiziere. 

Mit der 26. Gehaltsgesetz-Novelle wird also 
der letzte offene Punkt aus der Besoldungs­
vereinbarung, sprich zweites Gehaltsabkom­
men. auch Stillhalteabkommen genannt, vom 
2. September 1911 realisiert. Damit ist das 
zweite Gehaltsabkommen vertragsmäßig er­
füllt. 

Dennoch werden derzeit harte Auseinander­
setzungen zwischen einzelnen Besoldungsgrup­
pen und dem Dienstgeber geführt. So fordern 
die Lehrer, die Richter und die Hochschullehrer 
Besoldungskorrekturen im Hinblick. auf die 
Verwaltungsdienstzulage, die die Beamten der 
allgemeinen Verwaltung und die in handwerk­
licher Verwendung auf Grund der einstimmig 
hier im Hohen Haus ver.abscb!iedeten 24. Ge­
haltsgesetz-Novelle erhalten. Dazu muß fest­
gestellt werden, daß diese Verwaltungsdienst,:" 
zulage lediglich für zwei der acht Besoldungs­
gruppen vereinbart worden ist. 

Das zweite Gehaltsabkommen - das möchte 
ich vorausschicken - bringt selbstverständlich 
auch den Lehrern die gleichen Verbesserun-
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gen, die im zweiten Geha}t&abkommen ,in den 
vier Etappen vorgesehen sind, wie allen ande­
loen Besoldungsgruppen. Ich VIerweLse :auf dJi·e 
besonderen besoldungsrechtlichen Verbesse­
rungen für die Lehrer aus dem Jahre 1910, 
die sidl. darauf gründen, daß die Ausbildung 
der Lehrer an Pädagogischen Akademien ' er­
folgt und nun um zwei Jahre verlängert ist. 

Ich darf hier auch einleitend festhaIten, daß 
diese verbesserten Bezüge nidlt nur für die 
neu ausgebildeten Lehrer erreicht werden 
konnten, sondern selbstverständlich auch für 
die Lehrer, die bereits im Dienststand waren 
und die diese Neuausbildung nicht haben. Da­
zu wurden die Pensionisten "mitgezogen" . Das 
war sehr erfreulich und ein sehr dankens­
wertes Entgegenkommen, das der Dienstgeber 
den Pensionisten gewährt hat. Das wollte ich 
vorausschicken. 

Es erhebt sich daher die berechtigte Frage: 
Was wollen die Lehrer nun eigentlich? Ich 
werde diese Frage beantworten. Sie wollen 
die Wiederherstellung der alten Gehaltsrela­
tionen und begründen eine Zulage, die sie 
nun fordern, durch administrative Mehrarbeit. 

Gerechterweise muß ich aber auch hier fest­
stellen, daß sich die vier Lehrersektionen in 
der Gewerkschaft lange Zeit in ihrer Forde­
rung nicht einig waren. Die AHS-Lehrer for­
derten höhere Anfangsbezüge, die Pflichtschul­
lehrer dagegen die Verwaltungsdienstzulage. 
Dazu kommt, daß die Lehrergewerkschaft lange 
Zeit keine gemeinsame Sprachregelung gefun­
den hat. Die einen verlangten eine Verwal­
tungsdienstzulage, die anderen eine Schul­
dienstzulage, wieder andere eine Administra­
tionsdienstzulage. Eine weitere Gruppe sprach 
einfach von der Wiederherstellung der Ge­
haltsrelation. 

Diese Unsicherheit erschwerte natürlich die 
Verhandlungen mit den llienstgebem von 
vornherein und hr.achbe dde LehreligeWlerkschaft 
in ,eine denkbar Ischlechte Ausgangspostibion. 
Tatsache ist, daß diese Forderungen, die nun 
erhoben worden sind, nicht liechtzieitJig ,erhoben 
wurden und im zweiten Gehaltsabkommen 
nicht enthalten sind, ja nicht einmal angemel­
det waren. 

Wenn nun in Lehrerkreisen von einem Ver­
säumnis gesprochen wird, so kann das in 
erster Linie nur den ersten Vorsitzenden der 
Gewerkschaft, den Abgeordneten Gasperschitz, 
treffen, der jetzt wie wild herumschlägt und 
laut "Parlamentskorrespondenz" vom 18. Juni 
Gewerkschaftsfunktionäre "Schwächlinge" 
nennt, wenn sie Boykottmaßnahmen. nicht 
durdlführen, die nur Kindern, nur Eltern und 
sdlließlich den Lehrern selbst am meisten 
sdladen. 

Viele Gewerkschaftsmitglieder vertreten die 
Auffassung, daß Gasperschitz versagt hat, weil 
er nicht rechtzeitig diese Forderung erhoben 
und vertreten hat. Heute Krawall zu schlagen, 
meine Damen und Herren, und auf die Pauke 
zu hauen, bringt weder den Lehrern noch den 
Richtern oder den Hochschulprofessoren etwas. 
Wer im Glashaus sitzt, soll nicht mit Steinen 
werfen; ich glaube, das trifft auch hier zu. 

Da waren die Eisenbahner - das sage i ch  
offen - und die Gemeindebediensteten besser 
vertreten. Abgeordneter Ulbrich und Abgeord­
neter Weisz haben ihre Forderungen, die 
sicher zu Recht bestehen, rechtzeitig vor Ab­
schluß des Besoldungsübereinkommens ange­
meldet und deshalb ihre Forderungen audl 
durchgesetzt. 

Ich bekenne hier offen, daß wir Lehrer 
keineswegs den Eisenbahnern oder den Ge­
meindebediensteten ihre Zulagen neiden. 
Worum wir sie beneiden, kann höchstens die 
Durchschlagskraft ihrer Gewerkschaftsführung 
sein, die wir bei Gasperschitz eher vermissen 
müssen. 

Gasperschitz und das Präsidium der Gewerk­
schaft der öffentlich Bediensteten haben die 
Lehrerforderung nach einer Verwaltungs­
dienstzulage lange Zeit nicht unterstützt. Sie 
haben audl gewußt, warum. Weil das Uber­
einkommen, das zweite Gehaltsabkommen, so 
unterzeichnet war. Sie sind lange Zeit zu 
ihrer Unterschrift gestanden, weil das eben 
unter das Stillhalteabkommen fällt. Das ist 
- - das bekenne ich auch - zweifellos richtig. 
Natürlich hat sich der Dienstgeber, die Regie­
rung auf die Einhaltung dieses Vertrages be­
rufen, und das, wie ich meine, zu Recht. Ver­
trag ist Vertrag, das gilt für beide vertrag­
schließenden Teile. 

Erst im März hat sich das Präsidium der 
aufgestell ten Lehrerforderung angesChlossen, 
nachdem die OAAB-FCG-Fraktion schon im 
Februar einen Streikbeschluß fassen wollte, 
den die sozialistische Fraktion verhindert hat. 
(Bundesrat lng. H a  r r a m a c  h: Aber geh!) 
Das ist so. Sie können das in den Protokollen 
der Bundessektionsleitung nachlesen, Herr 
Kollege. 

Wenn jemand dem Druck seiner Partei­
freunde - darf ich das auch feststellen -
erlegen ist, dann war es Gasperschitz, der 
dem Druck. seiner OAAB-Parteifreunde nicht 
mehr standhalten konnte und nun, nachdem 
er eine Kehrtwendung um 180 Grad vorge­
nommen hatte, plötzlich vehement diese For­
derung vertreten hat. 

Selbst der Obmann der Freiheitlichen Partei, 
Abgeordneter Peter, warf dem Vorsitzenden 
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der Gewerkschaft, dem Kollegen Gasperschitz, 
entscheidende Fehler in der Verhandlungsfüh­
rung vor. Herr Kollege, das können Sie der 
"Parlamentskorrespondenz" vom 18. Juni ent­
nehmen. 

Gasperschitz fordert dann im Anschluß eine 
Gesamtreform des Dienst- und Besoldungs­
rechtes für die Lehrer. 

Hier darf ich auf das Angebot, das die 
Regierung bereits am 30. April gemacht hat, 
eingehen, das diesem Wunsch echt entgegen­
kommt. Hier wird angeboten: Verhandlungen 
über die Neuordnung der Besoldung bereits 
mit 1 .  1 .  1 914. Es wird angeboten die Anhe­
bung der Anfangsbezüge aller öffentlich Be­
diensteten und damit selbstverständlich auch 
die der Lehrer, von denen Kollege Fruhstorfer 
schon gesprodlen hat. 

Wenn Sie die derzeit gültigen Gehaltsan­
sätze mit den Gehaltsansätzen vom 1 .  9. 1913 
vergleidlen, dann stelle ich hier fest, daß ein 
Volksschullehrer, wenn man auf dieses Ange­
bot seitens der Gewerksdlaft eingehen will, 
beim derzeitigen Anfangsbezug, 1. Gehalts­
stufe, von 4193 S eine Anhebung auf 5935 S 
erreichen würde. Das sind de facto um 1 142 S 
mehr, miteingeschlossen die 1,1 Prozent per 
1 .  Juli. 

Ein Hauptschullehrer, meine Damen und 
HeJ1ren, würde statt derzeit 4988 S - Sie kön­
nen das überprüfen - daIliIl 6416 S erhalten ; 
al'so um 1428 S mehr. 

Ein L I -Lehrer würde statt derzeit 5544 S 
dann 1186 S erhalten. Das sind um 1642 S mehr. 

Weiters hat die Regierung am 30. 4. eine 
Abgeltung ab der ersten Mehrdienstleistung 
angeboten. Das ist die Änderung des § 61 im 
Gehaltsgesetz, eine Jahre alte Forderung der 
Pllichtschullehrer. (Bundesrat [ng. H a  r r a­
m a c  h: Sind Sie eigentlich Gewerkschaitsver­
treter oder Regierungsvertreter?) 

Idl bin Gewerkschaftsvertreter und erlaube 
mir, hier als Mitglied des Hohen Hauses eine 
sachliche Darstellung zu bieten. Wenn Ihnen 
das recht ist, bin ich Ihnen sehr dankbar und 
sehr verbunden, Herr Kollegel (Beifall bei der 
SPO.) 

Sdl1ießhich ist ;im Itegierungsangebot die 
Reduzierung der administrativen Mehrbe­
belastung der Lehrer beziehungsweise die Ab­
geltung der verbleibenden Mehrarbeit ange­
hoten. 

Das ist die Ausgangsposition. Dieses 
Angebot wurde von der Gewerkschaft als un­
befriedigend abgelehnt. Wenn man es objektiv 
betrachten will, so erfüllt es jedenfalls, Herr 
Kollege. die Forderung der AHS-Lehrer. 

Aber audl die Pflichtschullehrer haben diese 
Forderung nach höheren Anfangsbezügen be­
reits gestellt. Als Beweis darf ich Ihnen hier 
mit Genehmigung des Vorsitzenden einen An­
trag zitieren, der am 11. 1 1 .  1 912 in der Erwei­
terten Bundessektionsleitungssitzung gestellt 
wurde und der initiiert ist von der OAAB­
FCG-Fraktion. Ich bekenne das. Hier heißt es 
wörtlich - darf ich zitieren -: 

"Die Erweiterte Bundessektionsleitung der 
Pllichtschullehrer ist der Auffassung, daß eine 
spürbare Anhebung der Bezüge in den unteren 
Gehaltsstufen sowohl ein unabdingbarer Aus­
dru<k der Anerkennung für die Leistungen 
junger Lehrer ist als auch die gesellschafts­
politischen Veränderungen in einer neuen Be­
soldungsordnung des öffentlichen Dienstes be­
rücksichtigt. 

Die Erweiterte Bundessektionsleitung hat 
daher in der heutigen Sitzung beschlossen, 
das Präsidium aufzufordem, 50 rechtzeitig 
diese Fragen zu überlegen und zu behandeln, 
daß mit Ablauf des Stillhalteabkommens in 
einer geänderten Besoldungsstruktur die be­
rechtigten Forderungen der Junglehrer hin­
sichtlich der Anfangsbezüge verwirklicht wer­
den." 

Das ist dort einstimmig beschlossen worden, 
und das Regierungsangebot geht auf diese 
Forderung. Herr Kollege - das ist unbestreit­
bar -, ein. Wetter trägt ,es der Forderung ·auf 
Abgeltung der. Mehrdienstleistung ab der 
eI'lsten Stunde RedmWlg. Schllileßldch geht es ·auf 
die administrative Mehrbelastung, die von den 
Lehrern vorgetragen wird, ein. 

Doch die vom OAAB geführte Lehrergewerk­
sdlaft war bis heute - und das ist jetzt zwei 
Monate her - nicht bereit, die Mehrarbeit 
katalOgiSiert nachzuweisen. Es ist üblich, daß 
man. wenn man die Leistung einer Mehrarbeit 
behauptet. diese auch nachweisen muß. denn 
es wird nur Arbeit bezahlt, die geleistet wird. 
Das ist auch uns klar. Deshalb, meine Damen 
und Herren, wurden die Verhandlungen am 
12. Juni abgebrochen. 

Schon am 1. Mai jedoch stellten die vier 
Lehrersektionen den Antrag an das Präsidium 
der Gewerkschaft auf Genehmigung eines 
zweitägigen Warnstreiks unter Einschluß be­
gleitender Maßnahmen. 

Im Zentralvorstand - und das ist das be­
schlußfassende Organ - wurde sodann ein 
Mehrheitsbeschluß gefaßt und der Streik für 
23. und 24. Mai genehmigt. 

Meine Damen und Herren! Hier muß ich 
einfügen, daß es Mehrheitsbeschlüsse bisher 
in der Gewerkschaft der öffentlich Bedienste-
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ten nie gegeben hat, weil dies auf Grund eines Allein deshalb nicht, meine Damen und Her­
Fraktionsübereinkommens gar nicht möglich ren, weil dies ein rein politischer Akt ist, den 
war, die OAAB-Fraktion setzt. Wir lassen uns nicht 

" '" vor den politischen Karren des OAAB und der 
Auf �rund der abgeanderten Ges�aftsord-
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1 • keine geeignete Kampfmaßnahme. Es muß also 
So gibt es nun auch keine gleichberech- auch im Interesse der Kollegenschaft selbst 

tigten Vorsitzenden mehr, sondern einen Vor- liegen, daß die Schüler rechtzeitig die Bücher 
sitzenden und einen entmachteten Stellver- erhalten. 
treter, möchte ich fast sagen. Ebenso hat nur 
mehr der Vorsitzende die Zeichnungsberech­
tigung, das ist von entscheidender Bedeutung, 
(Bundesrat M a y e r: Mit dem Stellvertreter 
ist es wirklich anders! Es ist ein Entgegen­
kommen . der Fraktion Christlicher Gewerk­
schafter immer dort, wo ein Vorsitzender der 
christlichen Fraktion angehört, daß dann ein 
Stellvertreter von der sozialistischen Fraktion 
istl) 

Das bestreite ich nicht. ich habe lediglich 
behauptet, daß die Gleichberechtigung der 
Vorsitzenden nicht mehr gegeben ,ist. Und 
das werden Sie. Herr Kollege, auch nicht be­
streiten. (Bundesrat lng. H a  r r a m a c  h: An­
gleichung an die anderen Fachgewerkschaf­
tenl) 

ICh wollte lediglich erläutern. daß Mehr­
heitsentscheidungen ab nun in der Gewerk­
schaft' der öffentlich Bediensteten möglich sind. 
Und ich sage es hier auch offen : Die Saat, 
die hier gesät wurde, beginnt natürlich auf­
zugehen, denn die .oAAB-Fraktion macht nun 
von ihrer Mehrheit reichlich Gebrauch. Dies ist 
,ihr legitimes Recht, das 1st unbestrittenes 
Recht. 

Man darf nur eines nicht tun: Man darf sich 
dann nicht beklagen, wenn die sozialistisChe 
Fraktion Maßnahmen der OAAB-GewerksChaf­
ter nicht mitmacht. Und darauf kommt es an. 
Trotzdem haben wir den Streikbeschluß in 
gewerkschaftlicher Solidarität respektiert. 

Wir werden außerdem, meine Damen und 
Herren. den Verdacht nicht ganz los, daß naCh 
den Startschwierigkeiten. die es zweifelsohne 
im Vorj ahr bei dieser Aktion gegeben hat, 
der OAAB und die OVP ein Interesse daran 
haben, daß es auch heuer Schwierigkeiten 
gibt, um diese Schwierigkeiten der SPO-Regie­
rung anlasten und um die schulpolitischen 
Maßnahmen der sozialistischen Regierung 
unterlaufen zu können. Daß solche Uberlegun­
gen nicht ganz unbegründet sind, will ich an 
Hand . beweiskräftiger Unterlagen unter­
mauern. Daraus geht auch hervor, daß viele 
Kollegen die parteipolitischen Maßnahmen 
verurteilen, 

Ich darf hier mit Genehmigung einen Satz 
aus den "Oberösterreichischen SChul­
blättern" Ausgabe Oktober/November 1912 
mit der nber:sChrift zitieren: "Dite Grati'ssdml­
buch-WegwerfakHon: Chaos und Fiasko'" 
Dieser eine Satz lautet: 

"In ganz Osterreich. . , .  spricht man von 
Chaos, Fiasko und Skandal."  

Man liest hier weiter: " ,  , , Unwirtschaftlich­
keit und zur Verschleuderung von Volksver­
mögen. Eine echte Wegwerfmethode '" Wir 
kennen diese Methode. (Zwischenrufe bei der 
tJVP.) 

Ein führender Kollege der Gewerkschaft in 
Oberösterreich hat mit Bedauern festgestellt, 
daß die OVP-Regierung während ihrer Regie­
rungszeit eine gleichwertige Maßnahme nicht 
gesetzt hat. (Beifall bei der SPtJ.) 

Wie die Kollegenschaft darauf reagiert, darf 
ich auch anführen, Hier ein Schreiben eines 
Kollegen an die Bundessektion Pflichtschul­
lehrer. Darf ich einen Satz zitieren: 

Als jedoch die OAAB-Fraktion Begleitmaß­
nahmen setzen wollte, die das Familienlasten­
ausgleichsgesetz betreffen, und den Boykott 
der Gratisschulbuchaktion, der SChülerfrei­
fahrt. der Schul- und Heimbeihilfen verlang­
te, da war der Bogen für uns überspannt, 
und wir sozialistischen Gewerkschafter konn­
ten solchen Beschlüssen niCht mehr zustimmen. 

"Ich protestiere heftigst gegen die mir heute 
von Ihnen zugesandte Sondernummer der Zei­

Bei diesen Boykottmaßnahmen machen wir tung ,Der Pflichtschullehrer' . Der Inhalt dieser 
sozialistischen Gewerkschafter nicht mitl Sondernummer" - ich habe sie hierj ich stelle 
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sie gerne zur Verfügung - "hat eindeutig 
parteipolitischen Charakter und ist eine ge­
lenkte Aktion gegen die Gratisschulbuchaktion 
der Bundesregierung." Das bereits im Oktober 
des vorigen Jahres. 

Ich darf noch ein Schreiben, ebenfalls an 
die Bundessektion PfliCh.tsCh.ullehrer gerichtet, 
zitieren: 

"Betrifft: Austritt. Ich trete mit 1 .  November 
1912 aus der Gewerkschaft aus. Ich protestiere 
mit meinem Austritt gegen den Mißbrauch 
der Gewerkschaft für parteipolitische Zwecke. 
Siehe bemegendes Flugblatt." (Ruf bei der 
OVP: Noch eines?) 

Eines können Sie noch haben. Ich hätte 
noch mehrere. Aber eines möchte ich Ihnen 
bewußt nidlt vorenthalten, denn hier handelt 
es sich nicht um ein Mitglied der Gewerk­
schaft, sondern um einen bewährten Funktio­
när, der 20 Jahre die Kollegenschaft gut und 
bestens vertreten hat. Es ist ein Bezirksob­
mannstellvertreter. Er schreibt : 

"Ich lege mit heutigem Tage meine Funk­
tion als Obmannstellvertreter der Bezirkssek­
tion . . .  zurück. 

möchte ich festhalten - stellen arbeitsethische 
Grundsätze über den politischen Tageseffekt 
des OAAB und der OVP. 

Im übrigen darf iCh. Ihnen auch sagen: 
Gasperschitz hat selbst am ersten Sireiktag 
ex praesidio die begleitenden Maßnahmen, so­
weit sie das FamilienlastenausglEüchsgesetz 
betreffen, ausgesetzt. Es ist ihm also auch bei 
diesen Maßnahmen nicht recht gut gewesen. 

Wie ich der "Parlamentskorrespondenz" 
vom 18. 6. entnehme, hat mich - damit möchte 
ich eine Legende zerstören - Abgeordneter 
Dr. Mock in diesem Zusammenhang in der 
Debatte des Nationalrates namentlich genannt 
und behauptet, ich wäre unter Druck gesetzt 
worden und hätte eine gegebene Unterschrift 
zurückgezogen. Dr. Mock. bezieht sich offenbar 
auf die Sitzung der Erweiterten Bundessektion 
vom 14. Mai. 

Mock behauptete weiter, ich hätte darüber 
hinausgehende Maßnahmen gefordert. 

Dazu, meine Damen und Herren, erkläre 
ich hier im Hohen Hause: Diese BehauptUIig 
des OAAB-Bundesobmannes Dr. Mock ist die 
glatte Unwahrheit. Sollte Dr. Mock von seinen 
OAAB-Freunden falsch informiert worden 

Ich begründe meinen Schritt damit, daß die sein, so wäre dies ein peinlicher Lapsus. 
Gewerkschaftsführung durch den Beschluß, Sollte er diese falsche Behauptung jedoch 
dem Lehrerstreik vom 23. und 24. 5. 1913 wissentlich aufgestellt haben, so müßte ich 
Beglleitmaßnahmen folgen zu lassen, von ihr,em ihn der Lüge bezichtigen. (Ruf bei der OVP: 
Versagen bei den Verhandlungen mit der Bun- Tun Sie was dagegen! Er ist nicht dal) Ich war 
desregierung ablenken will. Da sich die mehr- auch nicht im Nationalrat, und Sie werden mir 
heitlich beschlossenen Begleitmaßnahmen in wohl in Waffengleichheit gestatten, daß ich 
erster Linie zum Schaden der Kinder und heute hier vom Rednerpult so antworte und 
Eltern auswirken werden und das Ansehen aufzeige, wie unverschämt Abgeordneter Dok­
des Lehrerstandes schwerstens in der Offent- tor Mock. im Nationalrat seine Behauptungen 
lichkeit schädigen, kann ich es vor meinem aufgestellt hat. (Beifall bei der SPO.) 
Gewissen nicht verantworten, diesen Maß-
nahmenkatalog als Funktionär vor den Mit- Ich darf Ihnen sagen: Ich habe in der Bun-

gliedern zu vertreten." dessektion nie eine Unterschrift geleistet; eine 
solche gJibt es überhaupt iIlJicht tin di'eStern Zu-

Es ist erwiesen, daß diese Boykottmaßnah- sammenhang. Ich konnte nicht unter Druck 
men eine rein politische Sache des OAAB ' gesetzt werden und bin auch von niemandem 
darstellen. Gewerkschaftsmitglieder und -funk- unter Druck gesetzt worden. Ich habe in dieser 
tionäre haben ihren Austritt beziehungsweise Sitzung der Bundessektion vehement gegen 
die Zurüddegung ihrer Funktion erklärt und den Boykott der GratissdlUlbuchaktion, der 
die Konsequenz gezogen. An die Adresse Schülerfreifahrt und gegen alle Maßnahmen, 
unseres Gewerkschaftsvorsitzenden, des Kol- die sich gegen das Familienlastenausgleichs­
legen Gasperschitz, gerichtet, darf ich feststel- gesetz richten, gesprochen und erklärt, daß 
len: Das sind keine Feiglinge, das waren auf- man andere geeignete Maßnahmen überlegen 
rechte Mitglieder und Funktionäre, die wir sollte, die ausschließlich den Dienstgeber be­
nun verloren haben. treffen, nicht aber SChülern und Eltern schaden. 

Es sind nicht nur sozialistisChe Gewerk­
sChaftsmitglieder und sozialistisChe Lehrer, die 
mit diesen politischen Maßnahmen zum SCha­
den der Kinder und Eltern nicht einverstanden 
sind. Ich kenne auch viele andere, darunter 
auCh solche, die dem Christlichen Lehrerverein 
in Oberösterreich angehören. Sie alle - das 

Ausdrücklich habe ich dagegen in der Debatte 
gesprochen und habe dagegen gestimmt.

· 
Es 

gab also auch am 14. Mai, meine Damen und 
Herren, in der Erweiterten Bundessektion kei-
nen einstimmigen Beschluß. 

' 

Ein Protokoll - das ist inteIiessant - über 
diese sehr turbulente Sitzung konnte ich bis 

815 
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heute nicht erhalten, ich hätte es Ihnen sonst 
heute mitgenommen. Ich führe aber zur Be­
kräftigung meiner Aussage hier Mitglieder 
der ErweiteDten Bundessektion an, die diese 
hier getroffene Aussage gerne und jederzeit 
bestätigen. Darf ich Ihnen nur einige Namen 
nennen: den Kollegen Kircher aus Kärnten, 
Kollegen Dr. Plenninger aus SalzbuIig, Kollegen 
Sapper aus Graz, die Kollegin Gut jahr, den 
Kollegen Leitgeb und den Kollegen Bedlan 
aus Wien. 

Hier darf ich vielleicht noch anführen: Von 
der letzten Sitzung, der vom 1 2. Juni, liegt 
bereits ein Protokoll vor. Ich habe in dieser 
Sitzung aum diese Angelegenheit zur Sprache 
gebracht und dort festgestellt, daß ich gegen 
den Beschluß vom 14. 5. gestimmt habe. Kol­
lege Pecher, der Vorsitzende der christlichen 
Fraktion, hat dazu k!ein-e Stellung bezogen. In 
seiner Antwort heißt es lediglich - ich stelle 
sie Ihnen gerne zur Verfügung; Sie können 
das auch dort ausheben -: 

"Kollege Kircher hat den Antrag auf Er­
weiterung des Maßnahmenkatalogs gestellt, 
dieser wurde abgelehnt." Also kein Kommen­
tar. 

Kollege Kircher hat eindeutig dort festge­
halten: 

"Der Antrag vom 14. 5. 1973 wurde gegen 
die Stimme des Kollegen Remplbauer und 
seiner angenommen." 

Das Protokoll ist vom Vorsitzenden Alkuin 
Pecher unterzeichnet. 

Dr. Mock verwechselt offensichtlich diesen 
Beschluß vom 14. mit einer Mitteilung an die 
Lehrer und Leiter, die formal von allen Mit­
gliedern der Erweiterten Bundessektion ge­
zeichnet ist. Ich will keinesfalls bestreiten 
- das ist diese Unterlage (der Redner zeigt 
sie) -, daß ich Mitglied der Erweiterten Bun­
dessektion bin. 

Wie sehr die lohnpolitischen Auseinander­
setzungen aber nun zum brisanten Zündstoff 
und zum echten Politikum geworden sind, geht 
insbesondere daraus hervor, daß die OVP nun 
nicht einmal davor zurückscheut, Kinder und 
Jugendliche für ihre politischen Aktionen zu 
mißbrauchen. (Rufe bei der SPO: Piui! - Bun­
desrat W a l l  y: Herr Harramach! Jetzt können 
Sie sich erinnern! Jetzt können Sie was sagen! 
Da fällt Ihnen nichts ein! - Weitere Zwischen­
rufe.) Herr Kollege Harramachl Hören Sie 
jetzt gen au zul Die Gewerkschaft der öffent­
lich Bediensteten ließ. ohne Wissen der SP­
Vertreter vor wenigen Tagen in den Schulen 
Flugblätter an die Schüler der Eltern verteilen, 
in denen der Regierung die Schuld am Schei­
tern der Verhandlungen mit den Lehrerge-

werkschaften zugeschoben wird. Hier ist dieser 
Elternaufruf. (Bundesrat W a l l y: Ein ausge­
sprochener Skandal!) 

Meine Damen und Herren! Erstmals in der 
Geschichte der Ersten und · Zweilten Republik 
sind damit politische Auseinandersetzungen 
in die österreichischen Pflichtschulen getragen 
worden. Das ist ein offener Skandal, den sich 
der OAAB geleistet hat. (Zustimmung bei der 
SPo.) 

Diese Aktion ist umso· unverständlicher, als 
die Aus:gabe von polibLsmen Flugblättern und 
Werbeschriften in Schulen durch eine Reihe 
von Erlässen ausdrücklich verboten ist. 

Es ist auch kein Zufall, daß diese Flugblätter 
keine Unterschrift tragen. Die Gewerksmaft 
der öffentlich Bediensteten vertritt in diesem 
Fall ausschließlich die OAAB-Forderungen. 

Inzwischen - das möchte ich festhalten -
hat sich die OGB-Führung klar von dieser 
Aktion distanziert. Ein diesbezügliches Schrei­
ben von Präsident Benya und dem Leitenden 
Sekretär Hofstetter liegt vor. Darin wird mit 
Nachdruck zum Ausdruck gebracht, daß die 
Einbeziehung der Schulkinder in Gewerk­
schaftsaktionen abgelehnt wird. 

Einen Tag, meine Damen und Herren, bevor 
die ,eIiSten Flugblätter Jn dien Schulen aufge­
taumt sind, hat eine Koordinierungskonferenz 
der Gewerksmaft stattgefunden. Gasperschitz 
hat die sozialis,tischen Vertreter auf die bevor­
stehende Aktion nicht aufmerksam gemacht. 
Was sollen wir von einem solmen Vorsitzen­
den - und ich glaube, diese Frage stellen wir 
mit Recht - halten? Ist er für uns sozialistische 
Gewerksmafter noch vertrauenswürdig? 

Wir bedauern dJiese Entwicklung. Wir be­
dauern sie zutiefst. 

Wir sozialistischen Gewerkschafter erklären 
uns mit den Forderungen auf Bezugsverbesse­
rungen solidarisch. Wir klammern aber aus­
drücklim die rein politismen Aktionen gegen 
das Gratisschulbum, gegen die Schülerfreifahrt 
und gegen die Schul- und Heimbeihilfen aus, 
weil wir die Chancengleichheit erhalten wol­
len. (Zwischenruf des Bundesrates H e i n  z i n­
g e r.) Darüber werden sich die Lehrer Gedan­
ken machen. (Weitere Zwischenrufe bei der 
OVP.) Im könnte Ihnen gleich einen Vorsmlag 
unterbreiten. 

Herr Kollege! In aller Ruhe, ohne Emotion: 
Es gäbe beispielsweise die Möglichkeilt, über 
die gesetzlim verpflichteten Mehrdienstlei­
stungsstunden hinaus keine Mehrdienstlei­
stungen zu erbringen. Aber dafür werden Sie 
die Kollegensmaft nicht gewinnen. Das kann 
ich Ihnen auch sagen. (Bundesrat H e i n  z i n-
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g e r: Andere Vorschläge, bessere!) Wir wer- I Gehaltsübereinkommen. Wären in der 
den Sie einladen. Wenn Sie gute Vorschläge 24. Gehaltsgesetz-Novelle, die wesentliche 
haben, nehmen wir sie gerne entgegen. Oder Bestandteile dieses Gehaltsübereinkommens 
geben Sie Ihrem Abgeordneten Gasperschitz zu regeln hatte, unser Wunsch und unsere 
gute Ratschläge mit, damit er bei der Ver- Vorschläge erfüllt worden, hätte man Sie so 
handlungsführung ausgestattet .ist. (Beifall bei geachtet, wie das heute Kollege Remplbauer 
der SPO. - Bundesrat H e  i n z i n g e r: Sie aufgewertet hat, dann hätten wir wahrschein­
sollten kommen!) lich diese 26. Novelle in ihrem gesamten Um-

Abschließend darf ich an die Kollegen der fang gar nicht gebraucht. 

OAAB-FCG-Fraktion appellieren, die Gewerk- Die 26. Gehaltsgesetz-Novelle gipfelt viel­
schaftspolitik von politischer Effekthascherei fach in Verbesserungen dessen, was in der 
streng zu trennen, die ganze Angelegenheit 24. nicht geschehen ist und auch noch nicht 
über die Sommerferien zu übe'rdenken, wieder korrigiert ist. 
zur GemeinsamkeiJt, zum gemeinsamen Weg 

Die 21. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle 
zurückzukehren und ungeeignete Maßnahmen 

schließt sich analog diesen Bestandteilen an. 
zurückzunehmen, weil sie nidlt zum Erfolg 
führen und uns Lehrern selbst am meisten 
schaden. 

Wir wollen uns gemeinsam an den Ver­
handlungstisch setzen und in sachlicher und 
ruhiger Atmosphäre eine für beide Seiten be­
friedigende Lösung des Konflikts erreichen. 
Dies im Interesse unserer Kollegenschaft, im 
Interesse der uns anvertrauten Schuljugend 
und im Interesse der Eltern, denen wir nicht 
schaden wollen. Damit wird unser Ansehen 
in der Offentlichkeit wied-erher,g·estellt. 

Mit Hilfe eines neuen Gehaltsgesetzes, das 
wir alle brauchen und wollen und über das 
in Kürze verhandelt wird, soll es zu einer 
verbesserten, zu einer gerechten Entlohnung 
aller Besoldungsgruppen im öffentlichen Dienst 
kommen. (Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Als nächster zum Wort ge­
meldet ist Herr Bundesrat Mayer. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Bundesrat Mayer (OVP) : Herr Vorsitzender! 
Hoher Bundesrat I Verehrter Herr Staats­
sekretär! Meine Damen und Herren ! Wenn 
über den öffentlichen Dienst gesprochen wird 
und Gesetze für den öffentlichen Dienst ver­
abschiedet werden, kann manchmal die Mei­
nung vertreten werden, der öffentliche Dienst 
hat immer etwas. 

Wollen wir aber die individuellen Bereiche 
des öffentlichen Dienstes betrachten und uns 
vor Augen stellen, daß es immerhin 
26 Gruppen in diesem öffentlichen Dienst gibt, 
wobei nicht die Eisenbahner, Post- und 
Gemeindebediensteten gemeint sind, die aus 
ihrem Eigenleben heraus noch besondere Vor­
stellungen von allgemeinen Bezugsregelungen 
haben. So ist auch unsere heutige Betrach­
tung zu sehen, weil es Gesetzesbeschlüsse 
sind, die folgenden Bezug haben : 

Einmal geht grundsätzlich alles vom Ge­
haltsübereinkommen aus und gipfelt letzten 
Endes in den Begleitrnaßnahmen zu diesem 

Die 1. Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 
des Jahres 1913 hat zur Aufgabe, das Dienst­
prüfungswesen, die Arntstitel und die An­
stellungserfordernisse der verschiedenen 
Dienstzweige des öffentlichen Dienstes zu ver­
ändern und, im gebe zu, auch nach dem Willen 
der Kollegenschaft weitestgehend zu ver­
bessern. 

Die 5. Novelle zur Bundesforste-Dienst­
ordnung drückt aus, was einerseits hervor­
gegangen ist aus der Änderung der Dienst­
pragmatik für die öffentlich Bediensteten und 
schließlich auch aus den besoldungsrechtlichen 
Momenten der 24. Gehaltsgesetz-Novelle. 

In der 4. Pensionsgesetz-Novelle wird unter 
anderem der Anspruch ,auf Ruhegenußzulage 
für Bezieher von Dienstzulagen geregelt. 

Die Fraktion der Osterreichischen Volks­
partei dieses Hohen Hauses gibt diesen Vor­
lagen selbstverständlich die Zustimmung. Wir 
würden es mit wesentlitb. mehr Freude tun, 
wenn Dinge berücksichtigt worden wären, die 
wir aus rein gewerkschaftlichen Erkenntnissen 
heraus vorgeschlagen haben, wozu wir keine 
Parteibefehle hatten, sondern aus den sach­
bezogenen Argumenten der Kollegenschaft 
heraus unsere Anträge formten. 

So können Sie sich erinnern, daß wir bei 
der 24. Gehaltsgesetz-Novelle eine Stellung­
nahme abgegeben haben, in der wir gesagt 
haben: Dies ist eine Begleitmaßnahme des 
Gehaltsübereinkommens, und wir wissen ganz 
genau, daß damit auch das System der ge­
samten Bezugsansätze berührt wird. Wenn es 
auch nur um zwei Besoldungsgruppen geht, 
so hat doch diese Verwaltungsdienstzulage 
eine so breite Form und Wirkung ange­
nommen, daß die Kollegenschaft der Auf­
fassung, die sicher auch richtig ist, war 
- weil man sonst von Regierungsseite einer 
Modifizierung des Gehaltsübereinkommens 
nicht nachkommen wollte, obwohl man er-
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kennen mußte, daß vom Zeitpunkt des Ab­
schlusses des Gehaltsübereinkommens und der 
vielleicht damals noch gehegten Meinung über 
die Teuerungsentwiddung an die Abwertung 
enUäusd!end hoCh war, wodurd! diese berech­
tigte Meinung der Kollegenschaft eintrat -, 
daß das mit zugleich eine Maßnahme ist, wenn 
man schon das Gehaltsübereinkommen nicht 
modifiziert, auf diese Weise wenigstens zu 
versuchen, einen Ausgleich 'Zu finden. Das war 
das eine. Da haben die natürlich jetzt, wenn 
am System der Bezüge an und für sich ge­
rüttelt wird, ein bestimmtes Recht, die be­
haupten können, ,sie sind dadurch lin 'ihrem 
Bezugssystem. in ihren Ansätzen unbeachtet 
geblieben - ich möchte damit ausdrucken : 
diskriminiert -, wie es die Kollegenschaft 
auch zum Ausdruck. gebracht hat, sodaß die 
j etzt ihre schon längst angemeldeten For­
derungen, die sid! auch auf administrative 
Abgeltungen. wenn man es nicht gerade Ver­
waltungsdienst nennen will. erstrecken, wieder 
in den Vordergrund gestellt haben und das 
gleiche verlangen, was den anderen gegeben 
worden ist. 

Es haben sich auch die anderen Gruppen des 
öffentlichen Dienstes gerührt. und inter­
essanterweise ist dieser Forderung später Be­
achtung geschenkt worden, als Dr. Gasper­
schitz für den öffentlichen Dienst seine For­
derungen angemeldet hat. Es ist sicherlich ein 
Zeitraum zwischen dem Vorfall der Eisen­
bahner in Linz und der berechtigten Forderung 
eines Dr. Gaspersdütz, also hat sie Dr. Gasper­
schitz früher und richtig angemeldet. und 
später ist dann eben. ich möchte sagen . . . 
(Bundesrat B e d n a r: Die Forderung der 
Eisenbahner war längst angemeldetl) Neinl 
Die Eisenbahner haUen bei den damaligen . . . 
(Bundesrat B e  d n a r: Sie waren nicht bei 
den Verhandlungen dabei! Sie können nicht 
reden! Sie haben nicht verhande1t!) Dann lesen 
Sie es nach I (Bundesrat B e  d n a r: Ich war 
bei den Verhandlungen dort dabei, und Kol­
lege Prechtl und Kollege Seid] auch, aber Sie 
nicht! Sie stellen hier Behauptungen auf, die 
Sie nicht beweisen können! - Bundesrat 
Ing. M a d e  r: War das eine Geheimverhand­
Jung? - Bundesrat B e  d n a r: Das waren 
keine Geheimverhandlungen, das waren Ver­
handlungen einer Gewerkschaft, welcher der 
Kollege nicht angehörtl - Zwischenruf des 
Bundesrates Ing. M a d e  r. - Der V 0 r­
s i  t z  e n d  e gibt mehrmals das Glocken­
zeichen.) 

ihre Forderung angemeldet . . ./) So steht es in 
den Protokollen. Vielleicht haben Sie eine 
andere Erinnerung. Ich weiß es nicht. Das war 
das eine. (Beifall bei der OVP. - Bundesrat 
B e  d n a r: Sie brauchen kein Protokoll, der 
Herr Staatssekretär kann Ihnen das auch be­
stätigen!) 

Den Herrn Staatssekretär muß ich später 
auch noch einmal in einer positiven Weise 
zitieren. Sicherlid!. Ich werde noch darauf 
kommen. (Bundesrat B e  d n a  r: Bleiben Sie 
bei der Wahrheitl) 

Das zweite. was wir damals bei der 
24. Gehaltsgesetz-Novelle zur Debatte gestellt 
haben, war, daß sich jene gemeldet haben, 
die bereits Zulagenträger waren. Ich nehme 
die Gesamtheit der Exekutive her, die damals 
schon eine Dienstzulage hatte. Sie sind durch 
diese Dienstzulage hinsichtlich einer Auf­
stiegsforderung von der IV. in die V. Dienst­
klasse unbeachtet geblieben, und zwar eben 
wegen der Höhe der Dienstzulage. Nun wurde 
diese Höhe der Dienstzulage durch die Ver­
waltungsdienstzulage entwertet. Wir haben 
darauf aufmerksam gemacht. daß sich sicher­
lich diese Teile der Gesamtheit der Gewerk­
schaft und der Gesamtheit des Bestandes des 
öffentlichen Dienstes rühren werden. Sie 
haben es auch getan. 

Es ist auch etwas geschehen, aber was uns 
dabei nicht befriedigt, ist der Umstand, daß 
man die Pauschalgebühr nun in zwei Teile 
geteilt hat, daß man die Mehrleistungs­
tangente in eine Dienstzulage verwandelt hat, 
wobei wir wollten, daß wir die zu einer be­
stehenden Dienstzulage dazubringen. Aber 
iI1Iein : Das i,st nicht .g:es'che'hen. Es wurde 'eine 
besondere Dienstzulage geschaffen, also um 
eine Zulage mehr. Das schaut nach außen 
optisch so aus, als ob 'man wesentlich mehr 
bekäme. In erster Linie ist es aber einmal eine 
Teilung der bestehenden Pauschalgebühr, es 
wurde von der Aufwandstangente und der 
Mehrleistungstangente die Mehrleistungs­
tangente in die Dienstzulage eingebaut. 

Was ist mit dieser besonderen Dienstzulage 
geschehen? Es sind die Pensionisten ausge­
klammert. Dabei haben wir uns doch so 
darüber gefreut - es war übrigens unter der 
Verantwortldchk.eit der OVP-Regi,erung -, als 
die Pensions automatik bei den öffentlich Be­
diensteten von uns so freudig zur Kenntnis 
genommen werden konnte. In diesem Falle 
stehen sie wieder außerhalb der Reihe: Sie 
wurden ausgeklammert. Das muß gesagt 

Die Eisenbahner haben damals die Ruhe- werden. 

genußfähigkeit der Nebengebühren in den Das nächste ist dann, daß von dieser Auf­
Vordergrund gestellt. (Bundesrat B e  d n a  r: wandsrtanglente noch ,ein Teil übdg­
Das stimmt doch nicht! Die Eisenbahner haben geblieben ist, an dem sich aber nichts geändert 
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hat, und auch weiterhin nicht in die Ruhe­
genußfähigkeit von einer Selbstverständlich­
keit aus einbezogen werden kann. 

Was haben wir bei den Wachebeamten 
damit erreicht? Ich werde den Zulagenkatalog 
einmal ein bißchen beleuchten. 

Wir haben die schon bestehende Dienst­
zulage. 

Wir haben eine besondere Dienstzulage 
dazu. Erstens einmal ist aber dieser Teil aus 
einer schon bestehenden Pauschalvergütung 
herübergenommen worden, und zweitens ist 
es noch nicht die Abdeckung, die durch die 
Verwaltungsdienstzulage jetzt in eine Kon­
frontation mit der Dienstzulage der Exekutive 
gestellt worden ist, weil immerhin bei W 3 
der Betrag von nur 318 S aufscheint, bei W 2 
der Betrag von 399 S und bei W I der Betrag 
von 413 S. 

Ich muß aber auch anerkennend sagen, daß 
dieser Betrag, der mit 1 10 S zwar nie ver­
einbart, aber doch in der Regierungserklärung 
eingesetzt war, dann im Ausschuß des 
Nationalrates wieder gestrichen werden 

Das ist also wirklich eine KlarsteIlung zu 
diesen Vorwürfen, die uns gemacht worden 
sind. (Bundesrat R e m  p I b a u  e r: Bei den 
Lehrern sind sie zumindest berücksichtigt 
worden!) Diese Unruhe bei den Lehrern hat 
lediglich die zögernde und eben unüberschau­
bare Haltung der Regierung verursaCht. 
(Bundesrat R e m  p I  b a u  e r: Die Haltung des 
Dr. Gasperschitz/) Nein! Ein Dr. Gasperschitz 
hat seine Forderungen rechtzeitig angemeldet! 
(Bundesrat R e m  p I  b a u  e r: Neinl Wenn Sie 
das sagen, können Sie das nie beweisen!) 

Wenn ich mir das Flugblatt der Eisenbahner 
anschaue, dann ' sehe ich, daß es hier heißt: 
Gefordert - erfüllt! Interessanterweise sind 
es viele der Forderungen, die aus dem Mund 
eines Dr. Gasperschitz für den Gesamtbereich 
der öffentlich Bediensteten gekommen sind, 
und jetzt wird er so hingestellt, als wäre er 
zu spät gekommen. Er ist dieser Regierung zu 
fortschrittlich I (Bei/all bei der OVP. - Ruf 
bei der SPO: Das wurde vertauscht! - Bun­
desrat B e  d n a  r: Das ist eine ausgesprochene 
Lüge! - Bundesrat P a  b s t: Wo ist die 
Lüge?) 

konnte. Vorsitzender (das Glockenzeichen gebend) : 

Im weiteren geht es dann zur Wachdienst- Meine Herren ! Ich bitte, sich bei den 

zulage, und dann kommen die Nebengebühren. Zwischenrufen etwas zurückzuhalten! Der 
Redner ist am Wort. 

Jetzt bleibt noch übrig dieser pauschalierte 
AufwandSientscb.ädi-gungsbetrag, d1i:e Gef,ahren­
zulage, die Journaldienstzulage und das 
Nachtdienstgeld. 

Das sind Auswirkungen, die aus der 
Änderung der Dienstpragmatik durch die klare 
Abgrenzung der Arbeitszeit eingetreten sind. 

Man ist also in einer Form in die Zulagen 
ausgewichen, in der sie unübersichtlicher ge­
worden sind. Wir hätten es gerne gesehen, 
wenn dieser Betrag der besonderen Dienst­
zulage - ich möchte die Höhe gar nicht kriti­
sieren - in die allgemeine Dienstzulage auf­
genommen worden wäre. Dann wären aber 
gleichzeitig auch die Pensionisten voll im 
Ruhegenuß in wleser Zulag.e 'entschädigt wor­
den. 

Deswegen sagen wir, daß wir nicht mit so 
großer Freude diesen Gesetzen zustimmen 
können, weil eben ganz berechtigte Forderun­
gen von uns unberücksichtigt geblieben sind. 
Und davon ist eben die Unruhe hergekommen. 

Herr Kollege Remplbauer l Das stimmt nicht, 
daß wir wegen einer echten Vertretung der 
Kollegenschaft der Unruhe bezichtigt werden. 
Die Unruhe ist deswegen hergekommen, weil 
die Regierung eine nicht ganz durchsichtige 
Besoldungspolitik eingeschlagen hat. (Beifall 
bei der OVP. - Zwischenrufe bei der SPO.) 

Bundesrat Mayer (fortsetzend) : Darf ich, um 
vielleicht etwas zu entschärfen, damit wir 
nicht zu sehr in Emotionen geraten - mir 
ist es wirklich ,sehr -ernst -, von der Zahl der 
organisierten Gewerkschafter des öffentlichen 
Dienstes ausgehen. Ich stelle die Zahl 1 40.000 
in den Raum. Ich sage dazu, daß es etwa 
36.000 oder 38.000 von diesen 140.000 betrifft, 
die in diesen Arbeitskampf unschuldig hinein­
geraten sind. Sie sind deswegen unschuldig 
hineingeraten, weil man wohl ständig so getan 
hat, als wollte man verhandeln, es ist aber 
nie zu einem brauchbaren Angebot gekommen. 

Weil Kollege Remplbauer von der "Macht­
ausnützung" der Fraktion Christlicher Ge­
werkschafter und im besonderen des OAAB 
gesprochen hat: Das ist nicht richtig, und 
zwar deswegen, weil die Bundessektionstage 
zu diesem Zeitpunkt, glaube ich, noch gar 
nicht alle abgeführt waren. Daher waren noch 
die gleichberechtigten beiden Vorsitzenden. 
Diese Bundessektionen haben sich vollzählig 
in verantwortlichen Funktionen der Vor­
sitzenden der christlichen Fraktion und der 
sozialistischen Fraktion zusammengesetzt . , .  
(Bundesrat R e m  p 1 b a u  e r: Der Bundes­
sektionstag der Pllichtschullehrer wurde be­
reits nach dieser neuen Geschäft$ordnung ab­
gehalten!) Moment! Aber nicht zu dem Datum, 
auf das ich komme! Also vor dem 7. Mai war 
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der Bundessektionstag der Pflichtsd:lUllehrer 
meiner Meinung nach noch nicht. (Bundesrat 
R e m  p i  b a u  e r: Das ist richtig!) Also ich 
habe recht. (Bundesrat R e m  p i  b a u  e r: Aber 
die entscheidenden Beschlüsse sind auf dem 
Bundessektionstag geiaßt worden!) 

Ich wollte nur einen Beschluß der vier 
Bundessektionen zitieren (Bundesrat R e m  p 1-
b a u  e r: Das ist in Ordnung!), und zwar 
wurde dieser Beschluß zwei Tage vor der 
Sitzung des Zentralvorstandes der Gewerk­
schaft der öffentlich Bediensteten, der am 
9. Mai 1 913 stattgefunden hat, gefaßt. 

"Daher wird beantragt, nom für Mai 1973 
die Durchführung eines zweitägigen Warn­
streiks zu bewilligen. 

Die vier Bundessektionen der Lehrer werden 
weiters ab sofort jegliche Mitarbeit zur Er­
füllung des Familienlastenausgleichsgesetzes 
bis zur positiven Regelung der Forderungen 
der Lehrer einstellen. Dazu gehören" - das 
führen sie im einzelnen an -: 

"Keine Mitarbeit der Lehrer und Schul­
aufsichtsbeamten bei der Durmführung der 
Gratisschulbuchaktion 1973/74. 

Keine Mitarbeit der Lehrer und SdlUlauf-An diesem 7. Mai 1973, als die Lehrer eben 
niCht gehört wurden, kam es zu folgendem 

sichtsbeamten bei den notwendigen admini­

Schreiben: strativen Arbeiten für die Durchführung von 
Schüler- und Fahrtbeihilfen. 

"An das Präsidium der Gewerkschaft der 
öftentlich Bedi,ensteten . . .  

Betrifft: Wiederherstellung der Gehalts­
relationen für Lehrer und Schulaufsichts­
beamte. 

Werte Kollegen I Die vier Lehrersektionen 
in der Gewerkschaft der öffentlich Bedien­
steten. die Bundessektionen der Höheren 
Schule. der berufsbildenden mittleren und 
höheren Schule. der Berufsschullehrer und der 
Pflimtsmullehrer nehmen die Mitteilung" 
- beim Verhandlungsangebot - "der Bundes­
regierung bezüglich der Anhebung der An­
fangsbezüge als ersten Schritt für eine neue 
Besoldungsstruktur zur Kenntnis." 

Das war die Aussage des Herrn Bundes­
kanzlers wegen der Anfangsbezüge. Wir 
weroen froh ,sein, wenn wir :im Jahre 1975 
darauf zurückkommen können. daß das als 
erfüllt anzusehen ist. 

"Darüber hinaus wird von den vier Lehrer­
sektionen festgestellt, daß das Angebot der 
Bundesregierung ungenügend ist und keine 
Lösung der Spartenprobleme bringt. Die wich­
tigste Forderung der Lehrersektionen, die 
Wiederherstellung der Gehaltsrelationen, 
wurde nicht erfüllt. 

Wir stellen fest, daß die Gewerkschaft der 
Eisenbahner generell eine Betriebsdienst­
zulage" - jetzt Dienstzulage genannt - "ana­
log .der -schon bestehenden Vterwaltungs­
dienstzulage durdlgesetzt hat. 

Die vier Bundessektionen der Lehrer in der 
Gewerkschaft der öffentlich Bediensteten ver­
laDgien daher voon Präsidium der Gewerk!smaft 
der öffentlich Bediensteten, die Forderungen 
der Lehrer und Schul aufsichtsbeamten eben­
falls durchzusetzen und wenn nötig mit allen 
MiUoeln zü erzWing'en." 

Jetzt kommt das Entscheidende: 

Weiters wird ab sofort die freiwillige Mit­
arbeit der Lehrer beim Theater der Jugend, 
beim Buchklub, beim Schu]sparen. bei der 
Schulmilchaktion und bei der Aktion ,Oster­
reichs Jugend lernt die Bundeshauptstadt 
kennen' eingestellt,"  

Dieses Schreiben trägt die Unterschrift der 
V:�t:reter aller : der Fraktion ChI1istlimer Ge­
werkschafter, der Fraktion sozialistischer Ge­
werkschafter. kh kann die Namen nicht alle 
lesen. Es sind aber alle Namen darauf. Wir 
kennen sie. Es sind die Unterschriften von 
Dr. Jacot, Dr. Penninger. Seichter, alles Kol­
legen der so�ialisroischen Fliaktion. (Zwischen­
rufe bei der SPO.) DaJS ist uns zugrunde ge­
legen im Zentralvorstand. Darüber mußten 
wir im Zentralvorstand entsdleiden. 

Nun war die gewerkschaftliche Forderung 
damals an diesem Tag, am 7. Mai 1973, noch 
eine einheitlidle. Aber dann kam wahrschein­
lich der Parteibefehl, und am 9. Mai 1 973 
durften die sozialistischen Gewerkschafter 
nicht mehr mitstimmen! (Beifall bei der 
'ÖVP. Bundesrat R e m p 1 b a u  e r: 
Beschlußfassendes Organ ist der erweiterte 
Vorstand! - Der V o  r s  i t z  e n d  e gibt das 
Glockenzeichen.) Aus dieser Situation läßt sich 
einfach für uns kein anderer Schluß ziehen. 
(Bundesrat Hella H a  n z 1 i k: Hier lag kein 
ParteibesChluß vor!) Frau Kollegin, seien Sie 
mir nicht böse : Es läßt sich kein anderer 
Schluß ziehen als der von mir gezogene, wo 
wir noch dazu immer genannt werden . . , 
(Bundesrat Hella H a  n z I i k: Dazu haben sich 
die Eisenbahnergewerkschafter nie herbei­
gelassen, was Sie jetzt gemacht haben! -
Bundesrat lng. H a  r r a m a c  h: Was denn? -
Der V O l s i  t z e n d e  gibt neuerlich das 
Glockenzeichen.) 

Jetzt darf ich aber gleich in diesem Sinne 
fortfahren. Der damalige Verhandlungs aus-
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schuß (Zwischenruf des Bundesrates 
B e  d n a r.) 

Herr Kollege, ich gebe Ihnen remt: Ich war 
nidlt dabei. Aber im Nationalrat ist unwider­
sprochen geblieben, daß ein damaliges Ver­
handlungsausschußmitglied, ein sehr geadl­
teter Herr, der heute als Staatssekretär auf der 
R,egierungsbank sitzt - Sta.alls-sekretär Laus­
ecker -, gesagt hat, als die Eis enb ahner­
forderungen - damit will idl das jetzt be­
weisen - aufgestellt wurden - so ist es 
wörtlJich den Protokollen zu ,entnehmen -: Ja 
wenn diese Forderungen der Eisenbahner er­
füllt werden, dann können wir im gesamten 
öffentlichen Dienst gleichgestellte Forderun­
gen nidlt mehr aufhalten. - So muß es dem 
Sinne nam gewesen sein. (Hört/-Hört/-Rufe bei 
der OVP. - Bundesrat HeUa H a n  z l i  k: Das 
ist etwas ganz anderes!) 

An die Adresse des Herrn Staatssekretärs 
mit aller Achtung, daß er das erkannt hat, 
was wir von ihm heute fordern müssen: Wir 
hoffen, daß er das in der gleichen Stärke in 
der Regierung macht, wie er es in der Gewerk­
sdlaft audl zu unserer Zeit immer getan hat, 
daß er nämlidl diese beredltigten For­
derungen, von denen er selbst glaubt, sie 
nicht aufhalten zu können, nun als Staats­
sekretär für das Personalwesen in der Bundes­
regierung audl wirklich durchsetzen kann. 
(Beifall bei der OVP.) Wir ersuchen ihn darum 
und wünschen ihm auch viel Glück dabei. 

Meine Damen und Herren I Es gäbe zu 
diesen Problemen sicher noch viel zu reden. 
Ich hätte vielleidlt in den Antworten einiges 
nicht zu bringen brauchen, wenn der Herr 
Kollege Remplbauer nidlt so aufforderungs­
fl'eUidig gewesen wäre tmd glaubte, er müsse 
auf viele seiner Ausführungen eine Antwort 
und eine Widerlegung bekommen. 

Wollen wir aber versudlen, diesem öffent­
lichen Dienst in seiner Gesamtheit Redlnung 
zu tragen. Es ist in diesen 26 Sparten sehr 
kompliziert. Es sind audl gleichzeitig 26 eigene 
Meinungen. 

Vor einem warne idl aber als Gewerk­
schafter: vor diesem Ausweichen in das Zu­
lagensystem, vor diesem Ausweidlen in un­
überschaubare Dinge. Es wird das nicht jenes 
sein, was die Kollegenschaft von uns verlangt. 
Von uns wird die Kollegenschaft eine klare, 
entsprechend vergleichbare Vertretung ver­
langen. 

Ich habe schon gesagt: Unsere Fraktion wird 
diesen Gesetzen die Zustimmung geben. Wir 
müssen aber eines anmerken: Jene Forderun­
gen, die wir aufstellen, und jene Hinweise, 
die wir machen, haben wir genügend geprüft, 

und sie kommen aus den Kreisen der 
Kollegenschaft. Wenn die Regierungspartei 
irgend etwas nicht erfüllen kann, so muß 
es nodl lange nicht Same der Verteidigung 
ihrer Gewerkschafter sein. So müssen wir Sie 
also ersuchen, daß wir uns mit diesen Fragen 
wieder - so möchte ich es sagen - mehr 
auf gewerksmaftlichem Boden beschäftigen 
und uns auch dort durchsetzen w,erden müssen, 
wo man von der Partei her oder von der 
Regierung her einer anderen Meinung ist. Die 
öffentlidl Bediensteten haben ein Recht darauf. 
Sie sind in ihren Verwaltungs tätigkeiten, in 
den exekutiven Angelegenheiten und überall, 
wo sie stehen, echte Träger unserer Republik. 

Daher will idl zum Absdlluß nur sagen: 
Vorsicht vor dem Gewirr im Zulagensystem 
und endliche Erfüllung der geredlten For­
derungen, damit in uns nicht weiter der Ver­
dacht aufkommt, von dem uns so berichtet 
wird, man gebe jenen mehr nach, die in ihrer 
Gesinnungsrichtung der Regierung nahe­
stehen, und würde dabei auf die anderen ver­
gessen. 

Sie werden sidl das sicherlich nicht gerne 
nachsagen lassen. Daber ,ersuchen wir Sile : 
Gehen Sie in diesen Vorstellungen mit 
unseren Vorstellungen und mit unseren For­
derungenl (Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet ist Herr 
Bundesrat SeidI. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Seidl (SPO) : Verehrter Herr Vor­
sitzenderl Verehrter Herr Staatssekretär I Ver­
ehrte Damen und Herren I Gestatten Sie mir, 
Herr Vorsitzender, und vor allem Sie, meine 
verehrten Damen und Herren, vielleicht doch 
ein paar persönliche Bemerkungen voraus­
zuschicken, Einstellungen, die ich persönlich 
zu verschiedenen Dingen habe. 

Idl bin der Meinung - und ich bin glücklich 
darüber -, daß wir in einer Demokratie 
leben, daß es also mehrere Parteien gibt und 
nicht nur eine. Ansonst würden wir eine 
Diktatur haben. Viele von uns haben erlebt, 
welche Wirkungen das gezeitigt bat. 

Die politisdlen Parteien haben meiner Auf­
fassung nadl eine ganz bestimmte Aufgabe in 
einer Demokratie zu erfüllen. Das gilt aber 
aum für die Gewerksdlaften. Die Gewerk­
schaften werden niemals imstande sein, die 
politisdlen Parteien zu ersetzen, und es wird 
audl nie möglidl sein, daß die politischen 
Parteien die Gewerkschaften ersetzen können. 

Die kritische Situation, die wir im öffent­
lichen Dienst haben, liegt vielleimt darin, daß 
mandle oft nicht genau untersdleiden können, 
ob man in den Bereidl einer Gewerkschaft 
eine Regierungspolitik oder eine Oppositions-
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politik hineintroagen k'ann. Genausowenig wie 
eine Gewerkschaft die Regierungspolitik 
beziehungsweise die Politik der Regierungs­
partei durchführen kann, genausowenig und 
noch viel weniger kann man die Rolle, die eine 
Oppositionspartei einnimmt und die ihr zu­
steht, auf die Gewerkschaft übertragen und 
dann die Gewerkschaftspolitik vielleicht · so 
gestalten, als würde sie die der Oppositions­
partei sein. Bei manchen liegen hier die Gren­
zen, die man nicht genau erkennt, weil sie 
verschwimmen. Das macht diese großen 
Schwierigkeiten. 

Wenn wir Europa oder Nachbarstaaten, die 
wirtschaftlich und bevölkerungsmäßig stärker 
und größer sind, betrachten, dann können wir 
feststellen, daß sie uns darum beneiden, daß 
wir in der Lage sind, Sozialpartner zu haben. 
daß wir in der Lage sind. uns mit den Ver­
tretern der Interessenverbände und Inter­
essenorganisationen bei verschiedenen 
Problemen. bei denen es Meinungsdifferenzen 
gibt. in sachliCher Form zusammenzusetzen 
und gemeinsame Gespräche zu führen. Ich bin 
der Auffassung. daß wir in der Gewerkschaft. 
der ich angehöre, jetzt vielfach nur deswegen 
Schwierigkeiten haben, weil diese Grenzen 
nicht immer erkannt werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Gewerkschaft der öffentlich Bediensteten 
ist eine überaus komplizierte Organisation. 
Sie ist eine überaus komplizierte Organisation 
schon rein der Sache nach. Sehen Sie sich ein­
mal den Personenkreis. für den diese Ge­
werkschaftsorganisation zuständig ist. an : 
Dazu gehören alle Bediensteten der Republik, 
alle Bediensteten der neun Bundesländer. von 
den unterwertigsten bis zu den höchst­
wertigsten Verwendungsgruppen. Das auf die 
verschiedenste Art zu koordinieren, ist auch 
in einer rein sachlichen Diskussion oft überaus 
sChwierig. 

Das wollte ich nur vorausschicken, um viel­
leicht doch anzuregen, die Probleme. mit denen 
wir uns zu besChäftigen haben. sehr ernsthaft 
zu überlegen. Auch mir fällt es nicht immer 
leicht. alles zurückzuhalten und das eine oder 
andere nicht doCh zu sagen. Bei einer Dis­
kussion ist es aber so, daß ieh auch die Mei­
nung zu aChten habe, die sich mit meiner Auf­
fassung nicht deckt. Ich erwarte daher, daß ich 
die Möglichkeit und die Chance habe, auch 
meine Auffassung - wie ich mir die Dinge 
vorstelle - hier vorzubringen. 

Heute haben wir ein ganz großes Paket 
von Gesetzesbeschlüssen des Nationalrates 
vorliegen, die das Dienstrecht, das Besol­
dungsrecht und das Pensionsrecht der öffent­
lich Bediensteten berühren. Die Frau Bericht-

erstatterin hat sehr ausführlich darüber be­
riehtet. Es handelt sich um fünf Gesetzes­
novellen, die alle Verbesserungen für die 
öffentlich Bedi-ensteten Ibeinhalten. 

Will man die vorliegenden Gesetzes­
beschlüsse riChtig beurteilen, muß man von 
einer wesentlichen Gehaltsvereinbarung aus­
gehen. Diese Vereinbarung wurde am 2. Sep­
tember 1911 unterzeichnet. Die Bundes­
regierung hat am 2. September 1911 gemein­
sam mit den Vertretern aller Gebietskörper­
schaften - iCh betone ausdrücklich: nicht die 
Bundesregierung allein, sondern gemeinsam 
mit den Vertretern der Bundesländer, des 
Städtebundes und des Gemeindebundes - so­
wie mit den vier Gewerkschaften des öffent­
lichen Dienstes - nicht mit einer allein, son­
dern mit den vier Gewerkschaften - Ver­
handlungen über ein Besoldungsübereinkom­
men geführt und an diesem Tag unterzeichnet. 

Dieses Ubereinkommen ist eine Kompromiß­
lösung. Jedes Ubereinkommen beinhaltet 
Kompromißlösungen. Bei allen Dingen werden . 
Sie eine Reihe von Problemen finden, die nicht 
zum Zuge kommen und nicht untergebracht 
werden können. Dieses Ubereinkommen gilt 
für vier Jahre, es ist mit vier Jahren befristet. 

Was sieht dieses Ubereinkommen dem 
Grunde nach vor? Darin ist verankert - das 
'ist das entscheidenste -, daß jährlich eine 
fixe Steigerung der Bezüge aller öffentlich 
Bediensteten vorgenommen wird und daß 
j ährlich eine Teuerungsabgeltung zu erfolgen 
hat. Diese Teuerungsabgeltung ist auf den 
Index der Verbraucherpreise abgestellt, mit 
allem Pro und Kontra, die soJche Indizes bein­
halten. Ferner sieht dieses Abkommen vor, 
daß eine jährliche Vorauszahlung auf eine 
künftig steigende Entwicklung dieses Ver­
braucherpreisindexes möglich ist. 

Meine Damen und Herren I Sie selber als 
Mitglieder des Bundesrates spüren dieses 
Ubereinkommen an jedem 1. Juli. Aber nicht 
nur die Mitglieder des Bundesrates ! Ich könnte 
fast spöttisch sagen, daß die vier Gewerk­
schaften des · öffentlichen Dienstes in besol­
dungsrechtlicher Hinsicht gewissermaßen auch 
für die Politikerbezüge zuständig sind. 

Sehen Sie sich diese drei Punkte an : eine 
etappenweise Erhöhung. Das hat es schon 
x-mal gegeben ! Hier gibt es aber auch eine 
Wertsicherung der Bezüge und sogar eine 
Vorauszahlung für eine künftige Erhöhung. 
Sehen Sie sich um, ob Sie eine solche Regelung 
irgendwo in ganz Europa finden. 

Wir wurden bei dieser Frage oftmals ange­
griffen, daß die vier Gewerkschaften diese 
Regelung durchgesetzt haben. 
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Was ist in diesem Ubereinkommen vom 
2. September 1911 noch enthalten? Es gibt noch 
eine Reihe von wesentlichen Punkten: die 
gesetzliche Regelung der Ruhegenußfähigkeit 
von Nebengebühren. 

Ist das eine besondere Eigenart des öffent­
lichen Dienstes, oder ist das nicht eine Ent­
widdungsphase, die wir allgemein kennen? 
Wenn wir uns zum Beispiel Pensionsberech­
nungen nach dem ASVG ansehen, so sind 
Leistungslöhne eben Leistungslöhne; ob sie 
nun als Me'hr1eistungen oder sonstwie be­
zeichnet werden, sie sind mit eine Grundlage 
zur Ermittlung des Pensionsbezuges. Es gab 
im öffentlichen Dienst Schwierigkeiten, daß 
jene Mensmen, die nicht pragmatisiert, son­
dern Vertragsbedienstete sind und unter das 
allgemeine Recht des ASVG fallen, Neben­
gebühren, Leistungsentscb.ädigungen in der 
Pensionsberechnung drinnen hatten. 

Die gesetzliche Regelung der Ruhegenuß­
fähigkeit von Nebengeb'Ühren. Das gilt bei 
weitem nicht für alle, sondern nur für ganz 
bestimmte Gruppen, von denen Leistungen 
erbracht werden und wofür Leistungslöhne 
bezahlt werden. 

Ein weiterer Punkt: Neuregelung von Ver­
gütungen für Mehrdienstleistungen. 

Darüber gibt es in der privaten Wirtschaft 
keinen Streit mehr. Früher war es einmal so, 
und zwar vor einer Generation oder vor zwei 
Generationen. Heute gibt es keinen Streit 
darüber, wenn eine Mehrdienstleistung vom 
Dienstgeber angeordnet wird, daß dafür eine 
Entlohnung erfolgt. Die Frage Anordnung und 
Entlohnung von Mehrdienstleistungen wird 
weder von der Dienstgeberorganisation noch 
von den Dienstnehmerorganisationen be­
stritten. 

Nur in dem sehr, sehr veralteten Dienst­
remt, nur in den sehr . veralteten Vorschriften, 
die wir infolge einer Entwicklung haben, die 
nicht so rasm in Fluß kommt, bestand kein 
Rechtsanspruch auf eine Entlohnung bei 
Mehrdienstleistungen. Man konnte praktisch 
nirgends hingehen und klagen, wenn man 
sie nicht bekommen hat. Das war eine For­
derung, die ebenfalls da drinnen verankert 
ist. 

Weiters ist da drinnen die Einführung der 
Verwaltungsddenstzulage enthalten, jener 
Verwaltungsdienstzulage, die heute so gerne 
in den Mittelpunkt von StreitgespräChen und 
von kritismen Auseinandersetzungen gestellt 
wird. 

plötzlich - geträumt von einer Verwaltungs­
dienstzulage, die eingesetzt oder nicht ein­
gesetzt werden muß? 

Die Hauptursachen liegen dom darin - in 
Wien gar nimt so spürbar wie in den Bundes­
ländern, und Sie selbst werden das öfters 
feststellen können -: Es gibt in den Bundes­
ländern Amtsgebäude, in denen Sie Bundes­
behörden, Landesbehörden und unter Um­
ständen auch eine Kanzlei oder irgendeine 
Einrimtung einer Gemeinde finden. Sie alle 
sind verwaltungsmäßig tätig, unter Umständen 
ist die eine Behörde sogar eine Berufungs­
instanz über die andere. 

Nun sind in den Bereichen des Landes­
dienstes und des Gemeindedienstes zu den 
normalen Staffelbezügen, die ja dem Grunde 
nam gleich waren, gewisse Leistungen dazu­
gezahlt und Zulagen gegeben worden. Diese 
Mensmen, die bei den Bundesbehörden Ver­
waltungsbeamte waren, die nichts als nur den 
Staffelbezug bekommen haben, der im Gesetz­
blatt ja für jeden zu ersehen ist, die haben 
darauf hingewiesen und haben gesagt: Der 
daneben in der Kanzlei, der kriegt das dazu; 
schau dir seine Arbeit, schau dir diese Arbeit 
an, sie sind gleichwertig; sie stehen auf glei­
cher Liniel 

Da haben wir schon viele, viele Jahre lang 
eine Forderung auf Nachziehung des Bundes­
dienstes der Verwaltung gehabt, um also an­
gleimen zu können. Darum ist diese Ver­
waltungsdienstzulage für diese Menschen auch 
als ein Programmpunkt der Gewerkschaften 
laufgenommen worden, U!Ild ,es iLst auch v.ersucht 
worden, sie durchzusetzen. 

Wir haben dann weiters in dem Uberein­
kommen eine Neuregelung der Besoldung für 
das Krankenpflegepersonal gefordert, fixiert, 
und es wurde uns auch zugesagt; sie muß 
also mit verhandelt werden. 

Das waren also Verpflimtungen, die jene 
eingegangen sind, die mit den Gewerkschaften 
die Verhandlungen abgesmlossen haben; die 
Regierung, die Länder, der Städtebund und 
der Gemeindepunkt haben sich zu dem ver­
pflichtet. 

Aber jetzt kommt j.a dLe Kehrseite: Die 
andere Seite hat den Gewerkschaften eine 
Verpflichtung abverlangt. Und diese Verpflich­
tung, die abverlangt wurde, bestand darin, 
daß man ein Stillhalteabkommen festgelegt 
hat. 

Wenn ich das sehr einfach darstellen darf. 
Jetzt möchte ich auch sehr :deutlich sagen: dann möchte ich sagen, daß man gesagt hat: 

Wj,eso ist es denn überhaupt dazu gekommen? Wenn du schon das und da!) verlangst, dann 
Ist da irgendeiner herumgegangen und hat mußt du für eine bestimmte Zeit eben darauf 
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verzichten, generelle Forderungen zu stellen. 
Es ist also nicht so, daß die Gewerkschafter 
hergegangen sind und gesagt haben: Jetzt sind 
wir bereit, eine Erklärung abzugeben, nichts 
zu fordern! Sondern das ist ja der Gegenpol 
gewesen, der uns natürlich in manchen Dingen 
eine Zwangsjacke anlegt und gewisse Streit­
gespräche auslöst. Aber dieses Stillhalte­
abkommen, diese Klausel, war, daß keine For­
derungen auf generelle Bezugserhöhungen, die 
weiterwirkenden Charakter haben, während 
der Laufzeit dieses Ubereinkommens gestellt 
werden. 

Nun könnte man noch sagen: Na ja, das war 
jetzt in dem geheimen Gremium, wo man das 
so ausgemaCht und unterschrieben hat, und 
das weiß niemand draußen I Das könnte je­
mand sagen, der die Dinge nicht kennt. 

Ich möchte aber auch wieder leidenschafts­
los sagen: In den vier Gewerkschaften des 
öffentlichen Dienstes haben die dafür zustän­
digen Organe dieses gesamte Ubereinkommen 
gutgeheißen und es durCh BesChlüsse zustim­
mend bestätigt. Auch in der Gewerkschaft der 
öffentlich Bediensteten - Kollege Mayer hat 
es vorhin schon erwähnt -, einer Gewerk­
schaft mit 26 Bundessektionen, wo in einer 
Sektion mindestens ein Dienstzweig, meistens 
aber mehrere vertreten sind, mit einem 
Zentralvorstand, in dem alle diese 26 Sek­
tionen und alle Bundesländer vertreten sind, 
hat man dieses Ubereinkommen bestätigt. 

Aber das waren trotzdem nicht ganz so 
geheime Gremien, denn wir haben in der 
Gewerkschaftszeitung nicht nur den Text, son­
dern auch alle Unterschriften allen unseren 
Gewerkschaftsmitgliedern bekanntgegeben, 
und es konnte jeder lesen, was da drinnen 
steht. 

Vielleicht hat der eine oder der andere 
schlemt interpretiert, vielleicht hat der eine 
oder andere etwas anderes herausgelesen. Das 
gibt es bei verschiedenen Dingen, daß der eine 
oder andere einen Vertrag anders auszulegen 
versucht oder nicht. Gibt es nicht auf dem 
Zivilrechtssektor verschiedene Verträge, die 
Streitpunkte darstellen, weil der eine oder der 
andere eben verschiedener Meinung ist, und 
man daher aneinanderprallt? Auch sonst gibt 
es also diese Dinge. 

Wir haben das veröffentlicht, und auch im 
Bereich unserer Gewerkschaft hat jeder lesen 
können, ja hat sogar j eder den Schriftzug, 
die Unterschrift sehen können, wer das unter­
zeichnet hat. Das ist eben auch vielleicht eine 
der wichtigsten Tatsachen, die man nicht ab­
streiten kann, sondern eben eine Tatsache, 
die da in dem Raum steht und die man bei all 

den Problemen, mit denen man sich besdläf­
tigen muß - ob es einen nun freut oder nidtt 
freut -, eben zur Kenntnis nehmen muß. 

Wie sieht es nun mit der Erfüllung dieses 
Ubereinkommens aus? Dazu möchte ich sagen, 
daß der Hauptteil der zu lösenden Probleme 
in der 24. Gehaltsgesetz-Novelle enthalten 
war. Die 24. Gehaltsgesetz-Novelle wurde in 
beiden Häusern des Parlaments - National­
rat und Bundesrat - einstimmig gutgeheißen 
und einstimmig besdllossen. Sie beinhaltet 
auch gar nichts anderes als ein Verhandlungs­
ergebnis, wieder ein Kompromiß - das ist 
bei Verhandlungen natürlich -, bei dem auch 
wieder Wünsche von der einen so wie von der 
anderen Seite übrigblieben. Es ist ein Ver­
handlungsergebnis zwischen Dienstgeber- und 
Dienstnehmervertretern. 

Weiters beinhaltet die 24. Gehaltsgesetz­
Novelle die vier Etappen der Bezugserhöhung, 
sie beinhaltet ferner die Neuregelung der Ver­
gütung von Mehrdienstleistungen, und zwar 
für quantitative Mehrleistungen, aber zum 
erstenmal auch Chancen für qualitative Mehr­
dienstleistungen; das heißt, daß ich also nicht 
jemanden niedrig bezahlen kann, aber höhere 
Leistungen von ihm verlange. Dann erbringt 
er - gemessen an seinem Einkommen, an 
seiner Einstufung - ohne Zweifel eine quali­
tativ höhere Leistung, eine Mehrleistung. 
ALso auch dafür ist diJe Basis in der 24. Gehalts­
gesetz-Novelle gegeben. 

In dieser 24. Gehaltsgesetz-Novelle ist auch 
die Verwaltungsdienstzulage, die ich vorher 
mit den Ursachen und den Beispielen genannt 
habe, wo ich also Menschen miteinander ver­
glichen habe, ihre Position verglichen habe, 
mit drinnen verankert gewesen, und zwar für 
die Beamten der allgemeinen v,erw.altung, für 
die Beamten in handwerklicher Verwendung 
und für jene Vertragsbediensteten, die diesen 
beiden Besoldungsgruppen gleichzuhalten 
sind. 

Ein eigenes Gesetz, das ebenfalls von bei­
den Häusern des Parlaments - Nationalrat 
wie Bundesrat - einstimmig gutgeheißen 
wurde, beinhaltet die Neuregelung der Ruhe­
,genußfählgkeit der Nebengebühr,en. Das ast 
das, was ich vorher gesagt habe: Ich kann 
nicht einen Teil des Leistungslohnes als 
Nebengebühren bezeichnen und ihn von jeder 
Ruhegenußbasis ausschließen, sondern ich 
muß, was Leistungslohn ist, alles zusammen 
für aLe Pensionsbemessung ·in Remnung 
stellen. 

Heute haben wir die 26. Gehaltsgesetz­
Novelle, korrespondierend mit der 2 1 .  Ver­
tragsbediensbellengesetz-N oveUe, vorliegen. 
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In dieser Gesetzesnovelle ist eine verbesserte r Unannehmlichkeiten eintreten, den Versuch 
Besoldungsregelung für das Krankenpflege- unternehmen, die Schuld für diese Unannehm­
personal, und zwar für jenes Personal, das lichkeiten anderen in die Schuhe zu schieben. 
dem Krankenpflegegesetz unterliegt, aber nur Wenn man eine Forderung stellt und sie 
für den Bereich tdIes Bundes, enthalten. durchsetzt, dann hat man auch die Konsequen­

Ich darf in diesem Zusammenhang sagen, 
daß auch diese Verankerung ein Verhand­
lungsergebnis zwischen dem Spitalserhalter­
verband und den zuständigen Gewerkschaften 
ist. Für jene Bediensteten, die unter das 
Krankenpflegegesetz fallen, aber in einem Ge­
meinde- oder in einem Landesspital tätig sind, 
sind diese Ergebnisse der Verhandlungen be­
reits seit dem 1 .  Jänner 1972 wirksam. Hier 
geschieht nun dasselbe für jene, die im Bun­
desdienst stehen. 

Idl muß sagen, daß von seiten der 
sozialistischen Bundesregierung einschließlich 
dieser 26. Gehaltsgesetz-Novelle das Besol­
dungsübereinkommen, das am 2. September 
1971 untersduieben wurde, bis zum letzten 
Beistrich und bis zum letzten Punkt erfüllt 
worden ist. 

Um ja keine Irrtümer aufkommen zu lassen, 
mödlte ich, zurückgehend auf die 24. Gehalts­
gesetz-Novelle, nur noch sagen, daß die Ver­
ankerung des Remtsanspruches auf ange­
messene Vergütung von Mehrdienstleistungen 
und die Schaffung der VerwaItungsdienst­
zulage eben nur für diese Beamten, die im 
erwähnt habe, für diese zwei Besoldungs­
gruppen und für die korrespondierenden Ver­
tragsbediensteten, eine Forderung der Ge­
werkschaft war, die inzwisdlen durch Ver­
handlungen zwischen Regierung und Gewerk­
schaft erfüllt wurde. Der Zentralvorstand der 
Gewerkschaft der öffentlich Bediensteten hat 
diesem Verhandlungsergebnis einschließlich 
der Verwaltungsdienstzulage einhellig zuge­
stimmt. Hier gab es keine Stimmenthaltungen, 
hier gab es keine Gegenstimmen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren I 
Man kann also - seien Sie mir nimt böse, 
wenn ich das sage - auf der einen Seite nicht 
sagen, die Bundesregierung betreibe eine ver­
fehlte Besoldungspolitik; das hat mein Kollege 
Dr. Gasperschitz im Hohen Haus des National­
rates gesagt, wie ich dem Protokoll entnehmen 
konnte. 

Man müßte geredlterweise eigentlich sagen: 
Wenn etwas verfehlt war, dann war die For­
derungsstellung und die Durchsetzung der 
Forderung, die die Gewerksdlaft unter­
nommen hat, verfehlt. Denn idl kann nicht 
eine Forderung stellen, eine Forderung durch­
setzen wollen, und wenn dann diese For­
derung gewisse Schwierigkeiten madlt, plötz­
lich nichts davon wissen wollen und, wenn 

zen, die sich daraus ergeben, mit ein­
zukalkulieren und sich mit ihnen auseinander-
zusetzen. 

Heute sagt man: Die Lehrer, die Richter und 
Staatsanwälte, die Hochsdlullehrer sind beun­
ruhigt. Sie sind beunruhigt, weil Verwaltungs­
beamte, weil Arbeiter und Vertrags­
bedienstete ' eine Verwaltungsdienstzulage be­
kommen. Sie sind ganz besonders beunruhigt 
deshalb, sagt man weiter, weil die Regierung 
nun auch den Eisenbahnern diese Zulage in 
modifizierter Form, passend für die Eisen­
bahner, gibt. 

Gestatten Sie mir eine nüdlterne Uber­
legung: Würden die Bundesbahnen in dem 
Gehaltsgesetz des gesamten Bundesdienstes 
stecken, dann wären sie zum Teil Ver­
waltungsbedienstete: bei den Beamten der all­
gemeinen Verwaltung, zum Teil Arbeiter: bei 
den Beamten in handwerklidler Verwendung, 
und sie hätten diese Zulage. Dun:b die Kon­
struktion audl in der gesetzlimen Regelung 
dieser Grundlage stehen sie außerhalb dieses 
Gehaltsgesetzes, aber sie korrespondieren mit 
ihm. 

Einzelne Funktionäre tun heute so, als wenn 
die Kollegen bei den Bundesbahnen gar nidlt 
die Begründung für diese Zulagen hätten. und 
sie tun so, als wenn in diesem Fall der Dienst­
geber ein Geschenk, eine "Morgengabe" an 
die Eisenbahner gegeben hätte. 

Es ist aber eindeutig erwiesen, daß die 
Eisenbahner ihre Zulage sdlon seit geraumer 
Zeit gefordert haben. Aber auch am 2. Sep­
tember 1971,  an diesem Verhandlungstag. an 
dem untersdlrieben wurde - Zwischenrufe 
haben schon darauf hingewiesen -, haben 
doch alle Verhandlungsteilnehmer deutlich 
hören können, wie die Vertreter der Eisen­
bahner neuerlidJ. ihre Forderung angemeldet 
haben; die Bundesregierung hat damals die 
Eisenbahnerforderung zur Kenntnis genom­
men. Es mußte jedem klar sein, daß zum 
gegebenen Zeitpunkt diese Forderung erfüllt 
wird. So war die Situation. Die Forderung 
war nicht sdlriftlidl drinnen. Es waren ja audJ. 
die Regelungen der Lehrer, die man durch­
gesetzt hat, nicht SdlIiftlich drinnen, aber 
fixiert waren sie. 

Nun ist es dodJ. nidlt so, als wenn für die 
öffentlich Bediensteten keine Verbesserungen 
mehr stattfänden, als ob außer dem Uberein­
kommen gar nichts mehr existierte und nichts 
mehr getan würde. 
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Gestatten Sie mir - ich hoffe, daß es der 

Herr Vorsitzende erlaubt -, etwas zu zitieren. 
Ich nehme hier den 5. Bogen der "Parlaments­
korrespondenz" vom 13 .  Juni zur Hand und 
finde auf diesem 5. Bogen der "Parlaments­
korrespondenz" eine Aufstellung über Kosten. 
Darin steht als Uberschrift: 

"Fünf Beamtengesetze 

Die 26. Gehaltsgesetz-Novelle und die ent­
sprechende 2 1 .  Vertragsbedienstetengesetz­
Novelle bringen insbesondere Neuerungen im 
Zulagenredlt. Die Erläuterungen zur Regie­
rungsvorlage errechnen jährliche Mehrkosten 
von 82 Millionen Schilling. Davon entfallen 
unter andel"lem 48 Millionen Schilling ,auf eine 
,besondere Dienstzulage' der Wachebeamten", 
dte mein Vorredner er.wähnt bat. 

Für die Wachebeamten sind es also 48 Mil­
lionen Schilling. Aber hier ist etwas verändert 
worden, weil man im Bereich der Bundes­
polizei eine nahezu 50 Jahre bestehende 
Diensteinteilung modifiziert und sie den heu­
tigen Verhältnissen angepaßt hat. Dadurch 
ergeben sich verschiedene Veränderungen. 

Wenn man sagt, die Pensionisten sind in der 
besonderen Dienstzulage nicht "mit­
genommen" wordlEm, so stimmt das ode f,acto. 
Aber ich möchte daran erinnern, daß erst ab 
1 .  Mai dies:e neue Arbeits:regelung ,eingetreten 
ist und daß die Nebengebühren unter be­
stimmten Voraussetzungen den Pensions­
parteien, die früher die Gebühren erhalten 
haben, auch

' 
gewährt werden. Das hätte unter 

Umständen in manchen Positionen eine 
doppelte Anrechnung von Gebühren für die 
Ruhegenußbemessung bedeutet. Das ist eines 
der sachlichen Momente hiezu. 

8,5 Millionen Schilling entfallen auf eine 
Ausweitung des Bezieherkreises der Dienst­
zulage für Berufsoffiziere und für die Offiziere 
der Exekutive, der Wachebeamten. Dort hat 
man die Dienstzulage heute bis zum Polizei­
general, bis zum Gendarmeriegeneral hinauf­
gezogen, während früher diese höheren 
Positionen von der Dienstzulage aus­
geschlossen waren. Dasselbe natürlich im Be­
reich des Bundesheeres ; ich habe es vorhin 
erwähnt. 

, ,6 bis 7 Millionen Schilling entfallen auf die 
neue Pflegedienstzulage, 

5 Millionen Schilling für eine Verwendungs­
zulage an Hochschulassistenten bei besonderer 
wissenschaftlicher Bewährung, 

. 

4,7 Millionen Sch.illing für die Dienstzulage 
der Richter auch in der Standesgruppe 1 und 
durch. Anhebung in der Standesgruppe 2." Ich 
würde kurz sagen, das ist die sogenannte 

Jungrichterlösung, womit man den Anreiz für 
den Akademiker schafft, daß er diesen Beruf 
ergreift, indem man den Eintritt auch von der 
finanziellen Seite her etwas leiChter macht. 

, ,6 Millionen Schilling auf einen Härteaus­
gleich für zurückliegende Zeiten", in denen 
Härten entstanden sind. 

Diese Kostenaufstellung, die iCh genannt 
habe, zeigt erfahrungsgemäß bei weitem nicht 
alles auf und erfaßt bei weitem niCht alles. 
Sie zeigt aber zumindest zwei ganz markante 
Punkte. 

Erstens, daß die Gewerkschaften der öffent­
lich Bediensteten für die Bediensteten wieder 
wesentliche Verbesserungen durchsetzen 
konnten, denn die Schillinge bekommen ja die 
öffentlich Bediensteten. sie werden ja in die­
sem Bereich abgegeben. 

Und zweitens, daß die Bundesregierung für 
die öffentlich Bediensteten ohne Zweifel Ver­
ständnis bewiesen hat. 

Nun sind die Spartenprobleme aufgetaucht. 
Ich -habe schon gesagt, wJe weit die Spanne 
ist, die zu erfassen ist: vom Schulwart ange­
fangen bis zum HochsdlUlprofessor, alle 
Gruppen, die man sich nur vorstellen kann, 
alle Schultypen, die es nur gibt. von der 
Volksschule, Hauptschule. Sonderschule, 
Berufsschule, berufsbildenden mittleren und 
höheren Schulen, allgemeinbildenden Schulen 
bis zu den Hochschulen. Wir haben ein 
Spannungsfeld der gesamten Exekutive ; wir 
haben vom provisorischen Justizwach.e­
beamten bis zu den Präsidenten der drei 
Oberstgerichte der Republik die Probleme zu 
lösen versucht. Wenn wir in den Spirtals­
bereich gehen, dann haben wir dort vom 
Sani.tätsgehiUen oder von d.er BediJenerin an­
!Ql9fangen has zu den Chefs von Spitälem . oder 
UIl'iversitätskliiruik,en d·ie Menschen zu vertr.e­
ten. Hier alles so zu koordinieren, daß alle 
immer zufrJeden sind. ist 'eine Sache, die nie­
mand 'imstande 'ist, wirkldch durchzufühJ.ien. 

Wünsche von allen Sparten wurden uns frei­
zügig auf den Tisch gelegt. Dann hat man die 
KoslI:en überlegt, und bei der Kostenberech­
nung ist man daraufgekommen, wenn ich mich 
richtig erinnern kann, daß die 5 Milliarden­
Grenze als Jahresbedarf bereits überschritten 
wäre, wenn man alle Wünsche erfüllen würde. 

Am 30. April 1973 hat es dann im Bundes­
kanzleramt eine entscheidende Verhandlung 
gegeben. eine Verhandlung zwischen der 
Bundesregierung und dem Verhandlungsaus­
schuß der vier Gewerkschaften des öffent­
lichen Dienstes. Auch in dieser Verhandlung 
hat der Herr Bundeskanzler für eine Reihe von 
Forderungen der Gewerkschaften grünes Licht 
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gegeben, daß darüber grundsätzlich konkrete dem die Belastung der gesamten Rimter und 
zielführende Verhandlungen ,amg1enommen Staatsanwälte wird als Belastung anerkannt. 
werden können. 

Darunter aum Dinge, die sehr entsmeidend 
sind: die Schaffung einer neuen Reisegebüh­
renvorschrift . - etwas, was den öffentlichen 
Dienst, der unter diese Vorsduift fällt, sehr 
brennend interessiert -, die Erhöhung der 
Reisegebühren - auch ein brennendes Pro­
blem für den, der eine Dienstreise mamen 
muß, in einem Hotel oder Gasthof übernachten 
muß und sich dann die Preise dort ansieht -
und für die Lehrer eine Verhandlungsbereit­
sebaft im Hinblick. auf den § 61 des Gehalts­
gesetzes. 

Aber dazu möchte ich sagen: Es ist nicht so, 
daß die Lehrer vergessen wurden, denn be­
denken Sie, daß man, während die anderen 
Gruppen stehenbleiben mußten und keine Er­
füllung hatten, die Bezüge in L 1 im letzten 
Drittel und am Ende der Laufbahnen auf 
Wunsch der Betroffenen korrigieren konnte. 
Das sind die akademischen Lehrer. Man hat 
in den Bezügen L 2 eine völlige Umgruppie­
rung gemacht, ohne Zweifel mit Recht, weil 
man jetzt eine längere, eine bessere und 
sebwerere Ausbildung auch von den Volks­
schullehrern verlangt. Aber damit hat man 
auch alle anderen, die diese Ausbildung nicht 
hatten, berechtigterweise - wir sind ohne 
Zweifel dazu gestanden - nachgezogen, ja 
so weit nadtgezogen, daß dort, wo die LehDer 
bereits im Ruhestand, j a  bereits verstorben 
waren und Witwen vorhanden sind, auch die 
Witwen so namgezogen wurden, als wenn 
die Lehrer in der Aktivität die schwerere und 
höhere Berufsausbildung mitgemacht hätten. 
Ganz so ist es ja doch nicht, daß . andere 
Gruppen nicht gewartet haben, wenn es auf 
der anderen Seite so ist. 

Was ist gesmehen? Für welche Dinge ist 
die Verhandlungsbereitschaft gegeben bezie­
hungsweise ist grünes Licht gegeben worden? 

Im möchte zum Beispiel auf die HochsdlUl­
lehrer verweisen. Dort haben wir die Kolle­
giengeldabgeltung ebenso wie die Amtszulage 
für akademische Funktionen in Verhandlung. 
Die PIÜfungstaxen stehen zur Diskussion. 
(Bundesrat Dr. S c  h a m b e c k: Sei t 20 Jahren 
gleich/) Rimtig, aber bei anderen Gruppen 
natürlich lauch. leb habe schon erwähnt, daß 
nicht alles möglich ist. 

Bei den Richtern und Staatsanwälten 
herrscht Unruhe. Die Richter bekommen eine 
Belastungszulage, die Staatsanwälte eine 
Sprechzulage. Die Belastungszulagen sind 
pausmale Sätze. Es wird nicht mehr konkret 
bei dem einen oder anderen Richter genau 
geprüft, wie hoeb die Belastungen sind, son-

Was hat man dort gemaebt? Dort ist man 
hergegangen und hat diese Belastungszulage 
in eine Automatik hineingeführt, aber nicht 
nur in eine automatisme Bewegung, die jetzt 
mit jedem 1. Juli mitläuft und sich erhöht, 
sondern man ist aum bereit, eine verbesserte 
Belastungszulage und Sprechzulage zuzuge­
stehen und diese in eine Automatik hinein­
zugeben. 

Auf dem Sektor der Exekutive ist man be­
müht - meiner Meinung naeb völlig be­
rechtigt �, daß viele Dienstposten der Ver­
wendungsgruppe W 3 in Dienstposten der 
Verwendungsgruppe W 2 umgewandelt wer­
den. 

Meine sehr Verehrten! Wer gerade die 
letzten tragischen Zeiten miterlebt hat, wo 
ein Schwerverbrecher unsmuldige Mensmen 
erschossen hat, wird ohne Zweifel zugeben 
müssen, daß es berechtigt ist, diese Verbesse­
rung durchzuführen. Man ist bereit, darüber 
zu verhandeln, teilweise ist es auch schon 
erfüllt. 

Man verhandelt auch über die Aufhebung 
der Sperre für die Beförderungen in die 
IV. Dienstklasse, obwohl die Beförderung 
dorthin möglich war, aber ein Riegel vorge­
smoben und eine Bremse betätigt wurde, daß 
auch bei ausgezeichneter Qualifikation nicht 
so ra sm befördert werden konnte. Man ver­
handelt über die Eröffnung der Dienstklasse V 
im Bereime der Verwendungsgruppe W 2. 

Auf dem Sektor der allgemeinen Verwal­
tung bemüht man sich um eine Angleimung 
der Beförderungsrichtlinien bei nachgeordne­
ten Behörden an die Beförderungsrichtlinien 
der Zentralstellen. 

Nun haben wir bei dieser Verhandlung am 
30. April 1973 von der Bundesregierung ein 
sehr entscheidendes und wichtiges Angebot 
erhalten: als Vorgriff - ich betone ausdrück­
lim "Vorgriff" - auf ein neues Besoldungs­
system eine Erhöhung der Anfangsbezüge, 
u nd zwar in der Verwendungsgruppe A min­
destens 7000 S - konkret sind das 71 00 S -
auch mit l€IiIller glewtssen .aufsaugbaren Ergän­
zungszulag,e, wobei dlie ander.en Verwendull'gIS­
gruppen in dieser Hinsicht in gewisse Rela­
tionen zu stellen wären. 

Aber, meine sehr Verehrten, wer sich diese 
7100 S ansieht, wird bemerken, daß es am 
1 .  Juli 1974 gar nicht mehr 7 1 00 S sind, son­
dern bereits 7850 beziehungsweise 7900 S sind. 
Also eine Angelegenheit, wo w:ir selber ge­
sagt haben: Wir braU<nen die Menschen, wir 
brauchen verbesserte Anfangsbezüge. 
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Dann haben wir die Zusage, ab Jänner 1974 ihn aber niCht, wenn er in ganz, ganz kritischen. 

konkrete Verhandlungen über ein neues Be- Situationen ist, denn da läßt er sich lieber 
soldungssystem und über ein neues Besol- über verschiedene Dinge beriChten, nur ist 
dungsabkommen zu beginnen. Hier bietet sich er niCht gerne selber dabei. Man sieht also 
uns die Möglichkeit, die längst notwendige die Schattenseiten erst dann, wenn man in 
Reform unserer Besoldung in Angriff zu neh- dem entspreChenden Beruf steht. 
men. 

Die Reform der Besoldung - das möchte 
iCh vielleiCht mit einem sChwaChen Ton 
sagen - ist nicht sehr leicht. Sie ist ohne 
Zweifel mit vielen sChweren Problemen be­
haftet. Denken Sie noChmals an diesen Per­
sonenkreis, denken Sie daran, daß wir, wie 
ich schon gesagt habe, einen Mangel an Ar­
beitskräften im öffentliChen Dienst haben. Das 
trifft zu auf den BereiCh der Lehrer, aber auch 
auf den übrigen öffentlichen Dienst. 

Wir wissen, daß in der privaten Wirtschaft 
ein Mangel an Arbeitskräften besteht. Wir 
wissen auch sehr genau, daß für bestimmte 
Verwendungen in der privaten

· 
Wirtschaft 

Fremdarbeiter, Gastarbeiter in unser Land 
genommen werden und hier arbeiten - eine 
Möglichkeit, die die Wirtschaft hat, aber 
keinesfalls der öffentliChe Dienst. Der öffent­
liche Dienstgeber kann nicht auf solche Gast­
arbeiter ausweichen, er muß versuchen, mit 
österreichischen Staatsbürgern durchzukom -
men. Das ist nicht sehr leicht. 

Ich möchte dazu noch eines sagen. Natürlich 
glaubt jeder - das liegt in der Natur der 
Dinge -, daß seine Berufssparte die entschei­
dendste, die wichtigste ist, und er vergißt 
daneben, daß oft auch in anderen Sparten 
ebenso schwere Dienste geleistet werden müs­
sen. Ich möchte auch hier in diesem Haus ganz 
deutlich sagen, daß dem gesamten öffentlichen 
Dienst bei weitem nichts geschenkt wird, daß 
auch er seine Leistungen zu erbringen hat 
und erst auf Grund dieser Leistungen seine 
Entlohnung hat. 

Wenn man nicht einem bestimmten Berufs­
stand angehört, dann sieht man von dem 
anderen Berufsstand alles Positive. 

Der Nichtlehrer wird sehr leicht vom Lehrer 
sehen, daß er lange Schulferien hat. Er sieht 
natürlich nicht die sehr aggressiven Kinder 
der heutigen Zeit in der Schule und den 
wesentlich schwereren Unterricht im Vergleich 
zu früheren Zeiten. Das sind die Situationen, 
die der kennt, der drinsteck.t. 

Er sieht auCh den Exekutivbeamten nur in 
jener Zeit, wenn er draußen ist, wenn er sich 
in' der freien Natur oder wenn er sich in einer 
Stadt in einem Park bewegt, dann sieht er oft 
einen Exekutivbeamten und sagt: Wunderbar 
geht es dem, der kann da IspaZ'ieren9'ehen, 
und um unser Geld wird er erhaltenl Er sieht 

Und man setzt auch oft und oft zu Unrecht 
die allgemeine Verwaltung sehr herunter� 
Denken Sie doch zum Beispiel - ich nehme 
nur ein Beispiel heraus - an die Bediensteten 
der Bundesfinanzverwaltung. Hier sind Ge­
setze durCh die beiden Häuser gegangen, die, 
eine völlige Umstellung der Aufkommen und. 
der Finanzgesetze darstellten. Man fragt sich 
sehr wenig, wie der Beamte dort damit fertig 
wird, wie der sich auf die neue Materie um­
stellt, wie der x, x zusätzliche Auskünfte an 
Parteien zu geben hat und Arbeit noch dazu 
hat. Also auch ihm wird nichts geschenkt. Es 
wird ihm auch dann nichts geschenkt, wenn 
er jetzt auch noch die Verwaltungsdienst­
zulage dazubekommt. 

Nun, in allen diesen Bereichen, wo wir 
hinschauen, ist es äußerst sChwierig. Wir 
haben auCh das Problem der Anfangsbezüger 
der Mittelbezüge und der Endbezüge. Ver­
gessen wir doch niCht, daß heute die Jugend 
nur dann in einen Beruf einsteigt, wenn sie 
glaubt, finanziell entsprechend entschädigt zu 
werden. Der heutigen Jugend ist es schwer 
einzureden, auch nur einen Bruchteil dessen 
an Lasten zu übernehmen, die Altere in ihrer 
Laufbahn übernehmen mußten; das ist sehr 
sChwer. 

Vergessen wir doch nidlt, daß wir audl für 
jene Menschen da sind, die im zweiten oder 
dritten Drittel ihrer beruflidlen Tätigkeit steh­
hen, denn die können ja nidlt ihr Leben noch 
einmal leben und bei anderen Voraussetzun­
gen noch einmal beginnen. 

Wir haben die Probleme der Relationen, 
wo sich einer mit dem anderen vergleicht. 
Man vergleicht sich nie mit dem, der tiefer ist. 
Man sucht sich immer eine Position, die 
höher ist und mit der man sich auseinander­
setzt und wo man Argumente sucht, um in 
diese Position hineinzukommen. 

Und dann haben wir noch ein Problem, das 
ist die große Frage der Besoldungslaufbahnen. 
Wir haben endlose Gehaltsstufen, in denen 
man alle zwei Jahre vorrückt. 

Ich möchte da vielleiCht eine Bemerkung 
machen. Wenn man vor einer Fahrplantafel 
der Bunde sb ahnen steht, sieht man da ver­
schiedene Züge verzeichnet. Da finde ich 
bessere und schlechtere Züge: in der Ge­
schwindigkeit, in der Erreichung des Zieles, 
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das iCh anstrebe. Und dann finde ich die Uhr­
zeiten und die Stationen stehen und weiß, 
wie lange iCh in der einen oder anderen 
Station warten muß. 

Wenn man also glaubt, man muß den einen 
oder anderen Zug schneller oder besser ge­
stalten, dann werden die zuständigen FaCh­
leute untersuchen :  Kann ich die Aufenthalts­
zeiten verkürzen oder kann iCh vielleicht 
manche Station auflassen? 

Wenn iCh also jetzt zu unseren Besoldungs­
tabellen komme, die ich in jedem Gesetzes­
blatt sehe, dann kann · iCh auch fragen: Muß 
ich überall eine Aufenthaltsdauer von zwei 
Jahren haben? Muß ich nicht die eine oder 
andere Station endlich als überflüssig erken­
nen und streichen und auflassen? 

Natürlich ist aber auch notwendig, daß be­
stimmte Voraussetzungen erfüllt sein müssen. 
Auch die Bundesbahn kann einen Zug nicht 
schneller machen mit den alten Lokomotiven, 
sondern nur mit dem Einsatz besseren Mate­
rials und tüchtigerer Menschen. So sind 
schwierigere Probleme zu lösen. Auch das ist 
im Zusammenhang mit den anderen Dingen 
zu sehen. 

Und nun, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, wird oft erklärt: Unsere Besoldung 
ist nicht überschaubar - das sagt sich so 
ungeheuer leicht -, wir haben einen Zulagen­
dschungel, da kennt sich niemand aus - das 
sagt man auch sehr leicht. 

Wenn wir heute hergehen könnten und alle 
Dinge, die es in der privaten Wirtschaft an 
Entlohnungen und Zulagen gibt, hier auf den 
Tisch legen könnten, alle Kollektivverträge, 
Kollektivvertragslöhne, die Istlöhne, die 
innerbetrieblichen Regelungen, die Zulagen 
und Prämien, wie es sie in den versChieden­
sten Arten, von Betrieb zu Betrieb unter­
schiedliCh, gibt, und das - stellen Sie sich 
das vor - in einem Gesetz, glauben Sie, daß 
das leichter zu übersehen wäre? Aber wenn 
es sich um diese große Spanne des öffent­
lichen Dienstes handelt, dann soll dieses 
Wunderwerk zustande kommen? 

Wenn sich aber jetzt einer, der nie mit 
diesen Dingen zu tun hat, vor diese Probleme 
stellt und sagt, das ist ein Dschungel, er kennt 
sich nicht aus, dann möChte iCh dem einmal 
empfehLen, er soll von leinem Bernsehapparat 
hinten die Platte herunternehmen und soll 
sich dJie Lötstellen und die DrahtV'erbindungen 
anschauen. Er wird sagen: Das ist ein Dschun­
gell Dann ruft man den Fachmann, und der 
wird sagen: Da kenne ich mich aus, das ist 
das oder jenes. Erledigt. 

Und wenn Sie einen, der was weiß ich in 
SpraChen ein ungeheures Talent hat, jedoCh 
in Mathematik kein Talent hat, in einen 
großen Betrieb führen und ihm eine Buch­
haltung zeigen, so wird er sagen: Das ist ein 
Dschungel, da kenne ich mich nicht ausl Holen 
Sie aber einen anderen, der damit arbeiten 
kann, dann ist das für den kein Wunder. 

Das heißt also: Bestimmte Voraussetzungen. 
bestimmte Kenntnisse braucht man, wenn man 
sich in den Problemen der Besoldung ein­
schließlich der Zulagen zurechtfinden soll. 

Dann ist noch etwas, meine sehr Verehrten, 
was es bei uns komplizierter macht. Wir 
kennen keine innerbetrieblichen Regelungen, 
denn es gibt bei uns nur jene Bezahlungen, die 
gesetzlich eine Deckung haben. Das heißt, alles 
hat durch die beiden Häuser dieses Parlaments 
zu gehen. Darüber hinaus sind innerbetrieb­
Liche Regelungen nicht möglich. Auch darin 
liegen gewisse Schwierigkeiten. 

Bei dem Uberdenken einer Reform der Be­
soldung möchte ich aber doch noch folgendes 
sagen: In allen diesen vielen Positionen leben 
Menschen, die ihr Leben nicht nom einmal 
leben können. Sie haben eine Berufslaufbahn 
gewählt, bei der wir sehr überlegen müssen 
- jeder hat eine große Verantwortung, der 
sich mit diesen ProbLemen besdtäftigt -, um 
nicht leichtfertig wie vielleicht in einem Ver­
suchslabor irgendweldte Untersuchungen zu 
machen. Diese Gehaltspositionen kann ich 
nicht mit Eprouvettenröhrchen vergleiChen und 
sagen: Ich habe jetzt einen Versuch mit 100 
Eprouvettenröhrchen, davon werfe ich 90 weg, 
zehn sind interessant, und drei kann iCh 
brauchen. Sondern hier sind Menschen, wobei 
jeder einzelne von uns verpflichtet ist, darauf 
zu achten und aufzupassen, daß keine Härte­
fälle zustande kommen. Bei sachLidter Arbeit 
aber, bin ich der Meinung, sind zielführende 
Lösungen audl im öffentlichen Dienst erreich­
bar. 

Noch einige Worte zur gegenwärtigen Si­
tuation im öffentlichen Dienst. Die vier Lehrer­
sektionen haben mit Sdtreiben, über das schon 
hin- und herdi·skuUert wu�doe, ·an den Gewerk­
schaftsvorstand, an die Gewerkschaftszentrale 
das Verlangen gerichtet, eine Bewilligung für 
einen Warnstreik und Begleitmaßnahmen zu 
erhalten. Zuständig ist in unserem Bereich der 
Zentralvorstand. Mit Recht, glaube ich, weil 
es damit keine Sparte und kein Land gibt, das 
nicht mitreden und seine Stimme nimt er­
heb�n könnte. 

Im Zentralvorstand stand das ·sehr lange zur 
Diskussion. Dann kam es zu einer geheimen 
Abstimmung. Bei dieser geheimen Abstim-
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mung haben 56 für den Streik und 30 gegen 
den Streik gestimmt. Das war also eine Be­
stätigung, daß der Warnstreik gewerkschaft­
lich durchzuführen ist. Ob es dem einen jetzt 
paßt oder nicht paßt, es ist Tatsache. 

Von den Begleitmaßnahmen aber gibt es 
getrennte Auffassungen, und zwar grundsätz­
lich getrennte Auffassungen. Ich glaube, man 
soll diese bei den Auffassungen kennen. 

Die sozialistisdle Fraktion in der Gewerk­
schaft der öffentlidl Bediensteten ist der Auf­
fassung, daß bei der Durcb5letzUllJg dler Ziele, 
die gesetzt wurden, keinesfalls das freie Schul­
buch, die freie Schülerfahrt und die Schüler­
und HedmbeihiUien irgendw&e 'gestört wer.den 
dürfen, denn gerade mit diesen Maßnahmen 
wird doch j emand getroffen, den ein Gewerk­
schafter am allerwenigsten treffen wollte, und 
zwar jene, die finanziell am schlechtesten 
stehen. 

Auch über die Verteilung von Flugblättern 
wurde in den Zeitungen diskutiert. Bei der 
Verteilung der Flugblätter ist es in einigen 
Schulen so gewesen, daß man den Schülern 
die Flugblätter ausgehändigt hat, damit diese 
sie ,an dde El11lern weiter.geben. Die Flugblätter 
beinhalten ohne Zweifel - der eine wird es 
stärker, der andere wird es weniger stark 
empfinden - eine Kampfmaßnahme, ein An­
drohen, eine bestimmte Stellungnahme ; es ist 
ohne Zweifel eine Kampfmaßnahme. 

Eine Sdlule, von der man sicherlich nicht 
sagen kann, daß der Lehrkörper meiner Frak­
tion angehört - es ist das Theresianum in 
Wien -, hat es klüger gelöst. Die Lehrer 
haben nicht die Schüler oder die Schülerinnen, 
die das unter Umständen gar nicht beurteilen 
können, mit diesen Dingen belastet, sondern 
sie haben die Flugblätter mit einer Briefmarke 
versehen und jedem einzelnen Elternpaar per 
Post zugesandt. Damit steht diese Frage außer 
Streit. 

werkschaftszentrale noch eine der vier Lehrer­
sektionen, hat den T,ext vorher gekannt; er 
hat nicht einmal die Chance gehabt, irgendein 
Wort abzuändern. 

Sie werden, wenn Sie das vergleimen, audl 
feststellen · können, daß dort ein anderes Im­
pressum als das sonst üblidle aufsmeint. Sie 
werden auch feststellen können, wenn Sie die 
Dinge genau verfolgen, daß die Flugblätter in 
einer anderen Druckerei gedruckt wurden als 
in der, in der im allgemeinen unsere gewerk­
schaftlichen Sachen gedruckt werden. 

Nun zur Frage des Streikrechtes :  Wir stehen 
auf dem Standpunkt, daß der öffentlich Be­
dienstete ein Streikrecht hat. Wir müssen aber, 
wenn wir über die Grenzen schauen, fest­
stellen, daß man in anderen Ländern diesen 
Standpunkt nicht überall teilt. 

Es gibt verschiedene Rechtsgutachten von 
ganz prominenten Rechtslehrern, die ver­
schieden sind: die einen t11l1oorstreimen unse­
ren Standpunkt, nämlich daß dem öffentlich 
Bediensteten ein Streikrecht zusteht, und 
andere angesehene Juristen behaupten in 
ihrem Gutachten das Gegenteil. 

Wir sind jedoch der Meinung, daß auch der 
öffentliche Dienst ein Streikrecht hat. Das ist 
aber eine derart schwere Waffe, daß man 
sich x-mal überlegen sollte, ob man vielleicht 
nicht doch auch dem Beispiel anderer Staaten 
folgen sollte. 

Vor ein oder zwei Generationen war in 
manchen Bereichen schon das Wort "Streik" 
verpönt; heute ist es salonfähig geworden. 
Heute finden wir auch Akademiker in der 
Streikbewegung, wobei es früher nicht einmal 
denkbar gewesen wäre, sich mit dem Wort 
"Streik" anzufreunden. 

Auch der Osterreichische Gewerkschafts­
bund steht auf dem Standpunkt, daß der 
öffentlich Bedienstete ein Streikrecht hat. Der 
Bundeskanzler hat erst vor kurzem im Ver-

Man sollte jede Handlung mehrmals über- handlungsausschuß gesagt, daß der öffentlich 
legen und sich vielleicht mit dem einen oder Bedienstete streiken kann, aber nicht auf 
dem anderen beraten, ob das eine oder andere Kosten der Steuerzahler. - Man kann darüber 
gut ist. denken, wie man will. 

Wir Sozialisten - mag ein anderer eine 
andere Meinung haben - sind der Meinung, 
daß Schülerinnen und Schüler weder in poli­
tische nodl in gewerkschaftliche Maßnahmen 
hineingezogen werden sollen. Dies ist unsere 
AuffasrSUIlJg dazu, und daraus I'Iesultiert unsel1e 
negative Stellungnahme in jenen Fällen, wo 
das Verteilen über die Schüler erfolgt ist. 

Ich möchte noch bemerken, daß dieses Flug­
blatt in Druck gegeben wurde, und keiner von 
der sozialistischen Fraktion, weder die Ge-

Wir haben uns auch an das OGB-Präsidium 
gewandt, und auch die haben gesagt: Na frei­
lich könnt ihr streiken, aber der Unternehmer 
hat noch nie einen Streik bezahlt, dafür haben 
wir Streikfondseinrichtungen. 

Ich möchte nochmals aufzeigen, daß es not­
wendig ist, nach allen Richtungen Uberlegun­
gen anzustellen, bevor man sich zu so einer 
Handlungsweise entschließt. (Vorsitzender­
Stellvertreter Hella H a  n z 1 ik übernimmt die 
Leitung der Verhandlungen.) 
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Seldl 

Zu den vorliegenden Gesetzesnovellen zu­
rückkehrend möchte kb. abschließend sagen, 
daß diese viel für die öffentlich Bediensteten 
gebracht haben, obwohl auch diesmal noch 
nicht alle unsere Wünsche erfüllt werden 
konnten. Diese Gesetzesnovellen stellen aber 
einen wesentlichen Fortschritt dar. Deshalb 
wird meine Fraktion diesen Vorlagen auch die 
Zustimmung g,eben. DaßlkJe schön. (Beifall bei 
der SPtJ.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Hella Hanzlik: 
Zum Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Prechtl. 
Im erteile ihm dieses. 

Bundesrat PredlU (SPO) : Herr Staatssekre­
tär! Hoher Bundesrat! Im habe nimt die 
Absicht gehabt, mich heute zum Worte zu 
melden, aber nachdem die Eisenbahne,r ,ziti;ert 
und verschiedene Diskussionen aus dem Ver­
handlungsaussmuß interpretiert worden sind, 
mömte im hiezu eine Klarstellung treffen, 
weil im glaube, ein Gewerkschafter sollte ein 
Realpolitiker sein. 

Wir dürfen, glaube ich, nicht vergessen, daß 
dies seit 1945, als die Republik Osterreich auf­
gebaut worden ist, im gegenseitigen großen 
Verständnis sowohl der Sozialpartner als aum 
der Gewerksmaftsbewegung gelegen ist. Es 
hat sim jedoch in den letzten eineinhalb Jah­
ren eine Situation herauskristallisiert, in der 
man versumt, Politik in die Gewerkschafts­
bewegung hineinzutragen; das läßt sich damit 
aber nicht vereinbaren. 

Wir haben in der Gewerkschaft eine unter­
schiedliche politische Zusammensetzung, je 
nachdem, wUe die KolLegen ihre Funktionäre 
auswählen, die in geheimer Wahl gewählt 
werden. 

Nun zum konkreten Thema, weil es immer 
wieder so dargestellt wird, als ob den Eisen­
bahnern jetzt etwas - sehr vorsichtig und 
untersmwellig wird das gesagt - gegeben 
wurde nur deswegen, weil sie uns vielleicht 
politisch näherstehen. In den Zeitungen wird 
das ja deutlich geschrieben. 

Ich möchte hier feststellen, daß wir als Ge­
werksmaft der Eisenbahner während der Ver­
handlungen über die 24. Gehaltsgesetz­
Novelle eindeutig gegenüber der Regierung 
erklärt haben, daß wir die modifizierte An­
wendung der Dienstzulage verlangen. Wir 
sind zu dem damaligen Zeitpunkt allerdings 
noch in Verhandlung um die Anrechnung der 
Nebenbezüge für den Ruhegenuß gestanden. 
Aber wir sind soweit realistisme Funktionäre, 
daß wir nicht zehn Probleme auf einmal an­
gehen, sondern ein Problem nam dem anderen 
konsequent lösen. 

Während wir noch mit der Regierung in 
Verhandlungen gestanden sind und die Dienst­
zulage im Kanzleramt zur Diskussion gestan­
den ist, hat der Vorsitzende des öffentlichen 
Dienstes, Herr Nationalrat Gasperschitz, als 
er von der Regierung gefragt wurde, ob noch 
Sparten kommen und ebenfalls eine Dienst­
zulage verlangen werden, erklärt: Weder die 
Lehrer noch die Richter noch sonst jemand 
wird kommen, sondern nur die Beamten der 
allgemeinen Verwaltung und jene Kollegen. 
die auch Kollege Seidl hier zitiert hat. 

Im kann doch von der Regierung nicht 
verlangen, daß sie Gewerkschaftspolitik 
macht ; das ist doch ureigenste Angelegenheit 
einer Gewerkschaft, was audl daraus hervor­
geht, daß man sogar im Internationalen Ar­
beitsamt in Genf angezeigt werden kann, falls 
eine Regierung praktism Gewerkschaftspolitik 
machen würde. 

Gerade der Kollege Gasperschitz und mit 
ihm der Herr Zolldirektor Bocek haben sich. 
am stärksten dafür exponiert, daß die Ver­
handlungen unterbromen werden. Dann ist 
der Herr Finanzminister mit dem Kanzler 
hinausgegangen; damals wUllde noch die Zu- ' 
sage gemacht, die Dienstzulage mit 1 .  1 .  1 973 
einzuführen. Im glaube, daß die Geheimhal­
tung gewahrt bleibt, wenn ich sage, daß die 
Beamten des Kanzleramtes und des Finanz­
ministeriums den Kollegen Gasperschitz noch 
darauf aufmerksam gemacht haben, daß die 
Situation sehr schwierig zu lösen sein wird, 
denn die Beamten haben diese schwierige 
Situation überblidd. Auch dieses Argument 
der objektiven Beamten wurde nicht zur 
Kenntnis genommen. (Der V o r  s i t z e n d e 
übernimmt wieder die Verhandlungsleitung.) 

Dann ist Kollege Gaspersmitz mit seinem 
Ergebnis in die Gewerkschaft gegangen. Und 
dort haben es sidlerlich die Lehrer und die 
Richter nicht akzeptiert. Aber was ist das für 
ein Vorsitzender, der nicht die Situation seiner 
eigenen Organisation abschätzen kann1 Diese 
Verantwortung muß ein Vorsitzender einer 
Organisation übernehmen. 

Jetzt will ich Ihnen ein Beispiel sagen: Wir 
hatten am Montag unsere Zentralleitungs­
sitzung. Noch nie in der Zweiten Republik 
haben Sie in unserer Organisation - wir 
haben mit den Kollegen der christlichen Frak­
tion immer gemeinsame Beschlüsse gehabt -
gemeinsam mit den Kommunisten gestimmt. 
Am vergangenen Montag hat die Christliche 
Fraktion gemeinsam mit den Kommunisten 
gegen die Dienstzulag-e und gegen 'den T,ermin 
der Einführung der Dienstzulage bei den 
Osterreimischen Bundesbahnen gestimmt. 
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(Zwischenrufe bei der OVP.) Sie können es im - in. den Gemeinderat einzuziehen. Ihnen ist 
Protokoll lesen, Sie haben dagegen gestimmt; jeder Weg reCht, in den Betrieb Unruhe hin-
das ist Angelegenheit Ihrer Fraktion. 

Aber hier sieht man ja die politischen Mo­
tive, die klar erkennbar sind, wo doch mit 
1 .  September 475 S Dienstzulage für alle gleich 
ausbezahlt werden; nur weil ihnen der Termin 
nicht paßt. 

Wir wissen, daß gerade die Anfangsbezüge 
im Herbst zur DtskusSlion ,stehlen, plus oden 
7,7 Prozent, die jetzt wirksam werden. Da ist 
wahrlich sehr vieles geschehen. Dazu kommt 
die Zusage der Regierung, daß mit Beginn 
des näChsten Jahres ein neues Gehaltsgesetz 
überlegt werden soll. Wer die Problematik 
einer Gehaltspolitik des öffentlichen Dienstes 
kennt, weiß genau, daß das sehr sorgfältig 
eineinhalb bis zwei Jahre lang vorbereitet 
werden muß und soll. Das wollte iCh nur dazu 
sagen, daß das :schon lange ,angemeldet ist. 

Aber ich mödlte nom etwas sagen, aum 
sehr offen und sehr trocken, und das sage ich 
als Gewerksdlafter mit voller Uberzeugung: 
Wir haben noch nie so viel bekommen wie 
unter einer sozialistischen Regierung I (Beifall 
bei der SPO.) 

Hier hat ein Abgeordnter aus Ihren Reihen 
gesagt: 20 Jahre lang wurde über die Pro­
fungstaxen verhandelt. Ich frage: Wer hat 
denn den Finanzminister in den letzten 20 
Jahren gestellt? Wir sind mit all den Fragen 
nach Hause geschickt worden, nimt die ge­
ringsten Dinge wurden erledigt. Aber jetzt ist 
eine positive Regelung erfolgt, alles ist er­
ledigt. Aber trotzdem ist es zuwenig. Das ist 
eine Politik, die meinem Gefühl nach einer 
konservativen Partei nicht würdig ist, sondern 
eher einer kommunistischen Partei, die nie 
genug bekommen können. Idl glaube, davon 
müßte man sich etwas distanzieren. (Bundesrat 
lng. M a d e  r: Das ist eine Frechheitf) Warum 
sind Sie so nervös, wenn man die Dinge beim 
richtigen Namen nennt? (Bundesrat lng. M a­
d e r: Sie sind nervös!) 

Es ist Linz zitiert worden. Aum das soll 
man nicht tun. Sie wissen, daß wir im Jahre 
1 950 in Osterreim eine schwierige Situation 
zu überwinden gehabt haben. Gerade im Jahre 
1950 war es dort eine kleine Gruppe, Kommu­
nisten, die zur Arbeiterkammer mal1sch.:bert sind 
und dort den Präsidenten der Arbeiterkammer 
vom Balkon hinunterwerfen wollten. 

Wir haben dort eine kleine Gruppe, ein 
verhältnismäßig kleiner Teil in einer Werk­
stätte, die anläßlich der Gemeinderatswahlen 
bewußt versuChen - das ist die nackte Wahr­
heit -, mit einem kommunistischen Mandat 

einzutragen. Das ist nur ein einziger Betrieb. 

Wir haben das sehr deutlich am Montag in 
unserer Sitzung gesagt, denn weder die Linzer 
noch sonst wer hat eine Forderung gestellt, 
sondern wir haben immer erklärt : Im Rahmen 
der 24. Gehaltsgesetz-Novelle werden wir 
unsere Dienstzulage verlangen, mit gutem 
Remt. Wlir verlieren in dien nächsten J·afu;en 
15.000 Kollegen. Wir sind der einzige Dienst­
zweig im öffentlichen Dienst, der seit etwa 
drei Jahren mehr als 4000 Dienstposten zu­
rückgegeben hat, trotz der dreifachen Ver­
kehrsleistung der Osterreichismen Bundes­
bahnen gegenüber dem Jahre 1 938 ! 

Wenn ich Ihnen schildern würde, wie die 
Bezüge bei uns sind und wie positiv sie durch 
die Gehaltsgesetze, aber auch durch die 
Nebengebührenregelungen aufgewertet wor­
den sind, würden Sie sehen, daß das ein Ver­
dienst der Gewerkschaften war. Wir sind auf 
großes Verständnis in der sozialistischen Re­
gierung gestoßen, und daher freut es uns, daß 
diese Gesetze heute beschlossen werden. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Staatssekretär Lausecker. ICh erteile ihm 
das Wort. 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Laus­
ecker: Herr Vorsitzender! Hoher Bundesratl 
Die heute hier zur Behandlung stehenden Ge­
setze dienst-, besoldungs- und pensionsrecht­
limen Charakters werden in einer Einheit dis­
kutiert. Es ist immer wieder auf die 26. Ge­
haltsgesetz-Novelle Bezug genommen worden, 
die eine der Vorlagen darstellt. 

Ich möchte zur 26. Gehaltsgesetz-Novelle, 
weil an ihre Adresse einige Aussagen gemaCht 
wurden, zunächst nur sagen, daß damit - ich 
habe das im Nationalrat auch schon gesagt -
der letzte offene Punkt aus der Vereinbarung 
vom 2. September 1971 vollzogen wird. Ein 
Punkt, der ohne Zweifel in der kostenmäßigen 
Bedeutung für Länder und Gemeinden weitaus 
tragender wird, weil das ja die Spitalserhalter 
sind, und es ist das daher -auch mit dem 
Spitalserhalterverband im einzelnen so aus­
gehandelt worden. Die Gesetzgebungskompe­
tenz liegt aber hier beim Bund, und auch beim 
Bund gibt es einige Bereiche, wo diese Zu­
lagen für das Personal, das unter das Kranken­
pf1egegesetz fällt, zum Tragen kommen. Da­
ge,gen wurde auch in kleiner Weise irgendeilJl 
Vorhalt unternommen. 

Ich möchte damit nur einmal nom sagen, 
daß die 26. Novelle nicht etwa, wie es ange­
klungen ist, ein Verbessern oder ein Sanieren 
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von Fehlern der 24. Novelle darstellt, sondern 
zunächst das Fortsetzen und Vollenden dieses 
Vertragswerkes durch die Gesetzgebungsform. 
Zum zweiten sind die ebenfalls schon erwähn­
ten Anfangsbezüge der Richter drinnen, nicht 
zu verwechseln mit der allgemeinen Anfangs­
bezugsregelung. Schon vor mehr als J ahres­
frist kam es hier zu einer Aussprache im 
Bundeskanzleramt, und für Richter und Staats­
anwälte wird das hier gemäß dieser Aus­
sprache vollzogen. 

Ich darf bei dieser Gelegenheit gleich sagen, 
daß die Anfangsbezugsregelung, die allgemein 
jetzt vom Herrn Bundeskanzler angeboten 
wurde, im Vorbegutadltungsstadium war und 
nun dem offiziellen Begutachtungsstadium zu­
geleitet wird. Es sind von verschiedenen Red­
nern bereits Hinweise darauf erfolgt, wie sehr 
damit der Anfangsbezugsbereich eine Ver­
besserung erfährt. Gerade im Lehrerbereich 
treten }a hier die fühlbal1st!en V,erbesserun,gen 
ein, weil da nicht die Kompensation mit vor­
handenen Dienstzulagen oder mit der Ver­
waltungsdienstzulage eintritt. Dort werden 
also die fühlbarsten Verbesserungen durch 
die aufsaugbare Ergänzungszulage bis zur 
4. Gehaltsstufe erfolgen. 

Das Ganze hat den Charakter einer Art von 
Ubergangsmaßnahme. Daher haben wir auch 
im Entwurf das Instrument einer aufsaugbaren 
Ergänzung-szulage gewählt, weil wir für die 
Zukunft die am wenigsten präjudizielle Form 
wählen wollten. Wir werden dann, wenn es 
darum geht, ein neues Schema zu überlegen, 
die Anfangsbezüge immer auch in Relation zu 
den Endbezügen und zur Laufbahnlänge zu 
sehen haben. Hier scheint uns also die auf­
saugbare Ergänzungszulage die am wenigsten 
präjudizielle Form zu sein, die aber doch die 
wirklich fühlbare Verbesserung im Anfangs­
bezugsbereich bringt. Das aber nur in Par!en­
these gesprochen. 

Zurück zur 26. Novelle : Hier wird also die 
Dienstzulage, die bisher für die Verwendungs­
gruppe W 1 in der Dienstklasse V beim Major 
geendet hat, durchgezogen bis zur VIII. Dienst­
klasse, bis zum General. Das ist eine Konse­
quenz, die sich aus der Rechtsentwicklung er­
gibt und die schon vor geraumer Zeit, in den 
Verhandlungen zur 24. Novelle, für die nächst­
folgende Novelle in Aussicht genommen war. 

Was die besondere Dienstzulage des § 13 a 
anlan'gt, so wurde auch hLer bereits festgestellt, 
daß das Dienstsystem in den Wachekörpern, 
hier von besonderer Bedeutung die Sicher­
heitswache, der sogenannte Dreigruppendienst 
mit 1 .  Mai 1 913 geändert wurde. Es sind j etzt 
andere Dienstsysteme zur Anwendung ge-

langt, zum Teil noch in Form eines Proviso­
riums, und werden in einer einvernehmlichen 
Form zu einem Definitivum gelangen. 

Das hat zu eigenständigen Verhandlungen 
mit den fünf Wachesektionen und zu einem 
Abschluß geführt, bei dem in Aussic.ht ge­
nommen wurde, die bisherige Pausc.halgebühr. 
die den Rechtscharakter einer Nebengebühr, 
einer bisherigen § l8-Zulage hatte, das heißt 
also zwölfmal und nic.ht 1 4mal zahlbar - sie 
bestand aus einer Komponente Aufwand und 
aus einer anderen Komponente Mehrdienst­
leiJstungsvergütull!g -, in der Form aufzulösen, 
daß der Aufwandsanteil als Nebengebühr im 
Sinne des neuen Nebengebührenrechtes in 
der Fassung der 24. GehaJtsgesetz-Novelle 
bestehen bleibt, der Mehrdienstleistungsanteil 
dieser Pauschalgebühr sollte in die Dienst­
zulage eingebunden werden. Das wird mit 
dieser besonooIlen Di,enstzulage !in der Fassung 
des § 13 a vorgenommen. 

Es ist dann audl noch die Gleidlstellung 
provisorisch und definitiv, wie schon gesagt 
wurde, im Ausschuß vorgenommen worden. 
Ich möchte dazu nur sagen, daß diese Unter­
scheidung im Rechtsbestand drinnen war, daß 
allerdings im Erla.ßwege etwas unterschiedlich 
nac.h den einzelnen Wac.hekörpern zwisdten 
der theoretischen und der praktischen Aus­
bildung unterschieden wurde, sodaß auch jetzt 
schon de facto mehr drinnen war, als es in 
der Unterscheidung definitiv und provisorisch 
gegeben war. Es ist sicherlich begrüßenswert, 
wenn man jetzt in einer klaren Regelung diese 
Dienstzulage nur mehr nach den Verwen­
dungsgruppen W 1 ,  W 2, W 3 unterscheidet 
und nicht mehr eine Regelung provisorisch 
oder definitiv vorgenommen wird. Das ist j a  
auch nun i n  dieser Fassung, die dem Hohen 
Bundesrat vorliegt, enthalten. 

§ 73 a :  besondere Dienstzulage. Das heißt 
also, wenn ich das noch einmal hervorheben 
darf, daß die Mehrdienstleistungskomponente 
der Pauschalgebühr nun zu einer eigenständi­
gen, damit nicht mehr zwölfmal, sondern 1 4mal 
zahlbaren Dienstzulage mit direkter Ruhe­
genußfähigkeit wird für alle jene, die am 
1 .  Mai 1 913 dem Aktivstand angehörten, un­
beschadet der Tatsache, daß diese Mehrdienst­
leistungskomponente, die bisher Nebenge­
bühr, also zwölfmal zahlbar war, über das 
Nebengebührenzulagengesetz ja im Speidler 
drinnen steckt. Ich bitte das bei all den Uber­
legungen, die hier angeklungen sind, nie zu 
vergessen I Es steckt ja diese Mehrdienst­
leistungskomponente als Nebengebühr ange­
speichert für all die Jahre, in denen sie be­
zogen wurde, im Speicher des Nebengebühren­
zulagengesetzes drinnen. Sie tritt für die, die 
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am 1 .  Mai 1913 das geänderte Dienstsystem 
erlebten, in Form der Dienstzulage jetzt hinzu, 
mit der Motivation, daß es audl in Zukunft 
neben der besonderen Dienstzulage unter Um­
ständen durch Mehrdienstleistungen, durch 
angeordnete Uberstunden oder etwas Ahn­
lidles eine quantitative MehI1dienstleistungs­
vergütung geben kann, ;die neben dieser 
Dienstzu1Jag,e audl in der Zukunft in den Spei­
cher gehen kann. 

Hier ist auch die Bemerkung angeklungen, 
daß der Aufwandsanteil der Pauschalgebühr 
nun nicht ruhegenußfähig ist. 

Hoher Bundesrat! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren I Das Wesen des Neben­
gebührenzulagengesetzes, eines Gesetzes, das 
in Ausführung der BesoLdungsvereinbarung 
vom 2. September 1 911  ,beschlossen wurde und 
bereits seit 1 .  Jänner 1 912 in Gültigkeit steht, 
sieht in seinem § 2 als einvernehmliches - ich 
mödlte fast sagen: selbstverständliches - Er­
gebnis vor, welche Nebengebühren im Neben­
gebührenzulagengesetz zu einer Speicherung 
und zu einer späteren Zulage zum Ruhegenuß 
oder - bei den Hinterbliebenen - zum Ver­
sorgungsgenuß führen. 

§ 2 des Nebengebührenzulagengesetzes führt 
den Katalog von IlJeun NebengebÜlhren an, 
wie Uberstundenvergütungen, Sonn- und 
Feiertagsvergütungen, Bereitschaftsentschädi­
gungen, Journaldienstzulagen, wie Sie es hier 
drinnen sehen. Es sind bewußt natürlich nicht 
jene Nebengebühren drinnen, die Sie in § 15 
des Gehaltsgesetzes wohl auch nodl nachlesen 
können, wie etwa eine Aufwandsentschädi­
gung, eine Fehlgeldentschädigung oder ein 
Fahrtkostenzuschuß, weil es j a  widersinnig 
w�re, Entschädigungen, die ein aktiver Be­
diensteter für konkrete Aufwendungen ver­
gütet erhält, im Ruhegenußzeitalter, wenn ich 
das so sagen darf, zu einer Wirkung zu 
bringen. 

Dieses Nebengebührenzulagengesetz für die 
öffentlich-rechtlich Bediensteten orientiert sich 
schlicht und einfach nach § 49 des ASVG, weil 
damit für den öffentlich-rechtlich Bediensteten 
das gegeben wurde, was über das ASVG bei 
der Bemessung einer ASVG-Pension eben 
schon vorhanden war. Mit Blickrichtung auf 
den § 49 ASVG wurde mit dem Neben­
gebührenzulagengesetz gleichgezogen. Bis zum 
heutigen Tage ist von niemandem, von keinem 
Gewerkschafter, gleich welcher Fraktion er 
angehört, nur überlegt worden, über diesen 
Katalog des § 2 des Nebengebührenzulagen­
gesetzes hinauszugehen, weil entsprechend 
dem Rechtszustand, wie er dem ASVG und 
dem Nebengebührenzulagengesetz entspricht, 
mit dieser Regelung hier konsequent vorge-

gangen wurde. Aufwand bleibt Aufwand im 
Sinne der neuen Fassung der 24. GG., natür­
lich nidlt auf den Ruhegenuß bezogen. 

Ich habe das deswegen etwas ausführlicher 
behandelt, weil hier eine Bemerkung bei der 
Auflösung der Pauschalgebühr in diese Rich­
tung hin angeklungen ist. Sollte ich diese Be­
merkung mißverstanden haben und mich 
etwas zu sehr verbreitet haben, dann bitte 
ich gebührend um Entschuldigung dafür. 
(Zwischenruf bei der OVP.) Ich danke sehr. 
Aber ich glaube, es ist nieht überflüssig ge­
wesen, das doch einmal in dieser Klarheit 
darzulegen, 

Nun wurde audl gesagt, die Bundesregie­
rung wäre zu einer Modifizierung der Verein­
barung vom 2. September 1911  nicht bereit 
gewesen. 

Darf ich dem Hohen Bundesrat dazu er­
klären, daß die Bundesregierung ja als ein 
vertragschließender Teil anzusehen ist neben 
den Landesregierungen, neben den Städten 
und Gemeinden Osterreichs. Sie wäre für sidl 
selber und allein dazu auch gar nicht befugt 
gewesen, weil sie nicht allein Vertragsunter­
zeichner auf der Dienstgeberseite gewesen ist. 

Aber auf Dienstnehmerseite ist ja die ver­
tragschließende Seite für das Abkommen vom 
2. September nicht die Gewerkschaft der 
öffentlich Bediensteten allein, sondern sind es 
die vier Gewerkschaften des öffentlichen

· 

Dienstes. Aber diese vier Gewerkschaften des 
öffentlichen Dienstes haben die Modifizierung 
des Ubereinkommens vom 2. September von 
der Bundesregierung oder von den Gebiets­
körperschaften, wenn Sie wollen, gar nicht 
verlangt. 

Im Gegenteil. Als · sich die Bundesregierung 
mit einer Fülle von Forderungen konfrontiert 
sah, trat sie zu Informationsgesprächen mit 
dem Verhandlungs ausschuß der vier Gewerk­
schaften zusammen. In diesen Gesprächen 
- es sind insgesamt drei gewesen, das letzte 
war das bereits zitierte am 30. April 1 913 -
wurde der Bundesregierung erklärt: Die Ge­
werkschaften des öffentlichen Dienstes stehen 
zum Vertrag vom 2. September 191 1 .  

Meine sehr verehrten Damen und Herren r 
Die Bundesregierung hat daher ihre Vertrags­
erfüllung fortgesetzt. Man kann der Bundes­
regierung nicht vorhalten, wenn sie in Ver­
tragstreue handelt. So die Tatsachen. 

Die Gewerkschaft der öffentlich Bedienste­
ten hat nun eine Reihe von Forderungen er­
hoben. Ich darf zunächst eine kurze Einblen­
dung auf den Hinweis betreffend die Gewerk­
schaft der Eisenbahner machen. 
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Ich erkläre hier noch einmal, wie ich das 
schon bei verschiedenen Gelegenheiten davor 
getan habe: Die Gewerkschaft der Eisenbahner 
hat vor Vertragsabschluß eine analoge Zulage 
zur Verwaltungsdienstzulage gefordert. 

Wenn jetzt Zitate über Sitzungen in ge­
werkschaftlichen Gremien auch unter Nennung 
meines Namens gebracht werden, kann ich 
dazu nur sagen: Wir mögen bei irgendwelchen 
Gelegenheiten zwischen den vier Gewerk­
schaften und zwischen den einzelnen Kollegen, 
die in diesem Verhandlungsausschuß saßen, 
Debatten über Wirksamkeitstermine und über 
verschiedene Terminfestlegungen gehabt ha­
ben. An den Feststellungen, die ihr Vorsitzen­
der gemacht hat, daß die Gewerkschaft der 
Eisenbahner vor Vertragsabschluß diese Zu­
lage in analoger Form verlangt hat, wurde nie 
ein Zweifel gelassen, und das war auch für 
jeden, der die Dinge miterlebt hat, eine aus 
der Erinnerung zu zitierende Selbstverständ­
lichkeit. 

Man wird sich für künftige Vertragsverein­
barungen sehr wohl eine Uberlegung ange­
legen lassen sein müssen, wie man die Dinge, 
die zur Vereinbarung gelangen, auch wirklich 
außer Streit stellt und festhält. Nur ist es 
eben. wirklich bis zu diesem Vertrag gegangen. 

Beim letzten Vertrag vom Jahre 1 961 sind 
die vier Gewerkschaften bis zu einem be­
stimmten Zeitpunkt der Meinung gewesen, 
eine Modifizierung täte not. Wir sind dann 
zum Herrn Finanzminister, Professor Koren, 
der seinem ursprünglich vertragsunterzeich­
nenden Vorgänger Schmitz gefolgt war, ge­
gangen und haben dort einvernehmlich eine 
Modifizierung vereinbart. Es war damals für 
die Lehrer eine mündlich ausbedungene Sache, 
daß sie neue Lehrerbezüge erhalten müssen, 
weil ja das Schulgesetzwerk 1962 für den 
Pflichtschullehrersektor vor uns stand und 
weil bei den L 1-Lehrern die Endbezugsver­
"gleiche dastanden. Das war eine mündliche 
Erklärung, die zur Kenntnis genommen wurde, 
ein Vorgang, der sich einige Jahre darnach 
am Beispiel der Eisenbahner wiederholt hat. 
Das gleiche ist bei den Eisenbahnern festzu­
stell'8n, nämlich das, was damals für die Leh­
rerschaft Grundlage für jene Verhandlungen 
war, die im Jahre 1969 zu Ende geführt wur­
den und 1 910 zur Regierungsvorlag'e bezie­
hungsweise zu den neuen Lehr.erbezügen ge­
führt haben. 

Forderungshöhe kam aus der Vielfalt der 
Forderungen der Gewerkschaft der öffentlich 
Bediensteten. 

Weil die Forderungen nicht klar abschätzbar 
waren, kam es zu Gesprächen, zu ihrer Kon­
kretisierung. Ich darf hier sagen: Der Termi­
nus "Spartenprobleme" wurde nicht von der 
Regierung erfunden, sondern Spi tzenfunktio­
näre der Gewerkschaft der öffentlich Bedien­
steten haben erklärt, gewisse Spartenfragen 
seien nun doch zu überlegen. 

Das Ergebnis dieser Gespräche mit den vier 
Gewerkschaften oder, besser gesagt, drei Ge­
werkschaften, denn die Gemeindebedienste­
tengewerkschaft war ja kein Vis-a-vis für die 
Bundesregierung, hat dann zu der bereits 
mehrmals zitierten Höhe von mehr als 3 Mil­
liarden geführt, die neben der Vertragserfül­
lung im Raume standen. Ich wiederhole auch 
hier ganz bewußt: Fast 5 Milliarden Sdlilling 
leistet die Bundesregierung allein im Jahre 
1973 aus diesem Vertrag, und daneben wur­
den diese 3 Milliarden gefordert. 

Am 30. April kam es zu einer Aussprache. 
Hier wurden alle jene Punkte, die nicht ver­
tragsverletzend sind und ihrem Inhalte nach 
als berechtigt anerkannt wurden, zur Verhand­
lung freigegeben. Dies hat - auch das darf 
ich sagen - die 1 Milliarden-Grenze über­
schritten. Darin waren die bereits erwähnten 
Dinge, wie § 61,  für die Lehrer die Uberstun­
denvergütung, drei von sechs Forderungs­
punkten der Hochschullehrer und eine Reihe 
anderer Punkte, auch die Tages- und Nächti­
gungsgebühren der RGV-Ansätze. Darüber 
wurden die Verhandlungen ausgeschrieben 
und geführt und sind bereits zum Teil in 
einem Finalstadium. Da sind wir bis an die 
Grenze dessen gegangen, was neben dem Ver­
trag und ohne Vertragsverletzung möglich ist. 

Hohes Haus I Ich bitte abschließend, doch 
sagen zu dürfen, daß für die Bundesregierung 
Lehrer, Hochschullehrer oder Richter und 
Staatsanwälte nie eine Frage des Für oder 
Gegen diese Gruppen gewesen sind, sondern 
daß für das Handeln der Bundesregierung 
maßgebend war: Sie ist im Besitze eines Ver­
trages, eines ungekündigten Vertrages, sie 
handelt in voller Vertragstreue und unter­
zieht die Forderungen einzelner Gruppen, 
gleich woher sie kommen, gleich welche Grup­
pen sie sind, ganz einfach der gleichen Spiel­
regel : Was ist neben dem Vertrag möglidl., 
was würde vertragsverletzend wirken? Man 
will dabei nicht gegen und nicht für die eine 
oder andere Gruppe sein. 

Die Modifizierung wurde also von den vier 
Gewerkschaften überhaupt nicht verlangt. Die 
Regierung hat daher in Fortsetzung der Ver­
tragserfüllung gehandelt. Es wäre wünschenswert, daß wir in dieser 

Wir sahen uns aber nunmehr diesen Forde- Form auch zu einem Einvernehmen gelangen 
rungen gegenüber, und die bei weitem größte können. Aber man kann uns doch nicht zu-
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muten, daß der Vertrag weiter bestehen bleibt, 
die Nutznießung aus dem v.ertrag anhält, 
während auf der anderen Seite eben dieser 
Vertrag nicht eingehalten wird. Ich darf auch 
das nom einmal sagen: All die Gruppen, die 
Forderungen stellen, bekamen voriges Jahr 
6,6 Prozent, nehmen am kommenden 1. Juli 
7,7 Prozent in Empfang, die aus dem allge­
meinen Vertrag erfließen, sie haben das 
Nebengebührenzulagengesetz, die 24. Gehalts­
gesetz-Novelle und wie die Punkte alle heißen 
natürlim in Empfang genommen. Der Vertrag 
wird von der Bundesregierung als Ganzes 
gesehen, und im bitte, man möge doch Ver­
tragstreue würdigen und die Bundesregierung 
nicht deswegen anklagen, weil sie mit minu­
ziöser Genauigkeit in Vertragstreue handelt. 

14. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 20. Juni 1973 über ein Bundesgesetz. 
mit dem das Bundesgesetz betreffend Abände­
rung und Ergänzung des Kleinrentnergesetzes 

geändert wird (974 der Beilagent 

15. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 20. Juni 1973 betreffend ein Bundesgesetz. 
mit dem das InvaUdeneinstellungsgesetz 1969 

geändert wird (975 der BeUagent 

16. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 20. Juni 1973 betreffend ein Bundesgesetz. 
mit dem das Bundesgesetz über die Besdläfti­
gung von Kindern und JugendUmen geändert 

wird (976 der Beilagen) 

In diesem Sinne wurden auch die heutigen Vorsitzender: Wir gelangen nun zu den 
Vorlagen dem Hohen Hause zur Beschluß- Punkten 1 1  bis 1 6  der Tagesordnung, über die, 
fassung zugeleitet. Ich danke für Ihre Auf- wie eingangs ebenfalls besmlossen wurde, die 
merksamkeit. (Beifall bei der SPö.) Debatte unter einem abgeführt werden wird. 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. 

Ich stelle die Frage, ob zu diesem Tages-

Es sind dies: 

11. Novelle zum Heeresversorgungsgesetz, 

ordnungspunkt noch jemand das Wort Änderung des Kriegsopferversorgungsgeset-
wünscht. - Das ist nidlt der Fall. zes 1 957, 

Die Debatte ist gesdllossen. 

Wird von der Frau Berimterstatterin ein 
Sdllußwort gewünscht? - Das ist ebenfalls 
nicht der Fall. 

Die Abstimmung über die vorliegenden 
Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates erfolgt 
getrennt. 

Änderung des Bundesgesetzes über die Ge­
währung von Hilfeleistungen an Opfer von 
Verbremen, 

neuerlkbe Abänderung und Ergänzung des 
Kleinrentnergesetzes, 

Änderung des Invalideneinstellungsgesetzes 
1969 und 

Bei der getrennt durchgeführten A b s t i m- Änderung des Bundesgesetzes über die Be-
m u n g beschließt der Bundesrat, gegen die schäftigung von Kindern und Jugendlichen. 
fünf Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates 
k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

11. Punkt: Gesetzesbesdl.luß des Nationalrates 

BeriChterstatter über diese seChs Punkte ist 
Frau Bundesrat Wanda Brunner. Idl bitte um 
die Beridlterstattung. 

vom 20. Juni 1973 betreffend eiD Bundes- ICh begrüße den inzwischen im Hause er-

gesetz, mit dem das Heeresversorgungsgesetz schienenen Herrn Vizekanzler Häuser. (Allge­

geändert wird (11. Novelle zum Heeresver- meiner Beifall.) 

sorgungsgesetz) (960 und 971 der Beilagen) Beridlterstatterin Wanda Brunner: Herr 

12. Punkt: Gesetzesbesdl.luß des Nationalrates 
vom 20. Juni 1973 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Kriegsopferversorgungs­
gesetz 1957 geändert wird (961 und 972 der 

Beilagen) 

Vorsitzender I Herr Vizekanzler! Meine Damen 
und Herrenl Die 29. Novelle zum Allgemeinen 
Sozialverskherungsgesetz macht audl eine 
Novellierung des Heeresversorgungsgesetzes 
erforderlich, und zwar bezüglich der Bemes­
sung der Beiträge der Sozialversicherung für 
die Dauer der beruflichen Ausbildung und 
hinsidltlidl der Zusatzrente zur Waisenrente. 

13. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates Weiters enthält der vorliegende Gesetzes­
vom 20. Juni 1973 betreffend ein Bundesgesetz, besdlluß des Nationalrates noch einige Ände­
mit dem das Bundesgesetz über die Gewäh- rungen und Ergänzungen, die bei der letzten 
rung von Hilfeleistungen an Opfer von Ver- Novellierung des Heeresversorgungsgesetzes 

bremen geändert wird (973 der Beilagen) . nidlt mehr berücksimtigt werden konnten. 
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Der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 26. Juni 1913 in Verhandlung 
genommen und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch 
zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für soziale Angelegenheiten somit durch 
mich den A n t r a g, der Bundesrat wolle be­
schließen: 

Der vierte Bericht lautet: 

Das hohe Alter der Kleinrentner bedingt 
nahezu regelmäßig Gebrechlichkeit, Krankheit 
und Pflegebedürftigkeit, wodurch diesem 
Personenkreis in zunehmendem Maße erhöhte 
Ausgaben entstehen. Durch den vorliegenden 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates soll daher 
für die kommenden drei Jahre eine Erhöhung 
der Kleinrenten erfolgen, die über die Renten­
anpassung in der Sozialversicherung hinaus­
geht. Die vorgesehenen neuen Rentensätze für 
1914, 1 915 und 1 916 entsprechen einer Er­
höhung von jeweils durchschnittlich 15 Pro­
zent. 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 20. Juni 1913 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Heeresversor­
gungsgesetz geändert wird (1 1 .  Novelle zum 
Heeresversorgungsgesetz) , wird kein Ein- Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus-

spruch erhoben. schuß für soziale Angelegenheiten somit durch 

Der nächste Bericht lautet: 

Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates sollen vor allem jene Be­
stimmungen des Kriegsopferversorgungsgeset­
zes, in denen auf das Allgemeine Sozialver­
sicherungsgesetz verwiesen wird, an die 
29. Novelle des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes angepaßt werden. Weiters sind 
noch einige Änderungen und Ergänzungen 
vorgesehen, die bei der letzten N ovellierung 
nicht mehr berücksichtigt werden konnten. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Ausschuß für soziale Angelegenheiten somit 
durch mich den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den GesetzesbesChluß des National­
rates vom 20. Juni 1913 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Kriegsopferversorgungs­
gesetz 1951 geändert wird, wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Der dritte Bericht lautet: 

Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates sollen jene Bestimmungen 
im Bundesgesetz über die Gewährung von 
Hilfeleistungen an Opfer von Verbrechen, in 
denen auf Bestimmungen des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes verwiesen wird, 
an die 29. Novelle zum Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesetz angepaßt werden. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für soziale Angelegenheiten somit durch 
mich den A n t I a g, der Bundesrat wolle 
beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 20. Juni 1913 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Bundesgesetz über die 
Gewährung von Hilfeleistungen an Opfer von 
Verbrechen geändert wird, wird kein Ein­
spruch erhoben. 

mich den A n t r a g, der Bundesrat wolle be­
schließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 20. Juni 1 913 über ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz betreffend Abände­
rung und Ergänzung des Kleinrentnergesetzes 
geändert wird, wird kein EinspruCh erhoben. 

Der fünfte Bericht: 

Im Invalideneinstellungsgesetz 1969 wurden 
alternierend die Begriffe "Dienstgeber" und 
"Betrieb" verwendet. Durch den vorliegenden 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates soll nun 
durch Schaffung einer einheitlichen Termino­
logie klargestellt werden, daß die Einstel­
lungsverpflichtung des Invalideneinstellungs­
gesetzes nicht einen Betrieb oder Betriebsteil 
treffen kann, sondern grundsätzlich auf den 
Dienstgeber als Verpflichtungssubjekt abge­
stellt ist. Neben versChiedenen VereinfaChun­
gen ist insbesondere auch die Beseitigung 
der Differenzierung innerhalb der schwer­
besChädigten Behinderten zwischen Zivilinva­
liden und den übrigen Gruppen der Schwer­
besdlädigten vorgesehen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für soziale Angelegenheiten somit durch 
mich den A n t r a g, der Bundesrat wolle be­
schließen : 

Gegen den Gesetzesbescbluß des National­
rates vom 20. Juni 1913 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Invalideneinstellungs­
gesetz 1969 geändert wird, wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Der sechste Bericht des Ausschusses lautet: 

Durch den vorliegenden Gese�zesbeschluß 
des Nationalrates soll den Anregungen und 
Erfordernissen entsprochen werden, die sich 
aus der EntwiCklung auf den Gebieten des 
Arbeitsrechtes und Arbeitnehmerschutzes, des 
Schulwesens sowie der Sozialversicherung er-
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geben haben. Insbesondere soll der Begriff 
"Kinder" neu gefaßt und der Begriff "Jugend­
liche" erweitert werden. Weiters soll die 
Regelung über die Verteilung der Wochen­
arbeitszeit zum Zwecke der Erleidlterung der 
Einführung der Fünftagewodle in den Betrie­
ben geändert werden und die Höchstgrenze bei 

Zusammentreffen mehrerer Arbeitszeitverlän­
gerungen mit zehn Stunden täglidl festgelegt 
werden. Ferner soll die Möglidlkeit, den 
Mehrarbeitszusdllag durch Kollektivvertrag 
ungünstiger, als im Gesetz vorgesehen, zu 
regeln, beseitigt und die Bestimmungen über 
die Akkordarbeit, die Uberwachung des 
Gesundheitszustandes Jugendlidler sowie die 
Urlaubsbestimmungen und die Strafbestim­
mungen neu gefaßt werden. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für soziale Angelegenheiten somit durdl 
midl den A n  t r a g, der Bundesrat wolle be­
smließen : 

Gegen den Gesetzesbesdlluß des National­
rates vom 20. Juni 1973 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Bundesgesetz über die 
Beschäftigung von Kindern und Jugendlidlen 
geändert wird, wird kein Einsprudl erhoben. 

Vorsitzender : Ich danke der Frau Beridlt­
erstatterin für diese Beridlte. 

der Zeit der OVP-Regierung im Jahre 1961 
beschlossen wurde und nunmehr aum von der 
SPO-Regierung auszuzahlen ist. 

Bei den Zielsetzungen handelt es sich vor 
allem um ein besseres Verhältnis der Grund­
renten für die 100prozentig Gesdlädigten und 
auch um Verbesserungen für die Krieger­
witwen. 

Auf etwas möchte ich in diesem Zusammen­
hang aufmerksam machen: auf die Einkom­
mensbemessung im Falle von einkommens­
abhängigen Renten beziehungsweise Zusatz­
renten. Bei den Einkommensbemessungen, die 
im § 13 des KOVG festgelegt sind - ich meine 
vor allem jene hinsichtlich des landwirtsdlaft­
lichen Selbständigeneinkommens -, werden 
Uberprüfungen notwendig sein, denn es steht 
fest, daß die Entwicklung des landwirtsdlaft­
limen Einkommens gegenüber dem übrigen 
Volkseinkommen um ungefähr 50 Prozent zu­
rückliegt und daher die Faktoren für die Ein­
kommensentwicklung, die gesetzlich festge­
legt sind, den Tatsachen nicht mehr entspre­
chen, zum Namteil jener Kriegsversehrten, 
jener Kriegsopfer allgemein, die dem land­
wirtsdlaftlichen Berufskreis angehören. Hier 
wird man die Dinge überprüfen und Vor­
kehrungen treffen müssen, um solme Härten 
zu vermeiden und um vielleicht dodl auch die 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat eine oder andere Verbesserung in diesem 

Schreiner. Ich erteile ihm das Wort. 
Zusammenhang erzielen zu können. 

Bundesrat Sdlreiner (OVP) : Hohes Haus I 
Herr Sozialministerl Sehr geehrte Damen und 
Herrenl Von den sedls Gesetzesvorlagen, die 
hier zur Diskussion stehen, möchte ich mich 
zwei Themen zuwenden, nämlidl der Kriegs­
opferversorgung und der Invalideneinstellung. 
Das sind zwei Gesetzesnovellen, die nidlt sehr 
umfangreich sind. Daher können aum die Be­
tradltungen in kürzerer Form gefaßt werden, 
als das bei den vorangegangenen Gesetzen 
am heutigen Tage der Fall war. 

Die vorliegende Kriegsopfergesetznovelle 
enthält im wesentlimen Konsequenzen aus der 
29. ASVG-Novelle, darüber hinaus allerdings 
audl eine kleine Verbesserung der Kranken­
versidlerungsbestimmungen für die Hinter­
bliebenen. 

Die Kriegsopferversorgung hat in ihrer Ent­
wicklung allerdings nodl beaChtliChe weitere 
Ziele notwendig zu verfolgen, und dies wird 
im Laufe der kommenden Monate sidlerlidl 
eine Reihe von Verhandlungen nötig machen. 
Dem Vernehmen nam soll eine stärkere Ver­
besserung der Kriegsopferversorgung erst 
wieder mit 1 .  Juli 1974 erfolgen - ein ganzes 
Jahr müssen die Kriegsopfer also nun war­
ten -, mit Ausnahme der Dynamik, die unter 

Nun ein paar Gedanken zum Invalidenein­
stellungsgesetz. Das Invalideneinstellungs­
gesetz hat zur Aufgabe, daß Betriebe Invalide 
unter gewissen Voraussetzungen beschäftigen 
müssen, damit soldle Besmädigte eine ent­
sprechende Lebensaufgabe haben und weil ja 
außerdem die Rentenversorgung allein in den 
meisten Fällen für die Existenz nicht aus­
reichen würde. 

Eine Änderung dieser gesetzlidlen Bestim­
mungen besteht darin, daß künftighin die Ein­
stellung von zu 30 und 40 Prozent Invalider 
nicht mehr als Erfüllung der Einstellpflicht 
angesehen wird, wenn solme Invalide ab 
1 .  Jänner 1974 neu beschäftigt werden. Die 
Invaliden der genannten Kategorie, die be­
reits eingestellt sind, zählen selbstverständ­
liCh auch künftighin im Sinne der Erfüllung 
der Einstellpflicht. 

Eine weitere Bestimmung, die im Interesse 
der Zivilinvaliden gelegen ist, wurde aufge­
nommen, wonach alle Zivilinvaliden im Sinne 
des Invalideneinstellungsgesetzes den Kriegs­
invaliden voll gleichgestellt werden. 

Sdlließlich braumen die öffentlichen Kran­
kenhäuser künftighin nimt mehr Invalide ein­
zustellen, sie sind dazu nidlt mehr verpflichtet. 
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Im Rahmen des Invalideneinstellungsgeset­
zes spielt die Ausgleichstaxe nach wie vor 
eine beachtliche Rolle dann, wenn die Einstell­
pflicht nicht erfüllt wird. Betriebe bis zu 
20 Dienstnehmern sind von der Invaliden­
einstellpflicht befreit. Ab 20 Dienstnehmer ist 
pro 25 Dienstnehmer je ein Invalider einzu­
stellen, ansonsten ist eine Ausgleichstaxe pro 
Nichterfüllung zu leisten. Diese Ausgleichs­
taxe findet eine sehr zweCkmäßige Verwen­
dung im Interesse der Invaliden, so zum Bei­
spiel für den Umbau von Fahrzeugen, damit 
auch ein Invalider dieses Fahrzeug benützen 
kann, für die Prothetik, für Umschulungen 
von Invaliden, damit sie eine für sie geeignete 
Existenz finden, für Betriebszuschüsse zur 
Schaffung und Erhaltung von Beschädigten­
arbeitsplätzen, für die Erholungsfürsorge von 
Kriegsinvaliden und dergleichen mehr. Soviel 
zu diesen bei den Gesetzesnovellen. 

Nun halte ich es im Interesse der Steuerung 
der Wahrheit für notwendig, doch noch auf 
einige wenige Dinge, die sich in letzter Zeit 
ereignet haben, einzugehen. 

Am 26. Mai dieses Jahres hatte der Kriegs­
opferverband Oberösterreichs seinen Landes­
verbandstag in Linz. Der Kriegsopferverband 
hatte die Ehre, daß auch Herr Sozialminister 
Ing. Häuser Grußworte an ihn richtete. In 
diesem Zusammenhang bezog sich der Herr 
Sozialminister auf das Forderungsprogramm 
des Kriegsopferverbandes aus dem Jahre 1964. 
Er stellte dann Vergleiche der Leistungen an, 
indem er den seither vergangenen Zeitraum 
in zwei Gruppen unterteilte, nämlich in die 
Leistungen der Bundesregierung in der Erfül­
lung dieses Forderungsprogramms von 1965 
bis 1 969 und dann von 1969 bis 1973. 

Der Herr Sozialminister erklärte dabei vor 
den Kriegsopfern in Linz : Von 1965 bis 1969 
gab es eine Verbesserung im Rahmen der 
Grundrenten von 30 bis 80 Prozent, das ent­
spricht einer Größenordnung von 15 bis 1 63 S. 
In den Jahren 1969 bis 1973 waren es 77 bis 
491 S. 

Ähnlich - so fuhr der Herr Sozialminister 
fort - ist es auf der Ebene der Witwen­
grundrente: Von 1965 bis 1969 58 S oder 
23 Prozent und von 1969 bis 1973 1 65 S oder 
62,9 Prozent. 

Seiner Rede, die er den Kriegsopfervertre­
tern beim Landesverbandstag schriftlich über­
reichte, lag auch eine Statistik über die 
Leistungsverbesserungen in der Kriegsopfer­
versorgung, eine eingehende Statistik für die 
genannten Zeiträume, bei. Sehr gezielt - ver­
steht sich .........:, warum der Zeitraum von 1964, 
in weldlem Jahr das Kriegsopferforderungs-

programm erstellt wurde, bis 1973 in zwei 
Gruppen unterteilt wurde, nämlich in die 
Gruppe von 1965 bis 1 969 und in die von 
1969 bis 1973. 

Nur einige wenige Zahlen: Der Aufwand 
an Versorgungsleistungen stieg von 1965 bis 
1969 um 419,100.000 S, das sind 24,8 Prozent, 
und von 1 969 bis 1973 um 178,200.000 S, das 
sind mehr als im vorhergehenden Vergleichs­
zeitraum, aber, versteht sidl, Kreisky-Schil­
ling; das ergibt 35,4 Prozent. 

Wenn man sich j etzt bemüht, die Wahrheit 
der tatsächlichen Realleistungen zu ergründen, 
dann muß man schon auch den Inflationsfaktor 
etwas berücksichtigen. Und da ergibt sich real 
folgende prozentuelle Steigerung (Ruf bei der 
SPö: Das ist aber Ihre Privatmeinung!) : von 
1965 bis 1969 eine 12prozentige reale Steige­
rung der Kaufkraft, 1969 bis 1 913 eine 9pro­
zentige, maximal 1 0prozentige Steigerung der 
realen Kaufkraft. 

Das fehlt in den Darlegungen, und es war 
auch die ganze Aufnahme nicht sehr glücklich, 
die diese Ausführungen gefunden haben. 

Von der Inflationsrate war auch heute schon 

ein paarmal die Rede. Der Herr Bundesrat 

,Prechtl - er ist jetzt leider nicht da - meinte 

heute im Zusammenhang mit den Lehrer­

forderungen, daß die christlichen Gewerk­

schafter übertreiben. Er verglich in diesem 

Zusammenhang die christlichen Gewerkschaf­

ter in wahrlich unqualifizierbarer Weise mit 

den Kommunisten, und zwar nur deshalb, weil 

sich die christlkben Gewerkschafter den Maul­

korb und die Handschellen nicht anlegen 

lassen, die der sozialistischen Fraktion unter 

der neuen Regierung angelegt wurden. (Bei­

fall bei der öVP. - Ruf bei der SPö: Aber 
das ist ein Traum! Sie müssen es ja wissen, 
was in der Gewerkschaft los istl) 

Der Herr Bundesrat Prechtl meinte in diesem 
Zusammenhang (Ruf bei der SPO: Er kommt 
gleich!) : "Noch nie haben wir von einer Regie­
rung so viel bekommen wie von der sozialisti­
schen Regierung." (Rufe bei der SPO: Das 
stimmt auch! Das ist nachzuweisen!) ICh 
stimme ihm auch bei, wenn er damit meinte : 
Noch nie soviel Inflation! (Beifall bei der 
avp.) Noch nie so hohe Sozialversicherungs­
abzügel Noch nie eine so hohe Lohnsteuer!  
(Beifall bei der OVP. - Bundesrat S c h i­
p a n  i :  Auch noch nie so hohe Sozialleistun­
gen dafür, Herr Kollege!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herrenl 
Das Spiel des Herrn Sozialministers und auch 
einiger Redner hier im Hause mit Brutto­
zahlen ist eine halbe Wahrheit (Zwischenrufe 
bei der SPö), und die Verbreitung halber 
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Wahrheiten, besonders von einem Minister 
und noch dazu auf einem Landesverbandstag 
einer überparteilichen Organisation, befrem­
det und wurde mit Recht von der weit über­
wiegenden Mehrheit des Kriegsopferverban­
des, auch bei den sozialistischen Funktionären, 
als Polemik für eine Partei, wenn auch für 
die Regierungspartei, aufgenommen. Der 
Kriegsopferverbandstag ist kein Parteitag I 
(Bundesrat S c h i  p a n  i: Das hätten Sie dort 
sagen müssen!) Das sollen sich die Herren 
Regierungsmitglieder doch auch einmal mer­
ken. 

Die Rede dort wurde niebt recht gut aufge­
nommen. (Bundesrat S c  h i p  a n  i: 1m Proto­
koll steht aber: "Beifall" I) Wir wollen hoffen, 
daß künftighin die Kriegsopfer von solchen 
tendenziösen Polemiken verschont werden. 
Die Kriegsopfer erwarten sim vom Sozial­
minister nicht Regierungspolemik, sondern 
Regierungsarbeitl (Beifall bei der öVP. -
Zwischenrufe des Bundesrates S c h i  p a n  i.) 

Vorsitzender: Als nächster zum Wort ge­
meldet ist Herr Bundesrat Wally. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Bundesrat Wally (SPO) : Herr Vizekanzlerl 
Herr Vorsitzender! Sehr verehrte Damen und 
Herren! Es kann natürlich nicht erspart blei­
ben, auf die Ausführungen meines Herrn Vor­
redners ein wenig Bezug zu nehmen. Wenn 
er am Sdlluß gemeint hat, die sozialistischen 
Gewerksmafter - ich bin seit 25 Jahren auch 
ein sozialistismer GewerksChaftsfunktionär -
haben Maulkorb und Handschellen zu tragen, 
dann fühle ich mich ein bißChen überfordert. 
"Maulkorb" kommt mehr aus dem landwirt­
sChaftlichen Bereich her. Ich weiß genau, wann 
man Maulkörbe braucht. Und HandsChellen 
sind uns aus anderen Zeiten bekannt, Gott 
sei Dank nicht aus der gegenwärtigen Zeit. 

Verehrte Damen und Herren I Dem Hohen 
Bundesrat liegen, wie auch · der Herr Vor­
redner ausgeführt hat, sechs Gesetzes­
beschlüsse vor, die Novellierungen wichtiger 
Sozialgesetze bewirken. Alle diese sechs 
Novellen des Paketes sind im Nationalrat ein­
stimmig beschlossen worden und werden auch 
hier im Bundesrat aller Voraussicht nach ein­
hellig bestätigt werden. 

Wie bereits die Frau Berichterstatterin aus­
geführt hat und wie den Berichten zu ent­
nehmen war, hat es vor allem die 29. ASVG­
Novelle notwendig gemacht, daß Angleichun­
gen erfolgen. Es mußten vor allem jene Be­
stimmungen novelliert werden, in denen auf 
Paragraphen beziehungsweise Absätze des 
ASVG verwiesen wird. Das gilt für die ersten 
drei der vorliegenden Gesetze. 

Daneben und darüber hinaus enthalten die 
Gesetzesbeschlüsse auch Änderungen und Er­
gänzungen, die trotz der vorgebrachten For­
derungen bei den letzten Novellierungen nicht 
mehr voll berücksichtigt werden konnten und 
eben jetzt verwirklicht werden. 

In der Debatte des Nationalrates sind keine 
schwerwiegenden Divergenzen zutage getre­
ten, obwohl ein Antrag der Oppositionsabge­
ordneten Melter und Burger nicht die erfor­
derliche Mehrheit erreichen konnte. Aber es 
ist ja bekannt, daß zwei Dreiparteienanträge 
angenommen worden sind. 

Ich möchte mich in meinen Ausführungen 
vor allem der 1 1 .  Novelle zum Heeresversor­
gungsgesetz und auch der Novelle zum Kriegs­
opferversorgungsgesetz kurz widmen. Vorher 
aber darf ich mir gestatten, einige allgemeine 
Bemerkungen vorzubringen. 

Es ist - was ja audl mein Vorredner, 
allerdings am Schluß, gesagt hat - unbe­
stri tten, daß die Sozialgesetzgebung in 
unserem Staate insgesamt eine starke Tradi­
tion hat und eine differenzierte, man kann 
wohl sagen, eine kultivierte gesellschafts­
politische Sicherung unserer Staatsbürger dar­
stellt. 

Die in der Vergangenheit oft unterschätzte 
und dann und wann auch geschmähte Sozial­
politik erweist sich immer mehr als das 
tragende Fundament . des sozialen und des 
politischen Friedens in Osterreich. Dieser 
soziale Friede ist allerdings kein Stillstand, 
sondern, wie wir alle wissen, eine dynamische 
Entwicklung, ein Prozeß des Ausgleiches und 
des Angleichens an gegebene und sich voll­
ziehende "Wandlungen" und vielfach auch 
eine Vorwegnahme sich anbahnender Entwick­
lungen. 

Aber erst der soziale Friede - das mödlte 
ich besonders in bezug auf vorhergehende 
Tagesordnungspunkte sagen - gewährleistet 
und festigt die wirtschaftliche und politische 
Entfaltung der Kräfte und den so eindeutig 
zu verzeichnenden Fortschritt, und dieser erst 
macht es möglich, daß überhaupt Forderungen 
in Ausmaßen gestellt werden können. 

Diese Realitäten und ihre Wemselwirkun­
gen sollten gerade in diesen Wochen betont 
werden, da, wie mir scheint, mehrfach soziale 
Forderungen ohne Rücksicht auf das Ganze 
gestellt und mit weit übersteigerten, nicht 
adäquaten Methoden und Mitteln durdlzu­
setzen versucht werden. 

Die Industrialisierung hat mit der Temni­
sierung und fortschreitenden Automation der 
Produktionsprozesse und mit . einer rapid ge-
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steigerten Intensivierung des Kapitals eine 
vorher nicht geahnte Steigerung der Produkti­
vität und der Produktion nam sim gezogen. 
Damit ist der allgemeine Wohlstandsplafond 
verbreitert und bis zu einem gewissen Grade 
auch ausgeglichen worden. 

Das Ergebnis unserer Sozialpolitik soll aber 
ein Zustand sein - insgesamt -, in dem 
die einzelnen Gruppen der Gesellschaft wirt­
schaftlich gesichert und gesellsmaftlich aner­
kannt sind . und der einzelne Mensch als freie 
Persönlichkeit voll zur Geltung kommen kann. 
Oberstes Ziel unserer Sozialpolitik bleibt die 
Schaffung der Möglichkeit der vollen indivi­
duellen Entfaltung und Anerkennung. 

Sozialpolitik ist - das brauche kh nicht 
besonders zu betonen - längst ein Anliegen, 
ein Teil internationaler und vor allem euro­
päischer Politik geworden. Im könnte jetzt 
auf die einschlägige Literatur verweisen, be­
sonders aber auf Peter Heyde und Ludwig 
Preller, die einen ansmaulichen Uberblick über 
die überregionalen Bestrebungen und Ergeb­
nisse der Sozialpolitik geben. 

Ein echtes Problem aber ist, verehrte Damen 
und Herren, daß in der Dynamik der Ent­
wicklung einzelne Gruppen - einzelne Grup­
pen; und das braucht gar nicht etwa absicht­
lich oder aus unzureichendem Verständnis 
sein - nicht rechtzeitig und ausreichend be­
TÜcksimtigt werden. Gerade dynamische Ent­
wicklungen tendieren dazu, die großen und 
dynamisch wirksamen Gruppen zuerst und 
weitreichend zu befriedigen und ihrer Struk­
tur und Beeinträchtigung nach kleinere, 
differenzierte Gruppen, von denen keine 
starken Forderungsimpulse ausgehen, nicht so 
remtzeitig und entsprechend zu fördern. Das 
ist eine allgemeine und international bekannte 
Erscheinung. 

Ich meine aber hier konkret im Zusammen­
hang mit der Novelle zum Invalideneinstel­
lungsgesetz gewisse Sparten des Behinderten­
problems. Auf die Diskrepanz in der Versor­
gung der Kriegsversehrten und Zivilbehinder­
ten, die recht verschiedenartige Ursachen hat, 
ist schon hingewiesen worden. Auch mein 
Vorredner ist darauf eingegangen. 

Ein besonderes Problem, schon aus gege­
benen Kompetenztatbeständen, ist auch 
- etwa als Beispiel - die Versorgung be­
hinderter Kinder und Jugendlicher nach der 
Pflichtschulzeit in Lehre, Ausbildung und Ein­
gliederung in den Arbeitsprozeß und in die 
Gesellschaft. Auf diesem Gebiet sind derzeit 
remt verdienstvolle, aber in der erwünschten 
Wirkung völlig unzureichende private Insti­
tutionen tätig. Auf Dauer wird der Versorgung 

dieser Gruppen, die so schwer organisatorism 
zu erfassen und gemeinsam zu betreuen sind, 
sicher mehr Augenmerk zugewendet werden. 

Ich darf aber hervorheben, daß etwas von 
der Bundesregierung getan werden kann und 
getan wurde : die Verdoppelung der Kinder­
beihilfe für Eltern behinderter Kinder. Das 
ist jedenfalls eine echte soziale Hilfe und 
zugleich eine Anerkennung eines bisher eher 
unberücksidttigt gebliebenen sozialen Tat­
bestandes gewesen. 

Einen Hinweis mödtte ich auch machen, was 
das so erschwert - ich habe es anzudeuten 
versucht, verehrte Damen und Herren -: die 
Zersplitterung der verschiedenen Organisa­
tionen der Behinderten überhaupt, die länder­
weise recht unterschiedlich wirksamen Behin­
dertengesetze und die schon angeführten all­
gemeinen Kompetenzschwierigkeiten. Allein 
- ein Beispiel - die Errichtung einer Landes­
sonderschule für behinderte Kinder mit Inter­
nat - wir versuchen das jetzt im Lande 
Salzburg - ist mit unerwartet großen Smwie­
rigkeiten in bezug auf Errichtung und Erhal­
tung verbunden, weil hier eben so verschie­
denartige Kompetenzen traditionsgemäß vor­
liegen. 

Nun auch noch ein Hinweis auf die Alters­
kranken und ihre Versorgung. Auch hier 
liegen Kompetenzschwierigkeiten und eben 
- wie bekannt und wie aum in den Land­
tagen vor allem diskutiert - Hindernisse und 
auch verschiedene Meinungen vor, wie dieses 
Problem endgültig zu lösen wäre. 

Diese meine kleinen Hinweise sollen im 
gegebenen Zusammenhang nur aufzeigen, daß 
es für unsere Sozialgesetzgebung noch so 
manches versteckte Neuland gibt und wohl 
immer geben wird. 

Ich möchte aber ausdrücklich diese Hinweise 
mit der Feststellung abschließen, daß wir auf 
die gewaltigen sozialpolitisdlen Leistungen, 
die in Osterreich in der Vergangenheit er­
bracht worden sind und die beispielswirksam 
besonders auch von der gegen,,\,ärtigen Bun­
desregierung vollzogen werden, stolz sein 
können. 

Nun im einzelnen zu den beiden Gesetzen: 

Die 1 1 . Novelle zum Heeresversorgungs­
gesetz bringt bezüglich der Bemessung für 
die Sozialversicherung für die Dauer der 
beruflichen Ausbildung gemäß § 19 Abs. 3 
und hinsichtlich der Zusatzrente für die 
Waisenrente die erforderliche Angleichung an 
die Bestimmungen der 29. ASVG-Novelle. 
Dieser Paragraph - ich möchte nicht wörtlich 
zitieren - bewerkstelligt, wie gesagt, diese 
Angleichung. Zu bemerken wäre audl, daß 
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die relativ geringfügigen Mehraufwendungen Kleinrentnergesetz und zum Gesetz über die 
vorsorglich im Bundesvoranschlag 1973 recht- Gewährung von Hilfeleistungen an Opfer von 
zeitig abgedeckt worden sind. Verbrechen. 

Die abermalige - ich glaube, es ist die 
16. - Novellierung des Kriegsopferversor­
gungsgesetzes 1957 erfolgt hinsichtlich der 
Anpassung an die 29. ASVG-Novelle, wie wir 
schon gehört haben, in den Bezugsparagra­
phen 35 und 42, und zwar jeweils im Absatz 3. 
Außerdem enthält sie Verbesserungen in den 
§§ 22, 35, 7 1  und 72. Die Novelle kommt auch 
den Wünschen der Zentralorganisation der 
Kriegsopferverbände nam und läßt den 
Kriegsopfern in der Ausbildungsarbeit bezie­
hungsweise . während der Umschulungszeit­
räume die gleichen Versimerungsbedingungen 
angedeihen wie allen anderen ASVG-Ver­
sicherten. 

Zum Invalideneinstellungsgesetz wäre viel­
leicht nom zusätzlich festzuhalten, daß nun­
mehr grundsätzlich alle Körperbehinderten mit 
einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 
50 Prozent nach den Richtsätzen des § 7 Kriegs­
opferversorgungsgesetz die Begünstigungen 
erhalten. Das bedeutet beachtliche Vorteile 
gegenüber bisher und ist von den Kriegsopfer­
verbänden ausdrücklich begrüßt worden. 

Zu den Personenkreisen der Behinderten 
wäre noch zu bemerken, daß die Anzahl der 
Kriegsopfer - jetzt muß ich das nächste Wort 
unter Anführungszeichen setzen - "natur­
gemäß" abnimmt, die Anzahl der Zivilinvali­
den jedoch weiter, und zwar erheblich, an­
steigt. Das "Schlachtfeld Straße" fordert Opfer: 
Es gibt nicht nur Blechschäden; eine Folge 
sind bedauerlicherweise auch viele, viele Be­
hinderte. 

Die Anzahl der Kleinrentner ist vielleicht 
interessant: Sie beträgt zurzeit in ganz Oster­
reich nur 798 Personen. Das Kleinrentner­
gesetz bezieht sich also auf diesen kleinen 
Personenkreis. 

Beim Kleinrentnergesetz können wir fest­
stellen: Die Volkspartei hat seit Jahren den 
Wunsch geäußert, daß nicht nur immer für 
ein Jahr diese Regelung getroffen wird, son­
dern daß da . nun eine auf längere Sicht ge­
troffene Regelung Platz greifen könnte. Diese 
Forderung wurde erstmalig erfüllt, allerdings 
müssen wir sagen, daß das zu einem denkbar 
ungünstigen Zeitpunkt geschehen ist. Es er­
folgt dies jetzt gerade zu einem Zeitpunkt, 
wo diese Regelung auf längere Dauer sehr 
fragwürdig geworden ist : Es ist eine starke 
Inflation, die natürlich jede Regelung auf 
längere Zeit sehr fragwürdig macht. Wir 
sehen es ja bei den Beamtengehältern und so 
weiter, welche Probleme auftreten, wenn in 
Zeiten, wo keine gleichbleibende stabile Wirt­
sdlaft ist, wo also Preise und Einkommen 
steigen, Dinge festgelegt werden, die dann 
den tatsächlichen Verhältnissen nidlt mehr 
entspredlen. Wir müssen sagen, daß wir als. 
Volkspartei, so gut es sonst ist, wenn 
Wünsche erfüllt werden, diesmal mit diesem 
erfüllten Wunsdl nicht glücklich sind. 

Zur Erhöhung selbst. Die Erhöhung erfolgt 
durchsChnittlich um 15 Prozent. Ich zitiere aus. 
den Erläuterungen: 

"Das hohe Alter der Kleinrentner bedingt 
nahezu regelmäßig GebrechliChkeit, Krankheit 
und Pflege bedürftigkeit, wodurch ihnen in zu­
nehmendem Maße erhöhte Ausgaben ent­
stehen. 

Der steigenden Bedürftigkeit dieses Perso­
nenkreises ist durdl alljährliche Erhöhungen 
der Kleinrenten Rechnung zu tragen, die über 
die Rentenanpassung in der SozialversiChe­
rung hinauszugehen haben. So wurden die 
Kleinrenten zuletzt mit 1 .  Jänner 1973 um 
rund 15 Prozent erhöht." 

Das klingt ganz sdlön. Die Wirklichkeit, die 
dahintersteht, ist aber so, daß man diese 
Worte fast als Hohn empfinden muß. Beden­
ken Sie, daß der niedrigste Satz der Klein­
renten von 730 S nun auf 840 S erhöht wurde. 
Unter den Kleinrentnern sind sehr viele, die 
mit den verhältnismäßig niedrigen Sätzen be­
dacht werden. Eine Erhöhung um 1 10 S, das 
sind 15 Prozent. Aber mit 840 S leben zu 

Verehrte Damen und Herren! Die zur Be­
handlung vorliegenden Gesetzesnovellen stel­
len einen weiteren Fortschritt in unserer 
Sozialpolitik dar, die, wie ich einführend 
sagte, alle Gruppen der Bevölkerung wirt­
schaftlich sichern und gesellschaftlich aner­
kennen sollen. Wir begrüßen es, daß alle 
diese sechs Novellen einstimmig auch im 
Hohen Bundesrat verabschiedet werden. (Bei­
fall bei der SPO.) 

müssen, das wird, glaube ich, wenigen gelin­
Vorsitzender: Zum Wort hat sich als nächste gen. Das bedeutet ein Leben in ärgster Not ! 

Frau Bundesrat Edda Egger gemeldet. Ich er­
teile ihr das Wort. Wir müssen feststellen, daß die Männer, 

die Kleinrenten beziehen, mindestens 95 Jahre 
Bundesrat Edda Egger (OVP) : Hoher Bun- und daß die Frauen mindestens 90 Jahre alt 

desratl Herr Vizekanzlerl Ich möchte nur kurz sind, sofern sie im Jahre 1938 noch erwerbs­
zu zwei Gesetzen einiges aufzeigen, zum fähig waren. Nur die, die damals nicht 
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erwerbsfähig waren - und von diesen werden 
nidlt mehr allzu viele am Leben sein -, sind 
jünger als die eben Genannten. 

Nun werden Sie sagen: Diese alten Men­
schen hätten ja nach dem Ersten Weltkrieg 
einen Rentenanspruch erwerben können. Wer 
die Wirklichkeit nach dem Ersten Weltkrieg 
kennt, der weiß, daß diese damals mindestens 
40jährigen Männer und 35j ährigen Frauen 
sehr selten dazu die Gelegenheit gehabt 
haben. Dies gilt insbesondere für Frauen. Die 
Frauen waren damals noch nicht in das Berufs­
leben eingebaut, insbesondere Frauen aus 
jenen Bevölkerungskreisen nicht, die Kriegs­
anleihe gezeichnet haben. 

Wir sehen immer wieder aus der Praxis, daß 
diese Menschen sehr selten zusätzliche Renten­
ansprüche erwerben konnten. Sie leben wirk­
lich nur von diesen Kleinrenten. Manchmal 
ist noch eine Spur von Vermögen da. Viel­
leicht ein Haus, das sehr wenig bringt, oder 
etwas Ähnliches. Oft sind diese Menschen 
dann nicht bereit, zur Fürsorge zu gehen, weil 
.sie meinen, daß das Haus den Erben erhalten 
bleiben soll. Sie meinen, wenn sie sich von 
der Fürsorge erhalten lassen, dann geht dieses 
Vermögen eventuell audl noch den Erben ver­
loren. 

Sie sehen, daß die Situation dieser Men­
schen sehr schwierig ist. Idl bedaure, daß 
diese Kleinrenten so weit unter dem Existenz­
minimum geblieben sind. Wenn man eine 
Durchredlnung madlt, wird deutlidl, daß die 
meisten Kleinrenten um die 1000 S pro Monat 
liegen. Sie haben die Zahl von ungefähr 
800 Kleinrentnern, die es in Osterreich gibt, 
gehört. Die meisten von ihnen haben ungefähr 
um die 1000 S im Monat. Es müssen daher 
sehr viele mit diesem Mindestbetrag auskom­
men. 

Die Hömstbezüge betragen derzeit 1630 S 
und werden durdl die vorliegende Regelung 
auf 1810 S erhöht. Das ist ein Mehr von 240 S. 
Dieser Betrag ist etwas besser. Die Zahl der 
Bezieher von diesen höheren Renten ist jedoch 
verhältnismäßig sehr klein. Man sieht, daß 
diese lineare Erhöhung sehr ungünstig ist und 
sehr viele Mensdlen in Not läßt. 

Man müßte sidl - wie es bereits mein 
Vorredner sagte - besonder,s bei Sozial­
gesetzen, vor allem wenn es um so kleine 
Gruppen geht, die eben nidlt die Möglichkeit 
haben, ihre Forderungen dynamisch zu er­
.heben, tatsädllich viel mehr Gedanken machen. 
Mein Vorredner hat sehr deutlich ausgedrückt, 
daß die Gruppen, die die Möglichkeit haben, 
ihre Stimme lauter erschallen zu lassen, mei­
.stens besser wegkommen. 

Daher würde ich es begrüßen, wenn auch 
in der Regierungspartei die Erkenntnis vor­
handen wäre, von seiten des Ressorts das 
auszugleichen, was diese sozial schwachen 
Menschen selbst zu erreichen nicht imstande 
sind. Hier könnte man die Chancenglekhheit 
herstellen, die von den Sozialisten immer so 
deutlich als eines ihrer Ziele hervorgehoben 
wird, und zwar daß diese Menschen über die 
Kleinrente wenigstens das Existenzminimum 
bekommen. 

Die großen Zahl der Todesfälle, die natur­
gemäß bei Menschen in einem hohen Alter 
auftritt, ergibt, daß bei diesem Posten alljähr­
lich eine Einsparung für den Finanzminister 
erfolgt. Das zum Kleinrentnergesetz. 

Als zweites ein paar Worte zur Hilfe­
leistung an Opfer von Verbrechen. Hier er­
folgt auch die notwendige Anpassung an das 
ASVG, damit die Gewährung der Hilfe rei­
bungslos durchgeführt werden kann. Die for­
male Seite, also das Systematische, ist wieder 
gut berücksichtigt, wie ich schon seinerzeit 
bei Erlassung des Gesetzes hervorgehoben 
habe. Zu kurz gekommen ist aber neuerlich 
eine Verbesserung des Inhaltes. Ich meine 
damit die tatsächlichen Hilfen, zum Beispiel 
die medizinischen Hilfen, die gewährt werden. 

Wie dürftig der Inhalt dieser Novelle 
ist, dazu möchte ich nur ein Beispiel anführen. 
Ich lese aus den Erläuterungen vor. An Stelle 
der bisherigen Formulierung : " . . .  sofern die 
Ehefrau (der bedürftige Ehemann) überwie­
gend vom AnspruChsbereChtigten erhalten 
wird" wurde in der Novellierung folgende 
Formulierung gewählt: I J ' " sofern der An­
spruChsberechtigte seinen Ehegatten überwie­
gend erhält." 

Hier wird noch dazugefügt, daß diese For­
mulierung gewählt wurde, um die Gleich­
berechtigung der Ehegatten deutlicher zu 
machen. Dazu muß ich sagen: Mit dieser so 
winzigen Änderung, die materiell wahrhaftig 
überhaupt nichts ändert, wird gezeigt, daß 
die Novelle keine inhaltliche Verbesserung 
bringt. 

Mein Herr Vorredner hat gesagt, daß es 
wichtige Gesetze sind und daß diese Gesetze 
Änderungen und Verbesserungen erfahren 
haben. Meine Meinung ist : Anpassungen hat 
dieses Gesetz erfahren, Änderungen und Ver­
besserungen, wie zum Beispiel in diesem Falle, 
nicht, denn das oben genannte Beispiel . ist 
tatsächlich eine so minimale Änderung, daß 
es beinahe erstaunlich ist, einen ganzen Ab­
satz darüber zu schreiben. 

Wir hätten gewünsCht, daß hinsichtlic:h der 
materiellen Regelungen dieses Gesetzes vor 
allem die medizinischen Hilfen verbessert 
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werden, zum Bejspiel - ich habe das damals 
schon ausgeführt und möchte mich heute nicht 
wiederholen, aber nur in Erinnerung brin­
gen - müßte die Rehabilitation verbessert 
werden, es müßte die Psychotherapie mit ein­
bezogen werden und so weiter. Es müßten 
aber auch die Entschädigungen für entfallende 
Arbeitsleistungen von Hausfrauen, von 
Bäuerinnen und von mittätigen Ehegatten von 
Kleingewerbetreibenden mit einbezogen wer­
den können in die Hilfeleistung oder Ent­
schädigung und nicht nur die verminderte 
Erwerbsfähigkeit. 

Wie gesagt, ich möchte nicht wiederholen, 
was ich schon einmal gesagt habe, sondern 
nur darauf hinweisen, daß man -sich Gedanken 
machen müßte, wie man dieses Gesetz, das 
eben zu sehr - wie ich schon damals ausge­
führt habe - an dem bestehendem System 
der Sozialversicherung hängt, ein wenig 
moderner hätte gestalten können. Dies gerade 
deshalb, weil man hier mit einer verhältnis­
mäßig kleinen Personengruppe sehr gute Er­
fahrungen hätte machen können, wie man ins­
gesamt unsere Sozialgesetzgebung moderni­
sieren und verbessern hätte können. Sie selbst 
wissen, daß das ohne Zweifel notwendig ist. 
Die Zeiten ändern sich. Es gibt neue Möglich­
keiten. Es gibt aber auch neue Bedürfnisse, 
weil sich eben die Lebensverhältnisse ändern. 

Ich möchte also hoffen, daß gerade auf 
diesem Gebiet des Sozialen die Initiativen 
wirklich nicht erlahmen und nicht nur formale 
Änderungen wie diesmal Platz greifen, son­
dern daß man wirklich zum Wohl dieser hilfs­
bedürftigsten Menschengruppen und gerade 
der kleinen Menschengruppen mehr als bisher 
tut. (Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet ist noch 
FI au Bundesrat Hella Hanzlik. Ich erteile ihr 
das Wort. 

Bundesrat Hella Hanzlik (SPO) : Hohes 
Haus! Sehr geehrter Herr Vizekanzlerl Wir 
haben heute von Frau Bundesrat Egger gehört, 
daß sie große Sorge hat um die Novellierung 
des Kleinrentnergesetzes. Einige ihrer Be­
merkungen sind sicherlich von Interesse. Es 
ist ja so, daß man sich immer wieder Novel­
lierungen überlegt, weil man eben zu der 
Erkenntnis kommt, daß man diese Dinge zu 
verbessern hat. Das geht ja audl schon daraus 
hervor, daß heute sechs Sozialgesetze abge­
ändert werden. Das ist doch auch ein Beweis 
dafür, daß wir uns den Kopf zerbrechen und 
daß man sidl überlegt, in welcher Form man 
!lier auch wirklich helfen kann. Natürlich ist 
es so, daß einmal eine Novellierung nur gerin­
geren Inhaltes ist, und ein anderes Mal han­
delt es sich um größere Probleme. 

Der Inhalt dieser Novellierung zum Gesetz 
"Gewährung von Hilfeleistungen an Opfer 
von Verbrechen" ist, glaube ich, deshalb nicht 
"dürftig", wie Sie das hier angeführt haben, 
weil es sich nicht nur um die eine Bemerkung 
handelt, wo auf die Gleidlberechtigtmg der 
Frauen hingewiesen wird, sondern es handelt 
sich auch darum, daß der Wirksamkeitsbeginn 
auf das Jahr 1955 TÜc::kverlegt wurde. Ich 
werde in meinen Ausführungen noch darauf 
zurückkommen. 

Wenn Sie das Gesetz vom Vorjahr noch in 
Erinnerung haben, so handelt es sich um einen 
ganz gewaltigen Katalog von Hilfeleistungen. 
Daher möchte ich nicht von einer Dürftigkeit 
des Gesetzes sprechen, sondern sagen, daß 
wir selbstverständlich auch weiterhin bemüht 
sein sollen, diese Gesetze zu verbessern. 
(Bundesrat Edda E g g e r: Ich habe nicht 
Dürltigkeit der Novelle gesagtJ) 

Das vorliegende Gesetz, mit dem das 
Bundesgesetz über die Gewährung von Hilfe­
leistungen an Opfer von Verbrechen geändert 
wird, ist erst am 1. September 1912 in Kraft 
getreten. Es gewinnt in diesen Tagen leider 
auch eine besondere aktuelle Bedeutung. 

Aber, sehr geehrte Damen und Herren, ich 
darf vielleicht audi in Erinnerung rufen, daß 
es sich um eine völlig neue Rechtsmaterie 
handelte und daß wir damit Neuland betreten 
haben. Wir haben es aber auch als äußerst 
widltiges Gesetz betradltet. 

Bereits im Jahre 1969 wurde von beiden 
Häusern, vom Nationalrat und vom Bundes­
rat, eine einstimmige Entschließung ge faßt, die 
Bundesregierung solle prüfen, wie den Opfern 
von Verbrechen eine entsprechende Hilfe­
leistung gewährt werden könnte. 

Ich darf vielleicht auch noch den Anlaß zu 
dieser Entschließung erwähnen, der darin 
bestand, daß das Strafvollzugsgesetz verab­
schiedet wurde, das den Vollzug von Freiheits­
strafen einer grundlegenden, von humani­
tärem Geist gegenüber dem Rechtsbrecher ge­
tragenen Neuordnung zuführte. 

Aus den Erläuterungen der seinerzeitigen 
Regierungsvorlage, die bereits im November 
1 971  eingebracht wurde, gingen auch folgende 
Uberlegungen hervor: Durch Hilfeleistungen 
soll Verbrechensopfern der Ersatz jenes 
Schadens, der ihnen nach den Vorschriften 
des bürgerlichen Rechts gegenüber dem Schä­
diger gebührt, seitens des Staates sicherge­
stellt werden, weil die außergerichtliche und 
die gerichtliche Durchsetzung solcher An­
sprüche gegenüber dem Täter erfahrungs­
gemäß lange Zeit dauert und auch zuge­
sprochene SchadenersatzanspTÜche oft nicht: 
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realisiert werden können. Erst im Zuge der 
Ausschußberatungen gelangte man einhellig 
zu der Auffassung, den VerbreChensopfern 
durch die gesetzliChe VerpfliChtung die Hilfe­
leistungen durch Kundmachung im Bundes­
gesetz auszuloben, einen geridttlidt klagbaren 
Redttsansprudt sicherzustellen. 

Weiter werden ja auCh Geldleistungen nach 
dem Richtsatz des ASVG unter bestimmten 
Voraussetzungen gewährt, während der Staat 
Zur Leistung der Heilfürsorge, der orthopädi­
schen Versorgung, von Pflege- und Blinden­
zulagen sowie zur Leistung des Ersatzes der 
Bestattungskosten nun unabhängig von den 
Einkommensverhältnissen verpflichtet ist. Vor 
allem aber die Ausdehnung auf alle Körper­
und Gesundheitsschädigungen, wenn sie eine 
Folge von vorsätzlich begangenen Straftaten 
sind, die mit mehr als seChs Monaten Frei­
heitsstrafe bedroht sind. Also, idl möchte das 
noch einmal sagen, es steht ein ganz ansehn­
lidler Katalog von Leistungen in diesem Ge­
setz. 

Nachforschungen im Wege des Bundes­
ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten 
haben ergeben, daß es Richtlinien für die Ent­
sChädigung von Verbrechensopfern bloß in 
Großbritannien und in verschiedenen anderen 
Staaten des anglikanischen Rechtsbereiches 
und in Schweden gibt. In allen anderen Län­
dern hat man sich nidtt einmal noch mit 
diesem Gedanken beschäftigt. 

Soziale und humane Uberlegungen waren 
und sind es immer wieder, allen Bürgern 
unseres Landes nicht nur gleiche Chancen 
und ein mensChenwürdiges Leben zu sichern, 
sondern auch Schutz vor Gewalt und Schutz 
vor Redltsbrechern zu gewähren. 

Nun madlt ja auch die 29. Novelle zum 
ASVG eine Novellierung jener Bestimmungen 
im Bundesgesetz über die Gewährung von 
Hilfeleistungen an Opfer von Verbrechen er­
forderlich, in denen auf Bestimmungen des 
ASVG verwiesen wird. Die Höhe der Geld­
leistungen richtet siCh jeweils nadt den in 
BetraCht kommenden Richtsätzen für die Aus­
gleichszulagen im ASVG. Da sich die betref­
fenden RiChtsätze auf Grund der 29. ASVG­
Novelle im § 293 befinden, ist also eine text­
liChe Anpassung des Bundesgesetzes über die 
Gewährung von Hilfeleistungen an Opfer von 
Verbrechen notwendig und erforderlidt ge­
worden. 

Wir nehmen auch gerne das zur Kenntnis, 
was Sie, Frau Edda Egger, jetzt hier hervor­
gehoben haben, daß nämlich das Justizmini­
sterium bereits im Begutachtungsverfahren 
angeregt hat, die Formulierung zu verwen-

den, ". . .  sofern der Anspruchsberechtigte 
seinen Ehegatten überwiegend erhält." Es 
wird also, wie Sie selber sdlon gesagt haben, 
in den Erläuterungen darauf hingewiesen, daß 
es sich hier um die Gleichberechtigung der 
Ehegatten handelt. 

Bemerkenswert ist auch die Abänderung 
der Rückverlegung des Stichtages vom 31.  De­
zember 1969 auf 25. Oktober 1955. Ich glaube, 
daß das eine wesentliche Änderung in der 
N ovellierung darstellt, die hier auch hervor­
gehoben werden soll. Das war der Tag, an 
dem der Staatsvertrag unterzeichnet war, 
und der Tag, an dem der letzte Besatzungs­
soldat asterreich verlassen hat. 

Das bedeutet, daß dieses Bundesgesetz an­
zuwenden ist, wenn die Handlung im Sinne 
des § 1 Abs. 2 vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes, aber nach dem 25. Oktober 1955 
gesetzt worden ist. 

Es ist sehr interessant und auch bemerkens­
wert, daß bisher bloß 40 Anträge eingelangt 
sind, die bearbeitet werden. Wir können 
daran vielleicht die Auffassung 'knüpfen, daß 
das Leben in Osterreich doch viel siCherer 
ist, als man schleChthin annimmt. Es ist zu 
hoffen, daß es so bleibt. 

Schließlich möchte ich wiederholen, was wir 
schon im Vorjahr bei der ersten Regierungs­
vorlage gesagt haben, nämlich: Wenn wir 
darangehen, unsere Strafgesetze zu humani­
sieren, dann soll auch der Gesdtädigte das 
Gefühl der echten Hilfe und des Schutzes 
haben. 

Die sozialistische Fraktion wird dieser 
Gesetzesvorlage selbstverständlich ihre Zu­
stimmung geben. (Beifall bei der SPo.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
nocb. Herr Vizekanzler lng. Häuser. ICh erteile 
ihm das Wort. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Vizekanzler lng. Häuser: Meine sehr geehrten 
Damen und Herrenl Wenn Sprecher der reCh­
ten Seite dieses Hauses hier Forderungen auf­
stellen, wie etwa man müsse sich viele Ge­
danken im Sozialbereich machen oder man 
müsse die Chancengleichheit für Gruppen her­
stellen, die selbst nicht stark genug sind, ihre 
Interessen zu wahren, dann müßte man den 
EindruCk bekommen, daß es in der Zeit, in 
der die Vertreter dieser Gruppen die Regie­
rungsverantwortung getragen haben, auf die­
sem Gebiet eine Fülle solCher Uberlegungen 
und Gedanken über Chancengleichheiten ge­
geben hat. Aber ich habe oft das Empfinden, 
daß, was immer geschieht, man daran Kritik 
üben kann. 

323. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 55 von 64

www.parlament.gv.at



9558 Bundesrat - 323. Sitzung - 28. Juni 1973 

Vizekanzler Ing. Häuser 

Wenn man jetzt etwa sagt, 15 Prozent seien 
zwar wesentlich über dem Dynamisierungs­
satz, aber zurzeit schlecht, weil wir eine hohe 
Inflation haben, dann, geschätzte Frau Bundes­
rat, frage ich: Was wäre geschehen, wenn 
jener Antrag der Abgeordneten Melter und 
Wedenig 1 911 angenommen worden wäre, als 
zum ersten Mal in der Geschichte der An­
passung der Kleinrentner über den offiziellen 
Dynamisierungssatz eine Regierungsvorlage 
vorgelegen ist, mit der diese Kleinrenten um 
10 Prozent erhöht wurden? 

Sie haben auch diese Dreierphaseanpassung 
gleichsam. als Ihre Initiative bezeichnet. Ich. 
bin völlig einverstanden, wenn man auf Ihrer 
Seite zufrieden ist, daß Dreijahresregelungen 
schon einen Erfolg darstellen. Da habe ich 
nichts dagegen. Ich streite mich gar nicht 
herum, ob etwa die Kriegsopferregelung, auch 
ein Dreijahresetappenplan, nicht um ein 
wesentliches früher war als die Herbstaus­
einandersetzung 1 91 1 .  

Aber i ch  glaube, es geht hier um mehr, 
es geht hier um den materiellen Aufwand. 
Uberlegen Sie sich, was die Kleinrentner, 
wenn dieser Initiative damals Rechnung ge­
tragen worden wäre, nun heute und nächstes 
Jahr an Erhöhung hätten. Sie können es in 
Ihrem Antrag nachlesen, wieviel das ist. Ich 
habe mir das hier ausgeredmet. Sie werden 
daraufkommen, daß sie viel weniger bekom­
men. Aber mit derselben Berechtigung oder 
mit Ihrer selben Uberzeugung würden Sie 
dann ans Rednerpult gehen und sagen: Was 
sind denn schon 10 Prozent, heuer haben wir 
ja 10, 1 1  oder 12 Prozent - je nachdem, wie 
die Tagesverfassung ist, würde man hier 
Zahlen einsetzen - zu erwarten I 

Nein, ich stelle dem folgendes gegenüber 
- ich komme dann noch auf Herrn Abgeord­
neten Schreiner zu sprechen -; 

Von 1966 bis 1910 - und diesmal viel 
deutlicher eine Zeit ausschließlicher OVP­
Verantwortung - hat es für die Empfänger 
der kleinsten Renten in allen vier Jahren eine 
Steigerung von 100 S und für die von höchsten 
Renten eine solche von 200 S gegeben. Ich 
könnte Ihnen j etzt die Höhe der Renten selbst 
auch sagen. 

. 

Von 1 910 bis 1914 werden die kleinsten 
Renten um 320 S aufgewertet, die höchsten 
Renten um 100 S. Ich weiß nicht, ob das nicht 
ein Ausdrudt sozialer Einstellung oder 
Chancengleichheit, wenn Sie wollen, ist und 
ob das nicht auf jeden Fall echte und soziale 
Hilfe bedeutet. (Zwischenrufe bei der OVP.) 

Ihrer Auffassung nach nicht abgegolten. Ich 
darf aber doch einiges dem Herrn Bundesrat 
Schreiner sagen, dem ich sehr dankbar dafür 
bin, daß er einige konkrete Zahlen aus 
meinen Unterlagen von der Linzer Tagung 
hier vorgebracht hat; er hätte alle anderen 
auch sagen können, es gibt nämlich eine Fülle, 
die noch wesentlich. beachtlicher sind als die 
von Ihnen vorgetragenen, insbesondere was 
die Beihilfenregelung und die Pflegegebühren 
anbelangtj diese haben Sie ja geflissentlich. 
hier nicht genannt. Aber ich. möchte mich 
lieber mit dem Grundsätzlich.en beschäftigen. 

Sie waren also der Meinung, daß man bei 
solchen Anlässen wie Begrüßungsansprad:J.en 
nicht Regierungspolemik vorbringen soll, 
sondern Regierungsarbeit. 

Geschätzter Herr Bundesrat! Darf ich Ihnen 
freundlichst vorsd:J.lagen, sidI die Reden aller 
Ihrer Spitzenfunktionäre von 1966 bis 1910 
bei den einzelnen Gewerkschaftstagen und 
OGB-Kongressen - unbestritten auch eine 
überparteilich.e Organisation - vorzunehmen 
und nachzusehen, was diese dort gesagt 
haben, ob sie nicht - und das ist eigentlich 
seit Jahrzehnten eine Selbstverständlichkeit ­
wie jeder Sozialminister bei solchen BegIÜ­
ßungsansprachen über die Leistungen ihres 
Ressorts gesprochen haben. Mir ist bis j etzt 
nom nicht bekannt, daß Leistungsvergleiche 
parteipolitischen Charakter haben, es sei denn, 
daß sie negativ für die eine und positiv für 
die andere Partei sind. Dann haben sie aller­
dings einen negativen Charakter, und Ihre 
Reminiszenzen dürften - zumindest habe ich 
das Gefühl - bei Ihnen diesen EindruCk aus­
gelöst haben, was mich weiter nicht wundert, 
weil die Entwicklungen von 1965 bis 1969 und 
dann die nächsten vier Jahre eine ganz starke 
Diskrepanz zum Nachteil der ersten Phase 
aufweisen. 

Nun haben Sie - und dazu habe ich mich 
eigentlich primär zum Wort gemeldet - auch 
noch gesagt, die OVP habe die Dynamisie­
rung 1 961 eingeführt. 

Darf ich Ihnen sagen: Die Dynamisierung 
für die Pensionen und auch die für die Renten 
ist dem Grunde nach 1965 beschlossen worden, 
nur hat sich 1966 die Zentralorganisation diese 
Dynamisierung durch eine Erhöhung der 90-
und 100prozentigen Schwerstbeschädigten­
Renten abkaufen lassen, und in der Folge hat 
man auf die Dynamisiemng für dJie andeJ:1en 
Fälle vergessen. Man hat sie e r  s t 1961 von 
der OVP eingeführt, sie hätte genauso mit 
1966 in Kraft treten können. 

Ja, jetzt kommen die Preissteigerungen. Aber das war's noch nicht. Sie haben sehr 
Natürlich sind mit diesen dreifachen oder drei- sachlich über die Entwicklung der Ausgaben 
einhalbfachen Sätzen die Preissteigerungen für die Kriegsopfer berichtet. 
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Hier bitte im, sim in Erinnerung zu rufen, 
daß die Steigerung der Ausgaben nicht etwa 
ident ist mit der Steigerung des durchsmnitt­
lichen Prokopfeinkommens der Kriegsopfer­
rentenempfänger, weil, wie smon gesagt 
wurde, der natürliche Abgang eine Rolle 
spielt und daher immer weniger beteilt wer­
den, sodaß aus der Erhöhung des Gesamt­
aufwandes eine individuell wesentlich stärkere 
Erhöhung eintritt. 

Sie haben die Pauschalgrößen sehr bewußt 
angeführt. Im bleibe bei den Pauschalgrößen, 
im geniere mim gar nimt, nur haben Sie 
dazu gesagt: Die 25 Prozent der ersten Phase 
1965 bis 1969 haben eine reale Wertsteigerung 
von 12 Prozent beinhaltet, und in der zweiten 
Phase, wo wir 35,4 Prozent Steigerung gehabt 
haben, seien das nur 9 Prozent. 

Im weiß nicht, Herr Abgeordneter, wie Sie 
zu solmen Remnungen kommen. Ich habe mir 
beide Varianten, von denen ich annehme, daß 
Sie sie zugrunde gelegt haben, durchgeremnet 
und mömte daher ebenfalls aus reiner Sam­
limkeit Ihnen berimten, weil es ja keinen 
Sinn hat - aus diesem Kreis geht kaum etwas 
hinaus -, die Dinge völlig unrichtig - im 
bin sehr vorsichtig - darzustellen. 

Die Anpassungen · und Erhöhungen gelten 
in der Lohnpolitik und in der Pensionspolitik 
immer für den zurückliegenden Zeitraum. 
Aber ich bin gerne bereit, mit Ihnen die 
Rechnung auch für den kommenden Zeitraum 
zu mamen. Auch da ist Ihre Rechnung un­
richtig. 

sehr gut, daß Sie so genau rechnen! Aber 
bis 1913, habe ich gesagt!) 

Am 1 .  Jänner 1 973 ist die Anpassung erfolgt. 
Der Aufwand für 1973 gilt also wie alle 
anderen Vergleime, im habe es ja auch so 
gemacht. Für das zurückliegende Jahr und 
nicht für das laufende Jahr gibt es also eine 
Gesamtsteigerung von 19,7. 35,4 minus 19,1 
gibt also eine reale Steigerung nicht von 9. 
wie Sie gesagt haben, sondern von rund 
15 Prozent, ist also auch noch besser. 

Aber selbst wenn Sie die Phase bis in­
klusive 1973 nehmen - eine neue Konstruk­
tion, die wir den Arbeitgebern demnächst vor­
tragen werden, wonach wir in Zukunft unsere 
Lohnpolitik nicht nach der Vergangenheit, 
sondern nach der voraussichtlichen Zukunft 
richten werden. Wir werden dann sehen, wie 
Ihre Vertreter auf dieser Ebene darauf reagie-
ren. . •  

Aber selbst wenn wir darauf bei der Rech­
nung Rücksicht nehmen, dann sind die Preise 
um 22,4 gestiegen, Herr Bundesrat. Und von 
35,4 22,4 abgezogen gibt auch noch 13 Prozent 
reale Wertsteigerung, die allein im Rahmen 
des gesamten Budgetaufwandes für die Kriegs­
opfer eine Rolle gespielt hat. 

Aber iCh bitte doch Verständnis dafur zu 
haben, daß, wenn die Kriegsopferorganisation 
als überparteiliche Organisation zum Sozial­
ministerium kommt und Forderungen stellt 
und dieses Ministerium in der Lage ist, ihr 
bei ihren Forderungen zu helfen und sie zu 
realisieren, wir es uns ,niCht nehmen lassen 
werden, auch die Kriegsopfer von diesen Tat­
sachen und von diesen Ergebnissen in Kennt­
nis zu setzen. (Beifall bei der Spö.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. 

Ich stelle die Frage, ob zu diesem Tages­
ordnungspunkt noCh jemand das Wort 
wünscht. - Das ist niCht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 
Wird von der Frau Berichterstatterin ein 

SChlußwort gewünscht? - Das ist ebenfalls 
nicht der Fall. 

Die Abstimmung über die vorliegenden 
Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates erfolgt 
getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten A b s t i m­
die Kriegsopfer, nicht des einzelnen, das m u n g beschließt der Bundesrat, gegen die 
schaut wesentlim anders aus. Sie haben ja sechs Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates 

Wenn wir also jetzt miteinander verglei­
men, zunämst den Zeitraum von 1965 bis 
1969, dann . haben wir die Lebenshaltungs­
kosten in diesen Jahren zugrunde zu legen. 
Wir hatten 1 965 5 Prozent Lebenshaltungs­
kostenindex, das dürfte mittlerweile schon 
etwas in Vergessenheit geraten sein, ohne 
internationale Währungsproblematik, 1966 
2,2 Prozent, 1967 4 Prozent und 1968 2,8 Pro­
zent. Wenn Sie diese jährlimen Prozentsteige­
rungen jeweils mit den steigenden Prozenten 
des kommenden Jahres in Rechnung stellen, 
haben Sie in diesen vier Jahren einen Index 
von 14,7 Prozent. 25 minus 14,7 gibt rund 
1 0  Prozent reale Wertsteigerung - ich wieder­
hole nommals - des Gesamtaufwandes für 

sehr bewußt diese globale Zahl genannt. k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 
35,4 in der nächsten Phase, und wieder 

wiederhole ich die jährlimen Steigerungs- 17. Punkt: Gesetzesbescbluß des Nationalratl7s 
raten, die dem zugrunde liegen. 1969 3,1 Pro- vom 20. Juni 19'13 betreffend ein Bundesgesetz 
zent, 1 970 4,4 Prozent, 1971  4,7 Prozent und Ober die DurdlJilhrung des Artikels 20 des 
1 972 6,3 Prozent. Das gibt zusammen . . .  (Bun- Abkommens zwischen der Republik Osterreich 

desrat S c  h r e i n  e r: Herr Minister/ Es ist einerseits und den Mitgliedstaaten der Euro-
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pälstben Gemeinstbaft filr Kohle und Stahl Der Ausschuß für auswärtige Angelegen­
und der Europäisdlen Gemeinsdlaft für Kohle heiten und wirtschaftliche Integration hat die und Stahl andererseits (EGKS-Abkommen- gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung 
Durtbftlhrungsgesetz) samt Anhang (978 der vom 26. Juni 1973 in Verhandlung genommen 

Beilagen) und einstimmig beschlossen, dem Hause zu 

18. Punkt: Bestbluß des Nationalrates vom empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

20. Juni 1973 über ein Abkommen zwistben In diesem Sinne stelle ich zu Punkt 1 
der Republik österreich und der Europäischen den entsprechenden A n  t r a g. 
Wirtsdlaitsgemeinsdlaft zur Anwendung der Uber den zweiten Punkt: DurdJ. das vor­
Bestimmungen über das gemeinsdlaitliche liegende Abkommen wird die Teilnahme 
Versandverfahren samt Anlagen mit Anhän- Osterreichs am gemeinschaftlichen Versand­
gen und einem Protokoll über die Anwendung verfahren, das in den Mitgliedstaaten der 
von Artikel 6 Abs. 1 des Abkommens mit Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft seit 

Anhängen (979 der Beilagen) 1 .  Jänner 1970 in Kraft steht, geregelt. 

19. Punkt: Gesetzesbestbluß des Nationalrates Dieses gemeinschaftliche Versandverfahren 
vom 20. Juni 1973 über ein Bundesgesetz besteht im wesentlichen darin, daß die Uber­
betreffend die Durdtführung des Abkommens wachung des gesamten Beförderungsweges 
zwisdlen der R.epublik Usterreitb und der unter Zusammenwirken des Abgangszollamtes 
Europäistben Wirtschaftsgemeinsdlaft zur An- in dem einen Staat mit dem Bestimmungszoll­
wendung der Bestimmungen über das gemein- amt in einem anderen Staat erfolgt, wodurch 
sdlaitlitbe Versandveriahren (Versandveriah- die Kontrollen an den Binnengrenzen weitest­
ren-Durtbführungsgesetz) (980 der Beilagen) gehend reduziert werden können. 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zu den Dem Nationalrat erschien zwar bei der Ge-
Punkten 1 7  bis 19 der Tagesordnung, über nehmigung des vorliegenden Abkommens die 
die eingangs gleichfalls beschlossen wurde, Erlassung von Gesetzen im Sinne des Arti-
die Debatte unter einem abzuführen. kels SO Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz zur 

Es sind dies : Erfüllung dieses Abkommens entbehrlich, 

EGKS-Abkommen-Durchführungsgesetz, doch sollen die Vertragsbestimmungen durch 

Abkommen mit der Europäischen Wirt-
ein Bundesgesetz betreffend die Anwendung 

schaftsgemeinschaft zur Anwendung der Be-
des genannten Abkommens ergänzt werden. 

stimmungen über das gemeinschaftliche Ver-
Hiedurch soll der in einigen Regelungen des 

sandverfahren und Protokoll über die Anwen-
Abkommens vorgesehene völkerrechtliche 

dung von Artikel 6 Abs. 1 des Abkommens Ermessensspielraum durch innerstaatliche 

und Normen ausgefüllt werden, wodurch eine dem 
Artikel 18 Bundes-Verfassungsgesetz kon-

Versandverfahren-Durchführungsgesetz. forme Vollziehung des Abkommens gewähr-
Berichterstatter über diese drei Punkte ist leistet wird. 

Herr Bundesrat Dr. Heger. Ich bitte um die 
Berichterstattung. 

Der AussdlUß für auswärtige Angelegen-
heiten und wirtschaftliche Integration hat die 

Berichterstatter Dr. Heger: Herr Vorsitzen- gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung 
der! Meine Damen und Herrenl Uber den vom 26. Juni 1 973 in Verhandlung genommen 
ersten Punkt berichte ich wie folgt: Mit dem und einstimmig beschlossen, dem Hause zu 
vorliegenden Gesetzesbeschluß des National- empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 
rates sollen zur Gewährleistung der Erfüllung 
der in Artikel 20 des Abkommens mit den 

Somit bringe ich auch den diesbezüglichen 

Mitgliedstaaten und der Europäischen Gemein- A n  t r a g  vor. 

schaft für Kohle und Stahl entb.altenen Ver- Zum dritten Gesetzesbeschluß : Der vorlie­
pflichtungen hinsichtlidJ. bestimmter Eisen- gende Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
und Stahlerzeugnisse eine im Interesse der regelt die innerstaatliche Durchführung j ener 
Produzenten, des Handels und der Verbrau- Teile des Abkommens mit der Europäischen 
cher gelegene Stabilität des Marktes sicher- Wirtschaftsgemeinschaft zur Anwendung der 
gestellt und das Verbot des unlauteren Wett- Bestimmungen über das gemeinschaftliche 
bewerbes und diskriminierender Praktiken Versandverfahren, die einen völkerrechtlichen 
sowie die Transparenz des Marktes durchge- . Entscheidungsspielraum offenlassen. Dieser 
setzt werden. Die Kontrolle der vorgesehenen Entscheidungsspielraum soll durch den gegen­
Maßnahmen soll einer .beim Bundesministe- ständlichen Gesetzesbeschluß ausgefüllt wer­
rium für Handel, Gewerbe und Industrie zu den, um eine dem Artikel 18 Bundes-Ver­
errichtenden unabhängigen "Bundeskommis- fassungsgesetz konforme Vollziehung des Ab-
SI on für Eisen und Stahl" obliegen. kommens zu gewährleisten. 
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. Dr. Heger 

Ich stelle auch in diesem Sinne den ent- DI'. P i  t s c  h m a n  n: Geblieben! Wider 
sprechenden A n  t r a g, keinen EinspruCh zu Erwarten geblieben/), gesChätzt und begehrt 
erheben. in aller Welt. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Bericht­
erstatter für seine Berichte. 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein, die 
über die zusammengezogenen Punkte unter 
einem abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
TimthaI. ICh erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Tlmthal (SPO) : Herr Vorsitzen­
derl Sehr geehrter Herr Vizekanzlerl Ver­
ehrte Damen und Herren' Die zur Beratung 
stehenden Gesetze sind erforderliche 
legistiscb.e Maßnahmen zur Regelung wich­
tiger Probleme im Rahmen der Verträge mit 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Ge­
meinschaft. 

Das Bundesgesetz über die Durchführung 
des Artikels 20 des Abkommens zwischen 
Osterreich und der GemeinsChaft für Kohle 
und Stahl trifft die notwendigen Verfügungen 
zur Erfüllung dieses Artikels. 

Das Abkommen zur Anwendung der Bestim­
mungen über das gemeinschaftliche Versand­
verfahren bestimmt im wesentlichen, daß die 
UberwadlUng des gesamten Beförderungs­
weges unter Zusammenwirken des Abgangs­
zollamtes in dem e i n  e n Staat mit dem 
Bestimmungszollamt in einem a n d e r  e n 
Staat erfolgt, wodurch die Kontrollen an den 
Binnengrenzen weitestgehend reduziert 
werden können. 

Und das Versandverfahren-Durchführungs­
gesetz wird die Ausübung der UberwadlUng 
ermöglidlen. 

Alle drei Gesetze wurden im Nationalrat 
einstimmig besdllossen. ICh freue mich, daß 
auch die OVP-Fraktion im Bundesrat keine 
Beeinspruchung beantragt, zumal ja auch die 
interessierten österreichischen Wirtschafts­
kreise einheitlich den Standpunkt vertreten, 
daß Osterreidl trachten sollte, am gemein­
schaftlichen Versandverfahren teilzunehmen. 
Mit dem Inkrafttreten dieser Gesetze wird 
wiederum ein Sdlritt vorwärts zur wirtsdlaft­
lidlen Integration unserer Heimat mit der 
nun erweiterten EWG getan sein. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die wirtschaftliche Entwicklung Osterreichs ist 
überaus günstig, seit die Sozialisten die Füh­
rung in diesem Staate übernommen haben. 
In diesen drei Jahren betrug das reale Wirt­
schaftswachstum 20 Prozent. Wir liegen damit 
praktisch an der Spitze aller europäischen 
Staaten. (Bundesrat H e  i n z i n g e r: Trotz 
dieser Regierung!) 

Der Schilling, Herr Kollege Heinzinger, ist 
eine harte Währung geworden (Bundesrat 

Die Spareinlagen stiegen im gleichen Zeit­
raum von 1 17 auf 174 Milliarden Schilling. 

Die Investitionsrate konnte in dieser Zeit 
gewaltig gesteigert werden, und der private 
Konsum hat Rekordhöhen erreidlt. 

Die verstaatlidlte Stahlindustrie wurde kon­
zerniert. Die anderen Brandlen der Verstaat­
lidlten stehen vor der Zusammenführung. 

Es herrsCht überall Vollbeschäftigung. Die 
Zahl der Besdläftigten liegt auf einer Rekord­
höhe von 2,6 Millionen, das sind mehr als 
doppelt so viel wie in der Ersten Republik, 
als die christlich-soziale Partei diktierte und 
die Sozialdemokratische Partei verboten war. 
(Bundesrat H 0 1 m a n  n - W e I l  e n  h 0 1: Auch 
schon vorbei!) 

Die Einkommen stiegen in den vergangenen 
drei Jahren nominell um 36 Prozent und real 
um 21 Prozent. 

Eine Sozialoffensive großen Ausmaßes, die 
alle Bereiche des menschlichen Lebens vorteil­
haft beeinflußt, wurde in dieser Zeit einge­
leitet und auch durchgeführt. 

Die österreichische Wirtschaft blüht und ge­
deiht. Der Lebensstandard der gesamten Be­
völkerung steigt ständig. 

Diese positive Gesamtentwicklung unter­
scheidet sich Gott sei Dank von der Sdlwarz­
malerei der OVP. Ein Musterbeispiel hiefür 
war unter anderem der Debattenbeitrag von 
Kollegen Bundesrat Ing. Gassner, seines Zei­
chens stellvertretender Generalsekretär des 
OAAB (Bundesrat Ing. H a  r r a m a c  h: Nein, 
er ist schon Generalsekretärl) - Entschul­
digung (Bundesrat Ing. S p i n d e I  e g g e r: Er 
ist uniniormiertl) -, in der Sitzung des Bun­
desrates am 27. Juli 1972 anläßlidl der Unter­
zeichnung der Verträge mit den Europäischen 
Gemeinschaften. Damals sah Kollege Gassner 
125.000 Arbeitsplätze gefährdet. Er multipli­
zierte diese Zahl mit dem Faktor 3 und kam 
dadurdl auf 400.000 Mensdlen, deren Existenz 
bedroht wäre. Rechnerisch ist es zwar nidlt 
ganz richtig, aber im Protokoll steht es so. 

Kollege Gassner hob besonders die Dis­
kriminierung der Edelstahlindustrie hervor 
und sah für diesen wichtigen Industriezweig 
besonders schwarz. Sein gutes Recht, sdlwarz­
zusehen, und eigentlich gar nidlt verwunder­
lich, wenn man bedenkt, daß die Mitglieder 
der Osterreichischen Volkspartei allgemein 
- aber bitte, keinesfalls herabsetzend ge­
meint - als "Sdlwarze" bezeichnet werden. 

Da iCh nun als Belegschaftsvertreter dem 
Edelstahlbereidl angehöre, verfolge ich die 
wirtschaftliche Entwicklung unseres Unter-
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Timthai 

nehmens in all seinen Phasen mit Argusaugen, 
weil ich ja mit meinen Freunden im Betriebs­
rat für die Belegsdlaft in all ihren Belangen 
verantwortlich bin. 

Deshalb bin ich nun in der Lage, 
zu Ihrer Beruhigung, Herr Ing. Gassner, 
und zu meiner Freude dem Hohen Bundesrat 
folgende Auftragseingangsentwicklung der 
beiden Edelstahlwerke Schoeller-Bleckmann 
und Gebrüder Böhler & Co · aus den EWG­
Ländern mitzuteilen. Als Vergleichszeitraum 
habe ich die Monate Jänner bis Mai der Jahre 
1912 und 1 913 gewählt. Die Steigerungssätze 
betrugen: zunächst für Schoeller-Bleckmann: 
Belgien 31,6 Prozent, Bundesrepublik Deutsch­
land 12,1 Prozent, Frankreich 86,S Prozent, 
Holland 21 Prozent, Italien 34,6 Prozent, bei 
Dänemark gab es einen Auftragseingangs­
abfall im gleichen Zeitraum von 1,3 Prozent, 
und aus England gab es mehr Auftragsein­
gänge im Ausmaß von 84,5 Prozent. 

Und nun zu Bähler: Belgien plus 3,5 Pro­
zent, Bundesrepublik Deutsdlland plus 
12,1  Prozent, Frankreich plus 10 Prozent, Hol­
land plus 13,4 Prozent, Italien plus 82 Prozent, 
Dänemark plus 1 Prozent und EnglaJ;l'd plus 
62 Prozent. 

Die Edelstahlausfuhr nach Irland war und 
ist heute noch bei beiden Unternehmungen 
gleidl Null. 

Diese Zahlen, Herr Ing. Gassner, meine 
Damen und Herren, spredlen wohl für sich 
selbst. Sie zeigen mit großer Deutlidlkeit 
einen gewaltigen Aufschwung des Edelstahl­
gesdläftes mit den Ländern der Europäisdlen 
Gemeinschaft. Von einer Gefährdung der 
Arbeitsplätze kann angesidlts dieser positiven 
Entwicklung, trotz der hohen Exportquoten 
�er österreichischen Edelstahlindustrie wohl 
nidlt mehr die Rede sein. 

GleidJ.zeitig ist diese Entwicklung aber auch 
das beste Zeugnis für alle Mitarbeiter in bei­
den Edelstahlunternehmungen. Nur wer weiß, 
wie hart es ist, sich ständig . am Weltmarkt 
gegen stärkste Konkurrenz behaupten zu 
müssen, nur der vermag zu beurteilen, wieviel 
Können, Fleiß und Organisationskraft hiezu 
erforderlich sind. 

Die hervorragende Auftragssituation der 
gesamten verstaatlichten Eisen- und Stahl­
industrie und die damit verbundene Umsatz­
steigerung im Jahre 1973 bestätigen meine 
Worte, nachzulesen im Protkoll der Bundes­
ratssitzung vom 27. Juli 1 972. Ich sagte 
damals, "daß wir diese Probleme in gemein­
samer Arbeit meistem und· im Aufwind eines 
zukünftigen, größeren Wirtschaftsraumes kon­
tinuierlich expandieren werden zum Wohle 
der Unternehmungen, zum Nutzen der dort 
Beschäftigten und zur Stärkung der gesamten 
österreichischen Wirtsdlaft."  Und der von der 

OVP verteufelte Stahlkonzern, die VOEST­
Alpine mit den Edelstahltächtern Böhler und 
Schoeller-Bleck.mann, wird dazu einen wesent­
lichen Beitrag leisten. 

Ubrigens, meine Damen und Herren, die 
verstaatlichte Industrie hat wieder einmal 
einen ganz gemeinen Tiefschlag erhalten. War 
es bei der Stahlfusionierung der OAAB, der 
diesen Tiefschlag führte, so ist es jetzt der 
Wirtschaftsbund. Der Wirtschaftsbund der 
Volkspartei hat kürzlich in Salzburg ein Wirt­
schaftsprogramm auf den Tisch gelegt, in dem 
unter anderem die Reprivatisierung der ver­
staatlichten Betriebe verlangt wird. 

Daneben soll ferner eine Privatpost gegrün­
det werden. 

Bei der Krankenversicherung ist ein 
Selbstbehalt einzuführen, und außerdem sollte 
ein Abbau der wirtschaftlichen Tätigkeit der 
öffentlichen Hand erfolgen. 

Diese Forderungen des OVP-Wirtschafts­
bundes zeigen deutlich, was Osterreich erwar­
ten würde, wenn die OVP wieder an die 
Macht kommen sollte. 

Und das Traurigste dabei ist: Der OAAB 
schweigt zu diesen programmatischen Aus­
wüchsen seines Bruderbundes, die uns wieder 
ins finsterste Mittelalter zurückführen würden. 
(Heiterkeit bei der OVP.) 

Eine Wirtschaftspolitik in diesem klein­
karierten Kantönligeist wäre der Todesstoß 
unserer Integrationsbemühungen. 

Natürlich - darauf möchte ich auch heute 
hinweisen - sind die EWG-Verträge keine 
Einbahn. Dies beweisen wiederum die heute 
zur Beschlußfassung vorliegenden Durch­
führungsgesetze. 

Es ergeben sich für die Exportindustrie 
Schwierigkeiten durch den derzeitigen "Wäh­
rungssalat" in Europa und in der Welt. Hier 
Ordnung zu schaffen, liegt leider nicht nur im 
Einflußbereich Osterreichs. 

Was aber wir tun können und gemeinsam 
tun müssen, ist, die Stabilität im Inner�n zu 
erreichen. Wir alle wissen, daß diese Stabilität 
auf Grund unserer starken Importabhängigkeit 
nur eine relative sein kann. Aber trotzdem 
könnte bei gutem Willen und Wollen viel 
getan werden. 

Doppelzüngige Lippenbekenntnisse aller­
dings nützen dabei nichts, denn eines wird 
für uns langsam zur Gewißheit : Der OVP geht 
es nur um die eigene Partei, nicht um das 
Wohl des Staates, nicht um ein ausgewogenes 
Budget und nicht um die Stabilität. (Wider­
spruch bei der OV}>.) 

Auf der einen Seite immer mehr vom Staat 
verlangen, einige Berufsgruppen, wo eine 
OVP-Mehrheit besteht, aus vorwiegend poli-
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tischen Gründen in den Streik zu hetzen und 
damit die Durchführung epochemachender 
sozialer Errungenschaften gefährden, auf allen 
Ebenen lizitieren und schüren. (Bundesrat lng. 
G a s  s n e r: Jetzt wissen wir die Begrün­
dung! - Bundesrat lng. H a  r r a m a c  h: -Das 
glaubt nicht einmal Ihr Vizekanzler!) Auf der 
anderen Seite aber, meine Damen und Herren 
von der OVP. nach wirksamer Stabilitäts­
politik schreien. Dies ist meiner Meinung nach 
keine ehrliche Politik. Diese Politik ist gegen 
den Staat gerichtet, der wir alle sind, und 
gerichtet gegen die Bevölkerung, die diese 
Ihre gefährliche Politik erleiden muß. 

Wir österreichischen Sozialisten aber 
werden unbeirrt den Weg des Fortschritts 
weitergehen. Mosaiksteine auf diesem Weg 
zu einem modernen Osterreich sind auch die 
zur Beratung stehenden EWG-Durchführungs­
gesetze, denen wir gerne die Zustimmung 

. geben. Danke schön. (Beifall bei der SPO.) 
Vorsitzender: Zum Wort gemeldet ist Herr 

Bundesrat Dr. Goess. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Bundesrat Dr. Goi!ss (OVP) : Hohes Hausl 
Herr Vizekanzler! Meine sehr geehrten Damen 
und Herrenl Die zwei vorliegenden Gesetzes­
beschlüsse und der eine Vertrag sind Folge 
unseres Vertrages mit der EWG, aber sie 
müssen auch unabhängig davon in ihrer Wir­
kung auf die österreichische Wirtschaft beur­
teilt werden. Das ist im Nationalrat sehr aus­
giebig geschehen, ich kann mich daher auf 
einige Anmerkungen dazu beschränken. 

Das Abkommen zwischen Osterreich und 
den Mitgliedstaaten der EG/Kohle und Stahl 
beziehungsweise das Ausführungsgesetz ent­
hält unter anderem die Bestimmung, daß eine 
Bundeskommission für Eisen und Stahl ein­
zurichten ist, die gewisse Vollmachten in 
bezug auf die Preisbestimmung hat. Es wäre 
wünschenswert gewesen. das richterliche 
Element in dieser Bundeskommission etwas 
mehr zu stärken und damit auch die Unab­
hängigkeit dieser Kommission in der diffizilen 
Sphäre der Preisfestsetzung stärker zu be­
tonen. 

Das Verbot des unlauteren Wettbewerbs, 
der Grundsatz der Nichtdiskriminierung und 
die Publizität der Preise, die in diesem Ver­
trag beziehungsweise Ausführungsgesetz vor­
geschrieben werden, sind an sich notwendige 
Regeln für die Funktionsfähigkeit jeder 
Marktwirtschaft, unabhängig davon, ob im 
Bereich der EWG oder allein. und sie sind 
daher positiv zu beurteilen. 

Positiv zu beurteilen ist ebenfalls der Ver­
trag betreffend den Versand von Gütern, weil 
hier einmal ein Verfahren im wirtschaftlichen 
Bereich vereinfacht wird, nämlich der Ver­
sand von Gütern. Die österreichische Wirt-

schaft ist wahrlich nicht verwöhnt. vom 
Gesetzgeber in Gesetzen Vereinfachungen zu 
bekommen. 

Grundsätzlich positiv - und das möchte 
ich also auch hier anmerken - ist von uns aus 
zu werten. daß in der ganzen Frage der Inte­
gration im wesentlichen zwischen Regierung 
und Opposition die gleiche Sprache gesprochen 
wird. Das ist im Bereich der Außenpolitik 
üblich, nahezu selbstverständlich, im Bereich 
der Wirtschaftspolitik aber, wo also im grund­
sätzlichen sehr verschiedene Auffassungen 
herrschen, sicher nicht selbstverständliCh. 

Ich persönliCh halte daher auch nichts von 
Polemiken in diesem BereiCh. Aber eine Ant­
wort bin ich meinem sehr geschätzten Vor­
redner hier doCh sdlUldig, der es bedauer­
licherweise für notwendig befunden hat. diese 
gemeinsame Sprache zu stören und ausein­
anderzureden . 

Ich darf Sie daran erinnern, Herr Kollege 
Tirnthal, daß es nicht führende OVP-Politiker 
waren, die den Sowjets frei Haus die Argu­
mente gegen unsere Zusammenarbeit mit der 
EWG geliefert haben. (Bundesrat S c h i  p a n  i: 
Was soll das heißen?) Und ich darf Sie eben­
falls daran erinnern, Herr Kollege, daß es 
ebenfalls nicht Spitzenpolitiker der OVP 
waren, die in Vorarlberg die Frage gestellt 
haben. ob eine Zusammenarbeit mit der EWG 
als einer Vereinigung kapitalistischer Aus­
beuterstaaten überhaupt in Frage kommt. Das 
nur kurz zur Anmerkung Ihrer Reklamation. 
(Beifall bei der OVP. - Bundesrat Doktor 
P i t 8 C h m a n  n: Er hat noch nie etwas von 
Pittermann gehörtI) -

Ich darf in diesem Zusammenhang fest­
stellen, Herr Kollege, daß die Anerkennung, 
die man Regierung und Opposition für die 
gemeinsame Sprache ausgesprochen hat, schon 
eher für die Opposition gilt, denn leicht hat 
es uns die Regierung in letzter Zeit nicht 
gemacht. 

Ich verweise nur auf die als Notwendigkeit 
für unsere Zusammenarbeit mit der EWG 
herausgestellte Einführung der Mehrwert­
steuer zum falschen Zeitpunkt. mit einem 
überhöhten Satz und mit ihrer Auswirkung 
auf die Preise. Ich darf darauf verweisen, daß 
bis heute zum Beispiel die Landwirtschaft noch 
immer vergeblich auf die Erstattungsregelung 
wartet. Ich darf darauf verweisen, daß jetzt 
noch immer Verhandlungen über die soge­
nannten § 9-Mittel im Zusammenhang mit den 
Exportstützungen landwirtschaftlicher Pro­
dukte stattfinden, welche von der Regierung 
ebenfalls im Zusammenhang mit dem Ab­
schluß des EWG-Abkommens, als außer Streit 
gestellt, zugesagt wurden. aber bis heute noch 
nicht geregelt sind. 
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Dr. GoiSss 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Im 
Nationalrat hat auch die Frage eine Rolle 
gespielt, ob wir Musterschüler der Erfüllung 
des EWG-Vertrages oder nur Mitläufer sein 
sollen. Ich halte diese Fragestellung für müßig. 
Ich betrachte es als wesentlich und sicherlich 
als unsere Aufgabe, alles dazu zu tun und 
initiativ zu sein, um einen weiteren Ausbau 
der Großraumwirtschaft in Europa zu fördern. 
Dazu kann Osterreich als Kleinstaat einiges 
beitragen. 

Ich verweise hier auf die Möglichkeiten 
einer besseren Nutzung des Europarates im 
politischen Bereich, was gerade für einen neu­
tralen Kleinstaat sehr wesentlich ist, und auf 
einen weiteren Ausbau unserer Zusammen­
arbeit mit der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft, denn diese Gemeinschaft ist 
zweifellos zurzeit jene Organisation, von der 
die größte Dynamik für ein gemeinsames 
Europa ausgeht. 

Diese verstärkte Zusammenarbeit mit der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über 
unseren jetzigen Vertrag hinaus sehe ich also 
primär in drei Bereichen, in denen gemein­
sames Planen und Handeln überhaupt Vor­
aussetzung für eine wirksame Tätigkeit ist. 

Das ist einmal der Bereich der Währung. 
Die Teilnahme Osterreichs an einer gemein­
samen Währungspolitik mit den neun Staaten 
der Gemeinschaft ist aus zwei Gründen 
wesentlich, j a  fast lebenswichtig. Einmal ist 
die Abwehr spekulativer Kapitalbewegungen 
für einen währungspolitischen Zwerg, wie wir 
es sind, allein nicht möglich, sondern nur in 
Gemeinschaft mit den starken Währungs­
ländern. Wer gibt uns denn die Garantie, daß 
diese spekulative Kapitalbewegung immer nur 
nach anderen Staaten gerichtet ist, also in 
erster Linie nach der Bundesrepublik? Wenn 
dieses Reservoir einmal erschöpft ist, dann 
werden wir darankommen. Allein werden wir 
diese Abwehr nicht schaffen, daher die Zu­
sammenarbeit mit den neun Staaten in diesem 
Bereich. 

Und zweitens ist ein kleines Land wie 
Osterreich nicht in der Lage, eine von einem 
großen Währungsblock, wie es die EWG in 
Bälde sein wird, unabhängige Währungs­
politik zu betreiben, das heißt, wir kommen 
sowieso unweigerlich in den Sog dieser Poli­
tik. Wenn wir da nicht mitbestimmen können, 
wie diese Politik gestaltet wird, dann sind 
wir also nur Objekt einer fremden Währungs­
politik. Das heißt, wir müssen schauen, daß 
wir auf diesen Zug rechtzeitig aufsteigen. Ich 
verweise darauf, daß immerhin trotz aller 
Krisen und Schwierigkeiten die EWG heute 
bereits einen Währungsfonds eingerichtet hat 
und mit 1 .  Jänner 1974 die zweite Stufe 

auf dem Weg zur projektierten Währungs­
union antritt. Diese Währungsunion, deren 
letztes Ziel eine gemeinsame europäische 
Währung ist, soll 1980 erreicht werden. Es ist 
also Zeit für uns, uns hier ranzuhalten. 

Das zweite Gebiet, auf dem diese Zu­
sammenarbeit unweigerlich notwendig ist, ist 
der Verkehr. Ich verweise nur darauf, daß 
heute in Japan Eisenbahnzüge mit 
500 Kilometer Stundengeschwindigkeit fahren. 
Wir werden das auch machen müssen. Aber 
solche Züge können ja nicht durch nationale 
Grenzen gestoppt werden, wo sie eine halbe 
Stunde nach ihrer Abfahrt an einer Grenze 
ankommen, wo ein anderes Verkehrssystem 
sie hindert, weiterzufahren. 

Ebenso kann die Koordination zwischen 
Schiene und Straße nur auf gesamt­
europäischer Ebene und nicht mehr von den 
Einzelstaaten und schon gar nkilt von einem 
Kleinstaat erfolgreich erreicht werden. 

Der dritte Bereich, der hier wesentlich ist,. 
ist der vielstrapazierte Umweltschutz. Unsere 
Gewässer und unsere Luft werden wir nur 
reinhalten und sanieren können, �enn wir 
dies mit den europäischen Staaten gemeinsam 
tun. Es genügt also hier auch nicht eine gute 
Willens-Erklärung, sondern das erfordert ganz 
konkrete Bereitschaft zur Zusammenarbeit im 
Bereich der Planung, im Bereich der Finan­
zierung und im Bereich der Ausführung. 

Ich fasse nun zusammen: Der bisher einge­
schlagene Weg im Bereich der Integration 
hat sich grundsätzlich als richtig erwiesen. Der 
Vertrag zwischen uns und der EWG bietet die 
Möglichkeit, unsere Wirtschaft und unsere 
Gesellschaft positiv zu entfalten. Aber diese 
Möglichkeiten müssen von uns aktiv durch. 
eine gute Politik, in erster Linie durch eine 
gute Wirtschafts-, Sozial- und Finanzpolitik, 
genützt werden. Wir werden dabei Krisen 
und Rückschläge erleben, genauso wie die 
EWG Krisen und Rückschläge erst in jüngster 
Zeit erlebt hat. Aber wenn wir wirklich 
wollen, dann werden wir auch diese Rück­
schläge überwinden, wenn wir uns vor Augen 
halten, daß dies wirklich der einzige Weg ist, 
um überhaupt bestehen zu können. 

Drittens und letztens müssen wir uns das 
nächstgrößte Ziel vor Augen halten, das hier 
für uns anzustreben ist, nämlich eine gesamt­
europäische Staatengemeinschaft, womit ich 
also sagen will, daß die EWG und ihr 
Kristallisationspunkt mit den assoziierten 
Staaten und den Staaten, die im Bereich einer 
Freihandelszone mit ihr zusammenarbeiten 
wie Osterreich, allein sehr bald nicht mehr 
genügen wird und daß es unser Ziel sein 
muß, aktiv für eine gesamteuropäische 
Staatengemeinschaft einzutreten. (Beifall bei 
der OVP.) 
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Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr Vorsitzender-Stellvertreter Hella Hanzlik: 
gemeldet. Wir kommen nunmehr zur Wahl der beiden 

Ich frage, ob zu diesem Tagesordnungspunkt S e h r  i f t f ü h r e r. 

noch jemand das Wort wünscht. - Das ist Es liegt mir der Vorschlag vor, die Bundes-
nicht der Fall. räte Ing. Johann G a s  s n  e r und Leopoldine 

Die Debatte ist geschlossen. P 0 h I zu Schriftführern des Bundesrates zu 

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schluß- wählen. 

wort gewünscht? - Das ist ebenfalls nidlt Falls kein Einwand erhoben wird, nehme 

der Fall. ich auch diese Wahl unter einem vor. - Ein­

Die Abstimmung über die vorliegenden Be­
sdllüsse des Nationalrates erfolgt getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten A b s t i m­
m u n g beschließt der Bundesrat, gegen die 
beiden Gesetzesbeschlüsse und den Beschluß 
des Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u e h  zu 
erheben. 

20. Punkt: Wahl der beiden Stellvertreter des 
Vorsitzenden des Bundesrates sowie der zwei 
Sduiftführer und der zwei Ordner für das 

2. Halbjahr 19'13 

Vorsitzender-Stellvertreter Hella Hanzlik 
(die die Leitung der Verhandlungen über­
nommen hat): Wir kommen nunmehr zum 
20. Punkt der Tagesordnung: Wahl der beiden 
Stellvertreter des Vorsitzenden des Bundes­
rates sowie der zwei Schriftführer und der 
zwei Ordner für das 2. Halbjahr 1973. 

Gemäß § 5 Abs. E der Geschäftsordnung 
ist das Büro des Bundesrates halbjährlich zu 
erneuern. 

Wird die DurChführung der erforderlichen 
Wahlen mittels Stimmzettel gewünscht? - Es 
ist dies nidlt der Fall. 

Ich werde daher die Wahl der beiden Stell­
vertreter des Vorsitzenden des Bundesrates 
durch Erheben von den Sitzen und die Wahl 
der übrigen Mitglieder des Büros des Bundes­
rates durch Handzeichen vornehmen lassen. 

Wir kommen zur Wahl der beiden S t e  1 1-
v e r  t r e t e r d e s V o r  s i t z e n  d e n. 

wand wird nicht erhoben. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, 
die diesem Wahlvorschlag ihre Zustimmung 
geben, um ein Handzeichen. - Dies ist 
Stimmeneinhelligkeit. Der Wahlvorschlag ist 
somit angenommen. 

Ich frage die Gewählten, ob sie die Wahl 
annehmen. 

Bundesrat Ing. Gassner: Ja. 

Bundesrat Leopoldine Pohl: Ja. 

Vorsitzender-Stellvertreter Hella Hanzlik: 
Wir kommen nunmehr zur Wahl der beiden 
o r d n  e r. 

Es liegt mir der Vorsdllag vor, die Bundes­
räte Leopold W a l l  y und Johann M a y e r 
zu Ordnern des Bundesrates zu wählen. 

Falls kein Einwand erhoben wird, werde 
ich auch in diesem Falle die Wahl unter einem 
vornehmen lassen. -:- Einwand wird nidlt 
erhoben. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, 
die audl diesem Wahlvorsdllag ihre Zustim­
mung geben, um ein Handzeichen. - Dies ist 
Stimmeneinhelligkeit. Auch dieser Wahl­
vorschlag ist somit angenommen. 

Ich frage die GewähIten, ob sie die Wahl 
annehmen. 

Bundesrat Wally: Ja. 

Bundesrat Mayer: Ja. 

Vorsitzender-Stellvertreter Hella Hanzlik: 
Es liegt mir der Vorschlag vor, die Bundes- Danke schön. 

räte Professor Dr. h. c. Fritz E c k  e r t und 
Dr. Franz S k o t  t o n  zu Vorsitzenden-Stell­
vertretern zu wählen. 

Falls kein Einwand erhoben wird, nehme 
ich die Wahl unter einem vor. - Einwand 

wird niCht erhoben. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, 
die diesem Wahlvorschlag ihre Zustimmung 
geben, sidl von den Sitzen zu erheben. -
Dies ist die Stimmeneinhelligkeit. Der Wahl­
vorschlag ist somit angenommen. 

Ich frage die Gewählten, ob sie die Wahl 
annehmen. 

Bundesrat Dr. h. c. E<kert : Ja. 

Bundesrat Dr. Skotton: Ja. 

Vorsitzender (der wieder die Verhandlungs­
leitung übernommen hat): Meine Damen und 
Herren! Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Die Einberufung der n ä c h s t e n Sitzung 
des Bundesrates wird auf schriftlichem Wege 
erfolgen. Als

· 
Sitzungstermin ist Mittwoch, der 

18. Juli 1 913, 9 Uhr in Aussidlt genommen. 

Die entsprechenden Ausschußsitzungen sind 
fül den Tag vorher ab 16 Uhr vorgesehen. 

Für die Tagesordnung dieser Sitzung 
kommen jene Vorlagen in BetraCht, die der 
Nationalrat bis dahin verabschiedet haben 
wird, soweit sie dem Einspruchsrecht des 
Bundesrates unterliegen. Ein diesbezügliches 
Aviso wird nom schriftlich ergehen. 
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Sdllußanspradte des Vorsitzenden 

Vorsitzender Dr. Skotton: Meine Damen 
und Herren! Hoher Bundesratl Am Ende mei­
ner Amtsperiode bedanke im mim bei allen 
Mitgliedern des Bundesrates für das Verständ­
nis, das sie meiner Aufgabe entgegengebramt 
haben. Ich bin mir bewußt, daß jede frumt­
bare politische Tätigkeit nur durm gegensei­
tiges Verständnis ermöglicht wird. 

Trotzdem gilt die Politik als harter Job. Und 
sie ist auch ein harter Job. Denn Verstäridnis 
und MenschlidJ.keit werden nur zu oft ver­
drängt oder zumindest eingeengt durch Ehr­
geiz und Mamtstreben einzelner. Mit Besorg­
nis verfolge im die Entwicklung, wie die Aus­
einandersetzungen immer schärfer werden. 

Ist es aber auf die Dauer für die mensch­
liChe Gesellsmaft, für unsere Gesellschaft er­
träglich, wenn ihre Gestaltung zu einem haß­
erfüllten Geschäft wird? Ohne Verständnis, 
ohne Mitempfinden wird es letzten Endes zu 
einem mörderischen politismen Kampf kom­
men, der jede Verständigung unmöglich 
macht. 

Die politische, technokratisme Perfektion 
kann aber auch vor der eigenen politischen 
Gruppe dann nicht mehr h altmachen. Auch 
hier wird sich eine bloße Interessengemein­
schaft etablieren, die jeden Augenblick zerfal­
len kann. Oft ist jetzt smon der Kampf in den 
eigenen Reihen einer politischen Gruppe här­
ter und gnadenloser als alles andere. 

So wird die politisme Auseinandersetzung 
ein mitleidloser Kampf, begleitet vom höhni­
smen Gelämter der Offentlichkeit, denn die 
OffentlidJ.keit ist, wie wir alle wissen, auf uns 
Politiker nimt gut zu sprechen. 

Fast jeder Mensch ist mit seinem Schicksal 
unzufrieden, aber niemand sucht die Schuld 
bei sich selbst, wenn seine Hoffnungen nicht 
in Erfüllung gehen. Er gibt den Umständen 
die Schuld, und er ist leimt dazu bereit, diese 
Umstände zu personalisieren, zu identifizieren 
mit denjenigen, die die Gesellschaft zu ge­
stalten und einzurichten haben. So sind also 
die Politiker smuld. 

Jetzt hat die Offentlichkeit einen konkreten 
Punkt, auf den sie die allgemeine vage Unzu­
friedenheit hinlenken und konzentrieren kann. 
Und das wird sehr ausgiebig von den Mei­
nungsmachern auch ausgenützt. 

Der Politiker ist eigentlich dagegen wehr­
los, denn es herrscht keine Chancengleichheit 
zwischen Politikern und Journalisten. Der Po­
litiker hat niemals die Möglichkeit, im selben 
Umfang und in derselben Pladerung eine Er­
widerung zu bringen. 

Aber diese Rolle können die Sensations­
berimterstatter in Osterreich auch nur des­
halb spielen, weil einige ehrgeizige Politiker 
oft meinen, mit lancierten Meldungen ihr 
eigenes Image pflegen und das eines anderen 
untergraben zu können. 

Aber hier trafen Temnokraten aufeinander, 
und jetzt ist vielfach der Politiker bereits der 
manipulierte Gefangene einer Sensations­
presse. 

Sehr deutlich wird das zum Beispiel bei 
sogenannten Bürgerinitiativen. In den zustän­
digen Gremien wird schließlich nicht leicht­
fertig entschieden, und meist liegen einstim­
mige Beschlüsse vor. 

Findet aber eine solche Initiative die Unter­
stützung eines Massenblattes, kann man fast 
sicher sein, daß Politiker ihre eigenen Be­
schlüsse verleugnen und sich zu Wortführern 
dieser Pseudovolksbewegung machen. Dabei 
wird aber doch · nur nam dem Motto vorge­
gangen: "Heiliger Florian, verschon unser 
Haus und zünd ein anderes an!" "An meinem 
Haus soll keine Hauptstraße vorbeigehen, sie 
soll woanders gebaut werden'" "Uber meinem 
Dorf soll keine Flugschneise sein, das soll 
über einem anderen Ort gemacht werden." 

Wenn ich daran denke, daß in einem solch 
egoistischen, mitleidlosen, haßerfüllten Klima 
im Herbst dieses Jahres zwei entscheidende 
Wahlen stattfinden, kann ich für die kommen­
den Wahlkämpfe nur das Schlimmste befürch­
ten. Dieses Klima haben aber nicht nur wir 
Politiker geschaffen, es ist auch ein Ergebnis 
der Organe, die über die politische Tätigkeit 
berichten. 

Ich frage mich wirklich besorgt: Was werden 
uns die Wahlkämpfe hier noch an Eskalation 
und an Verteufelungen des politischen Geg­
ners bringen? 

Hier im Bundesrat, meine Damen und Her­
ren, herrscht zwischen den beiden Fraktionen 
noch ein verhältnismäßig gutes Klima. Viele 
von uns haben miteinander gute persönliche 
Kontakte. Man kann fast sagen: Dieser Bun­
desrat ist noch eine Stätte eines offenen Ge­
sprächs und eines gegenseitigen Verständ­
nisses. 

So hoffe ich, meine Damen und Herren, daß 
ich an Sie am Schluß meiner Amtsperiode 
eine Bitte richten darf: Setzen Sie sich per­
sönlich dafür ein, daß das politische Leben 
in Osterreich, besonders der Wahlkampf im 
Herbst, so verläuft, daß wir uns gegenseitig 
immer noCh. offen in die Augen sehen können. 
Ich danke sehr. (Allgemeiner Beifall.) 

Die Sitzung ist g e s c h I 0 S s e n. 

Schlni der Sitzung: 15 Uhr 25 Minuten 

österreichische Staatsdruekerei L61 27233 

323. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)64 von 64

www.parlament.gv.at




